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VORBEMERKUNG. 



Im Jahre 1862 veröffentlichte ich in der Zeitung des 
Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen eine Darstellung 
der geschichtlichen Entwickelung des preussischen Eisen- 
bahnnetzes mit Rücksicht auf die Stellung der Regierung zu 
derselben. 

Die Bedeutung, welche neuerdings die Weiterentwicke- 
lung des preussischen Eisenbahnnetzes gewonnen hat, und 
das allgemeine Interesse, mit welchem man die Stellung der 
Regierung ihr gegenüber allseitig betrachtet, hat mich ver- 
anlasst in nachstehenden Blättern eine geschichtliche Ent- 
wickelung des preussischen Eisenbahnnetzes bis auf die neueste 
Zeit zu geben. 

Schwalbach, im Februar 1874. 
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Als der Maschinenfabrikant Stephenson durch die Maschine 
»Rocket«, welche er im Jahre 1829 für die Liverpool-Manchester 
Eisenbahngesellschaft erbaute, dargethan hatte, dass Locomotiven 
zur Fortschaffung von Personen und OUtem auf Eisenbahnen sehr 
wohl anwendbar seien, und ala der Betrieb dieser im Jahre 1830 
eröffneten Eisenbahn fUr den Erbauer günstige finanzielle Resultate 
versprach, entstanden in England und Nordamerika bald ausgedehnte 
Eisenbahnanlagen und ward in den übrigen Staaten Enropa's der 
lebhafte Wunsch angeregt, von dieser neuen wichtigen Erjßndung 
ebenfalls Gebrauch zu machen. Dieser Wunsch wurde aber weni- 
ger durch die volkswirthschaftliche Bedeutung und Nützlichkeit der 
Eisenbahnen, welche man anfangs gänzlich misskannte, hervorge- 
rufen, als vielmehr durch die Aussicht auf bedeutenden Gewinn, 
wie er in England bei diesen Unternehmungen erzielt war. Mit der 
Zeit aber erkannte man die wesentlichsten Eigenthttmlichkeiten der 
Eisenbahnen, verspürte die mit ihnen erzielten Wirkungen und sah 
namentlich, wie sie nicht eine besondere Klasse von Interessen, 
sondern alle Interessen, welche die Menschen in der Gesellschaft zu 
verfolgen haben, wie sie Ackerbau, Gewerbe, Handel^ Kunst und 
Wissenschaft, Familie, Gemeinde und Staat in ihrer Entwickelung 
unterstützten^ wie sie die einzelnen Provinzen eines Landes sich 
näher brachten, und die Nationen in immer mannigfaltigere Be- 
ziehungen setzten ; und so das politische, commerzielle und sociale 
Gleichgewicht zu erhalten^ sich besonders fähig zeigten. 

Allgemein fühlte man damit in allen Staaten die Nothwendig- 
keit, falls man nicht weit in der ganzen Entwickelung zurückbleiben 

Schreiber, Pr. Etseubalmen. 1 



wollte, von diesem neuen Communicationsmittel den möglichst aus- 
gedehnten Gebrauch machen zu müssen. 

Auch in Deutschland war dies der Fall. Man Überwand bald 
das anfangs gehegte Misstrauen und griff mit Eifer die Herstellung 
eines Eisenbahnnetzes in den verschiedenen Staaten an. — Während 
in Orossbrittanien, den dort heiTschenden staatswirthschaftlichen 
Grundsätzen entsprechend, die Eisenbahnen nur auf dem Wege der 
Privatunternehmungen gebaut wurden, war man in den übrigen 
europäischen Staaten über das Verhältniss der Staatsgewalt zu den 
Eisenbahnen nicht einig und namentlich darüber nicht, ob der Bau 
und Betrieb der Bahnen der Privatindustrie überlassen bleiben dürfe, 
oder ob nicht vielmehr die Regierung diese Sache als Staatsange- 
legenheit in die Hand nehmen müsse. Diese Verschiedenheit der 
Ansichten, welche namentlich auch in Deutschland hervortrat, seit- 
dem dort die Eisenbahnen weiteren Eingang gefunden hatten, und 
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die Unternehmer mancherlei Unterstützungen Seitens des Staates be- 
anspruchten und erhielten, bildete sich bald zu einem heftigen 
Streite aus, der mit grossem Eifer oft mit leidenschaftlicher Hitze 
und dem Aufgebot mancherlei Motive geführt, jetzt noch nicht als 
völlig erledigt bezeichnet werden kann, vielmehr, so oft über den 
Bau einer Bahn verhandelt wird, hervorzubrechen pflegt und bald 
zu Gunsten der Freunde der Staatsbahnen, bald zu Gunsten der 
Gegner entschieden wird. — 

Blicken wir auf die Ausdehnung der Staats- und Privatbahnen 
und auf die Verfassung der einzelnen Staaten, in welchen sie liegen, 
so können wir uns gegenüber dem bunten sich darstellenden Bilde 
jeglicher Aussicht auf den Grund der getroffenen Entscheidung be- 
raubt fühlen. Wir sehen, dass in England, wo die Bahnen zuerst 
Anwendung fanden, nur Privatbahnen ohne Unterstützung vom 
Staate erbaut werden, und dass in Amerika, wo gleichfalls schnell 
ein bedeutendes Eisenbahnnetz hergestellt wurde, sich die Regie- 
rungen der Einzelstaaten allerdings direct und selbstthätig dabei be- 
theiligten, aber bald überflügelt von der Privatindustrie von fernerer 
Betheiligung abstehen. Dagegen sehen wir, wie in Belgien die Re- 
gierung die Herstellung eines das ganze Land umspannenden Eisen- 
bahnnetzes selbst in die Hand nimmt, und wie die Regierungen von 
Oestreich, Baden, Würtemberg und Hannover diesem Beispiele folgen. 



In Holland, der Schweiz und Dänemark werden hinwiedemm nnr 
Privatbahnen gebaut, in Frankreich aber und in manchen deutschen 
Ländern, namentlich Preussen, anfangs nur Privatbahnen^ später aber 
beide Arten nebeneinander. 

Um die Gründe der Entscheidung für Staatsbahnen oder für 
Privateisenbahnen in den verschiedenen Ländern zu verstehen, muss 
man die geschichtliche Entwickelung des Eisenbahnwesens und die 
Situation der einzelnen Staaten, namentlich auch der Staatsfinanzen, 
ins Auge fassen. Dass in England, dem Heimathslande der Eisen- 
bahnen, wo der Grundsatz, dass durch freie Privatthätigkeit des 
Einzelnen das Gemeinwohl am sichersten gefördert werden kOnne, 
im Volke allgemein verbreitet war und in der Gesetzgebung zur 
Geltung gekommen ist, der Staat sich von Eisenbahnbau fem hielt, 
und das System der Privateisenbahnen ausschliessli(5h zur Anwen- 
dung kam, haben wir oben schon angedeutet. In der nordameri- 
kanisehen Union und der Schweiz kann man auch in der Geltung 
dieses Satzes die Ursache fttr den Privatbau finden, wenn auch in 
der Schweiz die Abneigung gegen eine Anleihe und gegen jede Yer- 
grösserung der Thätigkeit der Regierung hierbei mitgewirkt haben 
mag. — 

In den ttbrigen grösseren Staaten Europa's unternahmen Privat- 
leute die ersten Eisenbahnbauten in der Hoffnung auf Gewinn, vom 
englischen Beispiele gelockt, bevor noch die Regierungen Zeit ge- 
habt hatten, Stellung zu der gänzlich verkannten Eisenbahnfrage zu 
nehmen, und erhielten leicht die erforderlichen Concessionen , zumal 
durch die leichtsinnige Art und Weise, mit der die amerikanischen 
Regierungen sich bei dem Eisenbahnbau betheiligt hatten» die Mit- 
wirkung der Regierungen in Misscredit gekommen war. 

Später, als die Regierungen die Bedeutung der Bahnen erkann- 
ten, und durch Belgien der Beweis geliefert war, dass auch durch 
Staatsbau Im Eisenbahnwesen Tüchtiges geleistet werden könnte, 
lag fttr viele Regierungen in den zur Ausftthrung der Bahnen erfor- 
derlichen bedeutenden Kosten, welche ihre Kräfte überschritten, 
oder in den in der Verfassung liegenden Schwierigkeiten, Anleihen 
zu contrahiren, ein Hindemiss, selbstthätig Eisenbahnbauten zu äber- 
nehmen, oder sie wurden durch die Geldmänner, von denen sie in 

etwas abhängig waren, und welche von einer Leidenschaft fnr Pri- 
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vateisenbahnen befallen waren, an der AusfUbrung ihrer auf Staats- 
bahnen gerichteten Pläne gehindert. — 

In Frankreich versuchte z. B. die Regierung vergeblich in den 
Jahren 1837 und 1838 den in den Kammern stark vertretenen Geld- 
mächten gegenüber den Antrag auf Staatseisenbahnen durchzubringen. 

In den Staaten aber, in welchen die Regierungen mit Staats- 
eisenbahnen vorangegangen, waren es auch nicht lediglich die Er- 
wägungen der ökonomischen Vortheile und das Bestreben diese den 
Ländern zuzuwenden, welche die Regierung zu dem Entschlüsse führ- 
ten. Es half vielmehr das namentlich in den kleineren Staaten herr- 
schende Misstrauen gegen die Privatwirksamkeit auf einem allge- 
meinen Felde, wie die Gewohnheit von Amtswegen das, was das 
ganze Land anging, ausgeführt zu sehen, die Entscheidung für 
Staatsbahnen herbeizuführen, wie auch allgemein politische und mili- 
tairische Momente in Betracht kommen. Politische Motive z. B. wirkten 
entschieden bei der Entscheidung für Staatsbalmen in Belgien mit, 
wo der König im Jahre 1833 die Anregung gab, auf Staatskosten 
ein Eisenbahnnetz über das ganze Land möglichst schnell herzu- 
stellen, um damit die in Sprache und Sitten verschiedenen Provinzen 
zusammen zu halten, und an eine von ihm ausgehende grosse That 
den Beginn und die Weiterentwickelung der neuen wrthschaftlichen 
Aera des Landes zu knüpfen. 

Ebenso leiteten politische Motive Oestreich, als es von Wien 
aus die Adern seiner Staatsbahnen nach allen Provinzen baute , um 
die Banden, mit denen die nach Selbstständigkeit strebenden Theile 
zusammenzuhalten, zu stärken. 

Wie in den verschiedenen Staaten Staats- und Privatbahnen 
nebeneinander stehen, so sehen wir im preussischen Staate Staats- 
und Privatbalmeu , ^vie es scheinen kann, systemlos im bunten Ge- 
misch nebeneinander in Betrieb, und wie in den verschiedenen Staa- 
ten die Entscheidung für die eine oder andere Art der Bahnen nicht 
lediglich aus ökonomischen Rücksichten erfolgt ist, vielmehr, wie 
angedeutet, den verschiedensten Momenten dabei Rechnung getragen 
ist, so ist auch in Preussen bei der Entwickelung und Förderung 
des Eisenbahnnetzes von der Regierung je nach den Umständen ver- 
fahren und so unter Festhaltung des einen Grundgedankens, dass 
je mehr Bahnen gebaut würden, desto mehr das allgemeine Staats- 



wohl gefördert würde , das grosse Resnltat erreicht, dasg jetzt nach 
30 Jahren der ganze Staat mit einem dichten Eisenbahnnetze über- 
zogen ist, welches zwar noch Lücken bietet, also noch weitere Thä- 
tigkeit in Ansprnch nimmt, aber doch weit über das Ziel hinausgeht, 
welches man sich anfangs stecken zu dürfen meinte. — 

Wie es nun schon interessant ist, der Frage näher zu treten, 
aus welchen Gründen in den einzelnen Staaten die Entscheidung für 
Staats* und Privatbahnen gefallen ist, so dürfte es gewiss nicht ohne 
Werth sein, zu untersuchen, wie im preussischen Staate das bunte 
Gemisch der Staats- und Privatbahnen entstanden, und wie sich im 
Laufe der Zeit die preussische Regierung zu dem Eisenbahnwesen 
gestellt, und in welcher Weise sie sich bei dem Bau und Betriebe 
der Bahnen betheiligt hat, zumal in Preussen noch jetzt die Frage, 
ob Staats- oder Privatbahnen gebaut werden sollen, den Hauptge- 
genstand der öffentlichön Discussion über die Eisenbahn bildet, und 
zur Zeit grade wo die Staatsregierung mit grossartigen Staatsbahn- 
bauten vorgeht und ihre Stellung den Bahnen gegenüber durch ein 
neues Gesetz zu regeln unternommen hat, von Neuem in den Vor- 
dergrund treten wird. — 

Man kann bei der historischen Darstellung des Verhältnisses der 
preussischen Regierung zu den preussischen Eisenbahnen 4 Perioden 
unterscheiden, nämlich: 

1. 1834—1842 1848—1866 

2. 1842—1848 1866— jetzt, 

und soll in den nachfolgenden Blättern erörtert werden, wie sich in 
den einzelnen Perioden die Staatsregiemng zum Eisenbahnbau ver- 
halten, wie sie selbstthätig bauend eingriff, welche Resultate sie 
dabei erzielte, nach welchen Grundsätzen sie hierbei wie bei der 
Unterstützung der Privatthätigkeit verfuhr, und in welcher Weise 
sich so das Eisenbahnnetz in der Monarchie entwickelte. 

1. 1834-1842. 

Die preussische Regierung überliess anfangs die Ausführung 
von Eisenbahnen, dem Beispiele Englands folgend, ganz der Privat- 
industrie, welche in den Jahren 1834 und 1835 sich für den Eisen- 
bahnbau zu interessiren begann. 

Es bildeten sich in den verschiedenen Gegenden des Landes 
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Comitös, um Eisenbahnanlagen in Angriff zu nehmen, und wurden 
mehrere Linien projectirt und begonnen. 

Die Regierung betheiligte 8ieh nur durch Beförderung dieser 
Bemühungen im Wege der Gesetzgebung und suchte namentlich 
hierbei dahin zu wirken, dass bei Erbauung und Benutzung der Ei* 
senbahnen die öffentlichei;i Interessen gewahrt würden. — 

Nachdem im Juli 1 836 die «allgemeinen Bestimmungen veröffent- 
licht waren, welche bei den Eisenbahnunternehmungen, die fUr gemein- 
nützlich und zur Genehmigung geeignet befunden werden, den wei- 
teren Verhandlungen zur Vorbereitung der allerhöchsten Bestätigung 
der Gesellschaft und Ertheilung der Concession zu Grunde zu legen 
sind, H^auftragte die Regierung im Frühjahr 1837 eine Commission 
aus Beamten der verschiedenen bei den Eisenbahnen interessirten» 
öffentlichen Verwaltungszweige mit der Vorbereitung zu einem Ge- 
setz über die Eisenbahnen. 

Zur Zeit der Berathung des Gesetzes erfolgte die Ausführung 
von Bahnbanten ausschliesslich durch landesherrlich concessionirte 
Actiengesellschaften. Diese Art der Ausführung wurde als die ein- 
zig mögliche angesehen, die Ausführung von Eisenbahnbauten durch 
den Staat als unvereinbar mit der geregelten Führung des Staats- 
haushaltes erachtet, somit ausser Acht gelassen und lediglich für 
nothwendig erachtet, die Bedingungen zu regeln, unter denen Actien- 
gesellschaften die Concessionen zu Eisenbahnanlagen zu ertheilen 
seien. 

So kam das unter dem 3. November 1838 erlassene Gesetz 
über die Eisenbahnunternehmungen und insbesondere über das Ver- 
hältniss der Eisenbahngesellschaften zum Staate und zum Publicum 
zu Stande (Ges.-Samml. pag. 505). Dieses für Preussen und die 
Entwickelung seines Eisenbahnnetzes so bedeutungsvolle Gesetz hat 
bis zum heutigen Tage Gültigkeit. Erst jetzt hat die Königliche 
Regierung dem Hause der Abgeordneten ein neues Eisenbahngesetz, 
auf welches wir zum Schluss zurückkommen werden, vorgelegt. 

Das Gesetz ist nur für Eisenbahnen durch Actiengesellschaften 
berechnet. 

Denselben wird das Expropriationsrecht gewährt, das Recht des 
regelmässigen Personentransportes gegen Erhebung eines zur Exi- 
stenz hinreichenden Transportpreises ertheilt, ferner zugesichert, dass 



biBnen 30 Jahren keine conenrrirende Bahn in der nämlichen Rich- 
tung zugelassen werden solle, auch ihnen einige Begünstigungen 
dureh Befreiung von einzelnen Steuern zugewandt. — 

In demselben wird femer, um dem Lande den vollen Nutzen 
des neuen Communicationsmittels zu sichern und um den Gesell- 
schaften nicht zu weit freie Hand zu lassen, dem Staate eine Con- 
trole und Oberaufsicht über die Gesellschaft, sowie die Genehmigung 
ihrer Statuten vorbehalten, ein Weg bezeichnet und offen gelassen, 
auf welchem der Staat sich in den Besitz der Bahnen setzen kann, 
wenn er das Eisenbahnwesen als Staatsuntemehmen in seine Hand 
nehmen zu müssen glaubt, und endlich ein allmähliger Uebergang 
der Bahnen in das Eigenthum des Staates angebahnt. — 

lieber die formelle Behandlung der Concessionsgesuche und das 
der Concessionsertheilung vorhergehende Verfahren enthält das Ge- 
setz nichts, als dass es das Handelsministerium als die Behörde 
bezeichnet, an welche das Gesuch zu richten und im Allgemeinen 
die Nachweise, von deren Beibringung die Ertheilung der Concession 
abhängig sein soll, angiebt. 

Dies Verfahren und die geschäftliche Behandlung der Conces* 
sionsgesuche regelte dann ein Staatsministerialbeschluss vom 30. 
November 1838, lässt aber dem Handelsministerium viel freie Hand. 

Obwohl so im Ganzen das Gesetz den Privatunternehmern keine 
besonders günstige, und namentlich keine vor Willkürlichkeiten 
sichere Stellung anweist, vieles dagegen dem billigen Ermessen des 
Ministeriums anheim giebt, nahmen doch Privatunternehmer eine 
ziemlich bedeutende Anzahl von Eisenbahnlinien in Angriff, so dass 
Preussen in der Entwickelung seines Eisenbahnnetzes nicht gegen 
die übrigen europäischen Continentalstaaten zurückblieb. 

Bis zum November 1842 — in diese Zeit fällt nämlich ein für 
die Ausbildung und Entwickelung des preussischen Eisenbahnwesens 
wichtiger Schritt der Regierung, von welchem eine neue Epoche in 
demselben datirt — waren bereits die nachstehend verzeichneten 
10 Eisenbahnen entweder vollendet und in Betrieb oder in ihrer 
Ausfahrung sidier gestellt. 

Vollendet und in Betrieb waren: 
1. Die Beriin-Potsdamer Bahn, eröffnet am 30. October 1838. 
2« - Düsseldorf-Elberfelder Bahn, eröffnet am 3. September 1841, 
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3. Die Berlin-Anhalt-Göthener Babn, eröffnet am iO. Septbr. 1841. 

4. - Magdeburg- Leipziger - - - 18. Aug. 1840. 

5. - KheiniBche Eisenbahn von der belgischen Grenze bei Her- 

besthal über Aachen nach Göln, eröffnet am 15. October 
1843. 
In der Ausführung begriffen und sicher gestellt waren: 

1. Die Berlin-Stettiner Bahn, concessionirt am 12. Octbr. 1840. 

2. - Berlin-Frankfurter Bahn, concessionirt am 15. Mai 1841. 

3. - Magdeburg - Halberstädter Bahn, concessionirt am 14. Jan. 

1842. 

4. - Bonn-Cölner Bahn, concessionirt am 11. Febr. 1841. 

5. - Oberschlesische Bahn, concessionirt am 2. Aug. 1841. 

Von diesen 1 Bahnen ward zweien — der Berlin-Anhalter und 
Berlin-Stettiner — ausser den im Gesetz von 1838 allen Eisenbahn- 
untemehmungen generell zugesicherten Begünstigungen, eine weiter 
gehende Unterstützung vom Staate zu Theil. 

1. Bei der Berlin-Anhalter Bahn übernahm der Staat durch die 
Königliche Seehandlung für 1,000,000 Thaler Actien und gewährte 
ihr ausserdem ein Darlehn von 500,000 Thalem. 

2. Der Berlin-Stettiner Eisenbahngesellschaft kam der altpom- 
mersche Gonmiunal-Landtag und der Staat zu Hülfe. — Ersterer 
unterstützte das Comit6, welches sich zur Ausführung der Bahn ge- 
bildet hatte und trotz aller Bemühung zu dem voraussichtlich ren- 
tablen Unternehmen die zur förmlichen Constituirung der Gesell- 
schaft nöthigen Actienzeichnungen nicht zusammenbringen konnte, 
dadurch, dass er die Ausführung der Bahn zu einer Angelegenheit 
der Provinz erhob, und auf 6 Jahre, von der Vollendung des Baues 
an, 4 Proc. Zinsen für die an der veranschlagten Bedarfsumme noch 
fehlenden Actien im Betrage von 1,680,000 Thalem garantirte. 

Der Staat betheiligte sich bei dem Unternehmen dadurch, dass 
das Finanzministerium, als eine Vermehrung des Anlagecapitals von 
500,000 Thlrn. nöthig wurde, diese Summe in 4procentigen Obliga- 
tionen zum Paricourse, unter der Bedingung übernahm, so lange die 
Garantie des altpommerschen Communal-Landtages währe, jährlich 
Y2 Procent der Zinsen restituiren zu wollen. 

Schon die Uebernahme der Obligationen zum Paricourse ent- 
hielt eine Begünstigung, weil der Stand der Actien der Bahn an 
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der Börse damals unter Pari war. Bedeutender wurde sie durch 
die dabei stipulirte Bedingung, denn durch dieselbe verzichtete das 
Ministerium ftlr 6 Jahre auf Y2 Procent von 500,000 Thlm., d. h. 
also im Ganzen auf 15,000 Thlr. zu Gunsten der Gesellschaft. — 

Weiter setzte Friedrich Wilhelm III. ein Legat von 1 Million 
Thaler zur Förderung einer Eisenbahnverbindung über Cassel nach 
den westliehen Provinzen aus. — 

2. 1842—1848. 

Nachdem vielfach, namentlich auch in England, die Erwartun- 
gen auf eine hohe Rente von den Capitalien, welche man in Eisen- 
bahnuntemehmungen angelegt hatte, empfindlich getäuscht waren, 
kohlte sich allgemein, so auch in Preussen, der rege Eifer merklich 
ab, mit dem anfangs die Capitalisten sich zu den Eisenbahnanlagen 
gedrängt hatten , so dass für mehrere ernstlich projectirte Strecken 
die nöthige Theilnahme der Capitalisten nicht mehr zu finden war. 

Die Regierung sah daher ihre Hoffnungen, dass der Ausbau des 
preussischen Eisenbahnnetzes von Privatunternehmern eifrig fortge- 
setzt und betrieben würde, mehr und mehr schwinden. Und doch 
forderten die commerziellen , industriellen und namentlich militairi- 
schen Interessen des preussischen Staates dringend, dass in mög; 
liehst naher Zeit die einzelnen getrennten Landestheile durch Eisen- 
bahnen in eine enge Verbindung mit einander gesetzt würden, und 
dass das Land mit dem in seiner Natur gegebenen Eisenbahnnetze 
überzogen würde. Das dringendste Bedürfniss forderte , — dies 
lehrt ein Blick auf die Karte der preussischen Lande und auf die 
damals bereits erbauten und in der Ausführung sicher gestellten Bahnen 
— die Anlage zweier grossen in Berlin sich schneidender Eisenbahn- 
routen, eine, um den Osten des Staats mit dem Westen, die andere, 
um den Norden mit der Stidspitze von Schlesien zu verbinden, und 
ausserdem einige kleinere Zweigbahnen zur Verbindung von Posen.. 
Cassel und Frankfurt a/M. mit diesen Hauptbahnen. 

Für mehrere Theile dieser Routen interessirte sich die Privat- 
industrie wenig oder gar nicht, so dass auf einen Ausbau derselben 
allein durch Privatunternehmer in der nächsten Zeit, wenn überhaupt 
je, nicht zu hoffen war. — 
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Indem die Regierung dieses Bedttrfniss in seiner ganzen Schwere 
and Dringlichkeit anerkannte und die bisher gehegte Hoffnung, die 
erforderlichen Eisenbahnstrecken ohne weitere umfassendere Unter- 
stützung von ihrer Seite, allein durch Privatunternehmer ausgebaut 
zu sehen, hatte fallen lassen, beschloss sie die dem Eisenbahnwesen 
gegenüber eingenommene passive Stellung zu verlassen und sich 
activ bei demselben zu betheiligen. — Sie erkannte damals schon, 
dass das schnellste und sicherste Mittel, die sämmtlichen noch feh- 
lenden, aber nothwendigen Strecken herzustellen, darin bestände, 
dass der Staat auf seine Kosten den Bau selbst ausführe, das Eisen- 
bahnwesen als Staatsuntemehmen selbst in die Hand nehme. 

Allein gegen die Ausführung der Eisenbahnbauten Seitens des 
Staates sprachen damals verschiedene wichtige Momente. 

Einmal wollte die Regierung der Privatindustrie, welcher die 
Eisenbahnen ein weites Feld fruchtbarer Thätigkeit dargeboten hat- 
ten, diese Nationaluntemehmungen nicht ganz entziehen und die 
eigenthttmlichen Yortheile nicht aufgeben, welche der im Volke er- 
wachte Associationsgeist und die fortschreitende Gewerbsamkeit der 
Art, wie die vaterländischen Eisenbahnen bis dahin entstanden waren, 
zu verdanken hatten. 

Dann glaubte sie, dass mit dem Mischsystem, welches allein 
nur noch zu erreichen war, nachdem die Privatindustrie allenthalben 
entweder schon Strecken ausgebaut, oder wenigstens zum Bau die 
Concession bekommen hatte, mancherlei Inconvenientien verbunden 
sein würden. — 

Endlich konnte sie sich nach Lage der damaligen Gesetzgebung 
nicht die Capitalien verschaffen, welche zur Ausftihrung bedeutender 
kostspieliger Eisenbahnanlagen noth wendige waren. Diese wären 
nämlich, da sie nicht aus den laufenden Einnahmen genommen wer- 
den konnten, nur durch eine Staatsanleihe aufzubringen gewesen. 
Eine solche aber aufzunehmen, war ohne Schöpfung von Beichsstän- 
den und ohne Verleihung einer Verfassung, zu der sich die damalige 
Regierung noch nicht entschliessen konnte, nicht möglich. — 

Die Regierung beschloss daher, die dem preussischen Eisenbahn- 
netze noch fehlenden Eisenbahnen auch femer zum Gegenstande von 
Privatuntemehmen zu machen, den Unternehmern aber fllr das An- 
lagecapital einen massigen Zins zu garantiren, sie dadurch vor gros- 
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sen VerliiBten sicher zu Btellen und zur Ausführung dieser Bahnen 
zu ermuntern. 

Die preussischen Finanzen befanden sich damals (1842) in der 
beneidenswerthen günstigen Lage, dass die Regierung eine Steuerer- 
mässigung von 1,600,000 Thalem eintreten lassen konnte. Mit diesem 
Steuererlass beschloss sie, dem Lande ein ausgedehntes Eisenbahn- 
netz zu Gute kommen zu lassen , indem sie ihn zur event. Sicher- 
stellung der zu übernehmenden Garantieen für Eisenbahnen zu benutzen 
gedachte. 

Die von der Regierung in Aussicht genommenen ^ zur Vollen- 
dung des Eisenbahnnetzes in Preussen zuerst nothwendig auszufüh- 
renden Eisenbahnrouten und deren Längen waren folgende: 

1. Die Rhein- Weserbahn mit 35 Meilen 

2. Der preussische Theil der Thüringer Bahn mit. . 15 

3. Eine Bahn von der Oder zur russischen Grenze über 

Königsberg 80 - 

4. Die Bahn von Frankfurt a/0. nach Breslau. . . 35 

5. Die Fortsetzung der Oberschlesischen Bahn bis zur 

östreichischen Grenze 15 -"-' 

6. Eine Bahn zur Verbindung von Posen einerseits mit 

der nach Preussen, andererseits mit der nach 
Schlesien führenden Linie 40 

Diese Bahnen, zusammen in einer Länge von 220 Meilen ge- 
dachte die Regierung mit einem Anlagecapital von 55,000,000 Thlrn. 
herstellen lassen zu können, indem sie annahm, dass pro Meile 
250,000 Thlr. erforderlieh sein würden. Für dieses Anlagecapital 
beabsichtigte sie 3^2 Procent Zinsen zu garantiren, so dass, wenn 
der allerungOnstigste Fall eintrete, dass der Staat die ganze auf 
alle Bahnen verwandte Summe verzinsen müsse, ein jährlicher Auf- 
wand von 2,000,000 Thlrn. hierfür zu machen wäre. Für diesen 
zwar nicht wahrscheinlichen, aber doch möglichen und daher der 
Vorsicht wegen wohl ins Auge zu fassenden Fall wollte sie sich 
eine theilweise Wiedereinführung der höheren Salzpreise äussersten 
Falls bis zur Höhe der übernommenen Garantie vorbehalten, um 
die zu übernehmenden Garantieen vollständig und nachhaltig sicher 
zu stellen. 

Ueber diese ihre Pläne forderte die Regiemog das Gutachten 
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der zu Berlin yerBammelten Aasschüsse der Stände ein und legte 
ihnen namentlich die drei Fragen vor: 

1. Ob sie die Ausftlhrung eines so nmfassenden^ Eisenbahn- 
netzes, wie es in seinen Grandsätzen näher dargelegt ist, 
fttr ein wahres Bedürfniss des Landes anerkennten ; 

2. ob sie es für nothwendig und zweckmässig erachteten, dass 
der Staat die Ausftlhrung desselben durch Uebemahme einer 
Garantie der Zinsen des Anlagecapitals herbeizuführen suche, und 

3. ob sie dafür hielten, dass die Uebemahme einer solchen 
Garantie auch in Verbindung mit dem dann nothwendigen 
Vorbehalte einer möglichen Wiedererhöhung des ermässigten 
Salztarifes im Allgemeinen den Wünschen des Landes ent- 
sprechen würde. 

Diesen Plänen der Regierung schenkte der grösste Theil der 
versammelten Ausschüsse seinen vollen Beifall und stimmte auch 
dem Vorschlage, die Ausführung Privaten zu überlassen und deren 
Theilnahme durch Garantirung eines Zinsminimums für die Anlage- 
capitale zu wecken und hervorzurufen, bei, jedoch erst dann, als 
die Regierung auf das bestimmteste erklärte, sie sei entschlossen, 
ftir jetzt und für die nächste Zukunft Eisenbahnen fllr Rechnung des 
Staates nicht zu bauen. 

In Folge dieser zustimmenden Beschlüsse erging am 22. No- 
vember 1842 dann die Allerhöchste Gabinetsordre wegen des ver- 
heissenen Steuererlasses und über die Beförderung einer umfassenden 
Eisenbahnverbindung zwischen den verschiedenen Provinzen der 
Monarchie. In dieser ward die Belastung der Staatskasse mit einer 
fortlaufenden Ausgabe, die den Betrag von 2 Millionen Thlr. aber 
nicht überschreiten dürfe, bewilligt, dabei aber die bestimmte Er- 
wartung ausgesprochen, dass es möglich sein würde, jene neue Last, 
selbst wenn sie den höchsten Betrag erreichen sollte, ans den Ueber- 
schüssen des Staatshanshalts zu decken. 

Es ward femer der Finanzminister durch Allerhöchste Gabinets- 
ordre vom 31. December 1842 autorisirt, zur Beförderung von 
Eisenbahnbauten die Summe von 500,000 Thlm. in den Etat der 
Generalstaatskasse fttr das Jahr 1843 aufzunehmen und diese Summe 
jährlich um den Betrag zu verstärken, um welchen das etatsmässige 
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Einkommen ans dem Salzregal gegen den Voranschlag des Jahres 
1843 anwachsen würde. 

Endlich ward der Finanzminister durch Allerhöchste Ordre vom 
28. April 1843 beauftragt, zur Betheiligung des Staates an den 
unter seiner Garantie zu erbauenden Bahnen behufs der künftigen 
Erwerbung derselben, 6 Millionen Thlr. der vorhandenen disponibe- 
len Ueberschttsse der Finanz Verwaltung zu reserviren. 

Der von der Regierung erwählte Weg zeigte sich insofern als 
zweckentsprechend, als in den nächsten 5 Jahren fttr die sämmt- 
liehen als wttnschenswerth und nothwendig bezeichneten Bahnen, 
mit Ausnahme der Bahnen von der Oder zur russischen Grenze und 
der von Posen nach Breslau, die Theilnahme der Gapitalisten in 
dem Maasse geweckt wurde, dass sie sämmtlich in Angriff genom- 
men und vollendet werden konnten. 

Der Staat ttbernahm seinem Entschlüsse gemäss fUr alle diese 
Bahnen, mit Ausnahme der Thüringischen Bahn, soweit sie in 
Preussen belegen, welche nicht durch eine Zinsgarantie, sondern 
auf andere Weise unterstützt wurde, eine Garantie für die Ver- 
zinsung des Anlagecapitals, und zwar: 

1. zu V/2 Proc. für 13 Millionen Stammactien der Göln-Min- 
dener Eisenbahngesellschaft ; 

2. zu 3V2 Proc. für 10 Millionen der Eisenbahn von Frankfurt 
nach Breslau; 

3. zu 3V2 Proc. für 2,400,000 Thlr. Stammactien der Ober- 
schlesischen Eisenbahn Lit. B unter der ferneren Vergün- 
stigung, dass den Actien Lit. A im Betrage von 1,429,700 
Thlm. eine Zinsenpriorität aus dem Beinertrage des ganzen 
Unternehmens zum Satze von 3Y2 Proc. eingeräumt wurde; 

4. zu V/2 Proc. für 5 Millionen Thlr. Stammactien der Star- 
gard-Posener Eisenbahngesellschaft, 

und übernahm ausserdem Y? des veranschlagten Anlagecapitals in 
Actien. Diese betrugen: 

1. bei der Cöln-Mindener Bahn . 1,860,000 Thlr. 

2. - - Niederschlesischen Bahn 1,437,000 - 

3. - - Oberschlesischen Bahn . 343,000 - 

4. - - Stargard-Posener Bahn . 714,000 - 

zusammen 4, 354. ÖOÖ Thlr. 
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Bei der Thüringer Bahn von Halle nach Cassel war eine Ga- 
rantie der Zinsen des Anlagecapitals, um die Theilnahme der Capi- 
talisten anzuregen, nicht erforderlich. Die Regierung betheiligte 
sich daher nur insoweit bei dem Unternehmen, als sie in Gemässheit des 
Vertrages, welchen sie mit den bei der Bahn betheiligten Regierungen 
von Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen-Goburg und Gotha und Kur- 
hessen unterm 19. April 1844 ttber die Ausführung der Bahn ge- 
.schlössen hatte, fllr 810,000 Thlr., ein Viertel des veranschlagten 
Baucapitals, in Actien ttbemahm und während der ersten 30 Be- 
triebsjahre.so lange auf eine Dividende f)lr ihren Antheil verzichtete, 
bis den Privatactionären aus dem Ertrage der Bahn 3 Proc. Zinsen 
ausgezahlt werden könnten. 

Die Regierung beschränkte ihre Betheiligung aber nicht auf die 
den ständischen Ausschttssen bezeichneten Bahnlinien, sondern dehnte 
sie darüber hinaus weiter aus. Sie gewährte 

1. der Rheinischen Bahn, welche im Jahre 1843 zur weiteren 
Vollendung ihres bereits im Betriebe befindlichen Unternehmens ein 
Darlehen von 1,250,000 Thlm. aufnehmen musste, eine Garantie für 
3Y2 Proc. Zinsen für diese in Prioritätsactien auszugebende Summe; 

2. ttbemahm femer bei der Bergisch - Märkischen Bahn (von 
Elberfeld nach Dortmund) ein Viertel des auf 4,000,000 Thlr. ver- 
anschlagten Anlagecapitals und gewährte den Privatactien zum Satze 
von Vji Proc. eine Zinsenpriorität für eine Reihe von Jahren; sie 
gab endlich 

3. der GOln- Minden -Thüringer Verbindungsbahn (Hessische 
Grenze Paderbom-Lippstadt) , der Düsseldorf-Aachener und Ruhrort- 
Crefeld-Kreis Gladbacher Bahn, welche bei der Bauausführung ins 
Stocken gerathen waren, zinslose Darlehen. 

Hiemach, um es zusammenzufassen, garantirte die Regierung 
im Ganzen fttr 31,650,000 ThLr. Anlagecapital 3V2 Proc. Zinsen und 
betheiligte sich mit 6,164,000 Thlm. durch Ueberaahme von Actien. 

Vergleicht man die Statuten dieser unter Staatsbetheiligung er- 
bauten Bahnen mit den Statuten der Bahnen, welche vorher ohne 
9taatsuntersttttzung ins Leben getreten, so findet man daselbst meh- 
rere bedeutende Unterschiede. 

Namentlich werden der Staatsregiemng ziemlich weitgehende 
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Rechte eingeräamt und dem Unternehmen der Charakter einer Prirat- 
nntemehmnng schon etwas genommen. 

Es sind zuerst in diese nenen Statuten Bestimmungen aufge- 
nommen, welche einen allmähligen Uebergang der Bahnen in das 
Eigenthum des Staates, fUr den im Gesetze vom Jahre 1838 schon 
ein Weg bezeichnet war, herbeiftthren und beschleunigen sollen. 
Der Staat hat sich nämlich' darin verpflichtet, die yon ihm ttbemom- 
menen Actien nicht in den Verkehr zu bringen, sondern die dafür 
aufkommenden Zinsen und Dividenden zur Amortisation selbst dann 
zu verwenden, wenn sie die Höhe des garantirten Zinsminimums 
nicht erreichen und er Zuschüsse leisten muss. 

Ihm wird hingegen das Recht eingeräumt, falls er in Folge der 
Übernommenen Zinsgarantie genöthigt sein sollte, in f&nf aufeinander 
folgenden Jahren einen Zuschuss zu leisten, oder falls er in einem 
Jahre mehr wie IVs Proc. des festgesetzten Actiencapitals zu- 
schiessen mttsste, die Administration und den Betrieb der Bahn so 
lange zu übernehmen, bis der Reinertrag in drei hintereinander 
folgenden Jahren mehr wie 3^2 Proc. des Actiencapitals beträgt; 
ausserdem wird von dem Reinertrage über 5 Proc. ihm vorweg ein 
Drittel zur freien Verwendung reservirt. 

In den Generalversammlungen kann er sich ferner durch einen 
stimmberechtigten Oommissarius. der nicht Actionär zu sein braucht, 
vertreten lassen. 

Endlieh steht ihm die Bestätigung des Specialdireotors nebst 
Substituten, der höheren technischen Beamten für die Leitung des 
Baues und des Hauptkassirers mit der Maassgabe zu, dass das 
Ministerium die ihm vorgeschlagenen Personen verwerfen und selbst- 
ständig seine Wahl treffen kann. Die Besoldung dieser Beamten, 
die Aufstellung und Aendemng der Tarife für Personen und Güter, 
die Aufstellung der Fahrpläne bedürfen femer der Zustimmung des 
Ressortministers, dem sogar, um das nöthige Ineinandergreifen mit 
den Fahrten auf anderen Bahnen zu sichern, eine Abänderung der 
Fahrpläne zu treffen, vorbehalten ist. 

Ausser den besprochenen Bahnen^ welche unter der angegebenen 
Beihülfe des Staates in den Jahren 1842 bis Ende 1847 zu Stende 
kamen — von dem Jahre 1848 können wir die dritte Periode in der 
Entwickelung des preussischen Eisenbahnwesens datiren, weil mit 



16 

demselben die Regierung ihre Stellung zum Eisenbahnwesen wesent- 
lich änderte — griff die Privatindustrie noch selbstständig ohne Un- t 
tersttttzung des Staates den Weiterbau von Eisenbahnen an. Eines- * 
theils bauten bereits bestehende Gesellschaften Fortsetzungen ihrer ^ 
Bahnen, oder Anschlnss- und Zweigbahnen aus^ z. B. die Berlin- j 
Anhalter Bahn die Strecke Jüterbogk-Riesa, die Berlin- Stettiner die ' 
Strecke Stettin-Stargard, andemtheils Übernahmen neu concessionirte i 
Gesellschaften die Ausführung selbstständiger Bahnen. 

Abgesehen von der Berlin - Potsdamer Bahn, welche von der 
neugebildeten Berlin - Potsdam - Magdeburger Eisenbahngesel Ischaft 
erworben wurde und in derselben aufging» und von der Berlin- 
Frankfurter Bahn, welche mit der Frankfurt-Breslauer Bahn zu der 
Niederschlesisch-Märkischen Gesellschaft vereinigt wurde , waren 
Ende des Jahres 1847 die in dem auf nächster Seite mitgetheilten 
Verzeichnisse aufgeführten 27 Bahnen concessionirt , in einer Länge 
von 420,5 Meilen. 

Von diesen 27 Gesellschaften hatten bis zur angegebenen Zeit 
18 ihr Unternehmen ganz vollendet und die Bahnen zu den im Ver- 
zeichniss angegebenen Zeiten vollständig dem Betriebe übergeben, 
9 waren noch in der Ausführung begriffen und mehr oder minder 
im Bau zurück. 

Von den 27 Bahnen sind 8 in einer G^sammtlänge von 199,6 
Meilen und mit einem Anlagecapital von 86,389,500 Thlm. mit Un- 
terstützung des Staates, 19 in einer Gesammtlänge von 220 Meilen 
und einem Anlagecapital von 69,664,500 Thlm. ohne dieselbe zu 
Stande gekommen, resp. concessionirt. Unter den letzteren sind 
aber die beiden Bahnen, bei denen sich der Staat durch die König- 
liche Seehandlung indirect betheiligte — die Berlin - Stettiner und 
Berlin-Anhalter — mitbegriffen. Die Summe der Anlagekosten 
sämmtlicher Bahnen betrug 156,053,000 Thir. Hiervon hatte der 
Staat für 31,650,000 Thlr. V/^ Proc. Zinsen garantirt, 6,164,800 
Thlr. selbst in Actien übernommen und 6,859,700 Thlr. bei der 
Thüringer, Bergisch -Märkischen und Oberschlesischen Bahn eine 
Zinspriorität bewilligt. 
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3. 1848-1866. 

Die Entwickelung des preassischen Eisenbahnwesens ging nicht 
ungestört und ruhig weiter. 

Die tiefgehende Krisis, welche zu Ende des Jahres 1815 be- 
ginnend in den Jahren 1846 und 1847 den Geldmarkt heimsuchte 
und durch die politischen Ereignisse des Jahres 1 S48 noch mehr ge- 
steigert wurde ) wirkte überall störend und hemmend auch auf die 
Eisenbahnunternehmungen ein. 

In Preussen wurden namentlich die im Bau noch wenig vorge- 
schrittenen Bahnen, die Cöln- Minden -Thüringer Verbindungsbahn, 
die Magdeburg- Wittenberger, die Aachen-Düsseldorfer und die Ruhr- 
ort-Crefeld-Kreis Gladbaeher Bahn von den Folgen der Geldkrisis 
betroffen, während die übrigen in dem vorstehenden Verzeichniss noch 
als unvollendet aufgeführten Bahnen ohne Störung zu Ende geführt 
und in Betrieb gesetzt werden konnten. 

Ein bedeutender Theil der Actionäre dieser Bahnen hatte sich 
uilmlich an den Unternehmungen nur in der Hoffnung auf Agioge- 
winn, den sie bei dem Verkauf der Quittungsbogen über die ersten 
Einzahlungen auf die Actien zu machen gedachten, betheiligt. Als 
nun aber deren Cours weit unter Pari sank, und fernere Einzah- 
lungen geleistet werden sollten, suchten sie sich unter allen Um- 
ständen ihrer Verbindlichkeiten zu entledigen, und wo möglich die 
Gesellschaften ganz aufzulösen. Diesem Bestreben entgegen suchte 
die Regierung den genannten Bahnunternehmungen durch Unter- 
stützungen zu helfen, um die Verluste und die Nachtheile, welche 
mit dem Aufhören der Gesellschaften nothwendig für das Land ver- 
bunden sein mussten,. abzuwenden. Es gelang ihr auch, die Star- 
gard-Posener Bahn, für deren Anlagecapital Antangs keine Garantie 
in Anspruch genommen war, durch nachträgliche Gewährung einer 
Garantie für 3^2 Proc. des Anlagecapitals sicher zu stellen, und 
ohne weiteren Aufenthalt und Störung ausgeftlhrt und vollendet zu 
sehen, und ebenso der Magdeburg- Wittenberger Bahn das geschwun- 
dene Vertrauen dadurch wieder zu erwerben ^ dass sie eine Zins- 
garantie in Aussicht stellte. Es blieben somit von sämmtlichen in 
Angriff genommenen Bahnen nur drei, die Cöln-Minden-Thüringer 
Verbindungsbahn, die Aachen - Düsseldorfer und Ruhrort - Crefeld- 



19 

Kreis Oladbacher Bahn unvollendet. Diesen Unternehmen zu helfen 
und sie zu Ende zu führen, war das eifrigste Bestreben der Regie- 
rung schon um deswillen, weil sie von der Fortsetzung der begon- 
nenen Arbeiten Linderung der Noth und Erwerbslosigkeit, welche 
die arbeitenden Klassen grade jener Gegenden, welche diese Bah- 
nen durchschnitten, sehr heimsuchten, erwarten konnte. 

Bei den Verhandlungen, welche sie mit den Vorständen dieser 
Eisenbahngesellschaften Über zu gewährende Unterstützungen pflog, 
ging sie von einem wesentlich anderen Grundsatze, als wie bei der 
Feststellung der Bedingungen, unter welchen sie bis dahin Unter- 
stützungen gewährt und Zinsgarantieen Übernommen hatte, aus. 

Sie hielt nämlich jetzt dafttr, dass die Eisenbahnen, sobald sie 
sich zu einem grossen Netze zusammengefügt hätten, in einer Hand, 
und zwar in der Hand des Staates, am fruchtbringendsten fllr die 
Wohlfahrt der Nation sein würden. 

Die ernste Verfolgung dieses Grundsatzes musste sie zu dem 
Entschluss führen, zu dem sie damals sich auch bekannte, »für die 
Znkunft den Eisenbahnbau, insoweit solches nicht durch besondere 
in Beziehung auf eine specielle Bahn obwaltende Rücksichten aus- 
nahmsweise als zweckmässig erscheinen sollte, femer nicht mehr 
der Privatindustrie zu überlassen, sondern die zur Vervollständigung 
des preussischen Eisenbahnnetzes noch fehlenden, und ebenmässig 
die etwa künftig als ein Bedürfniss sich herausstellenden Eisenbah- 
nen selbst für Rechnung des Staates zu bauen«. 

Diesem Entschlüsse gemäss handelte die Regierung denn auch 
in den nächsten Jahren. Sie unternahm einmal selbst den Bau der 
im preussischen Eisenbahnnetze, wie es 1842 mit den Ausschüssen 
der Stände festgesetzt war, noch fehlenden Bahnen, liess femer den 
ins Stocken gerathenen Unternehmungen ihre Unterstützung nur 
unter solchen Bedingungen zu Theil werden, dass dabei dem neuen 
Grundsatze des Staatsbaues Rechnung getragen wurde, und suchte 
auf die übrigen Bahnen einen möglichst weitgehenden Einfiuss zu 
gewinnen. 

Was zunächst den Ausbau der zur Vervollständigung des preus- 
sischen Eisenbahnnetzes noch fehlenden Eisenbahnlinien anbetrifft, 
so waren sämmtliche den Ständen 1842 als für Preussen nothwendig 

bezeichnete Bahnstrecken allmählig ausgebaut, bis auf zwei, nämlich 

2» 



20 

die Bahn von Posen nach Breslau und die Bahn, welche mit Be- 
nutzung einer der von Berlin zur Oder führenden Bahnen, Berlin 
mit Königsberg und mittelst einer Zweigbahn mit Danzig verbände, 
auch unter Umständen bis zur russischen Grenze foi*tgesetzt werden 
könnte. Fflr diese beiden Bahnen hatte die Theilnahme der Capi- 
talisten selbst durch in Aussicht gestellte Staatsunterstützung nicht 
hinreichend geweckt und hervorgerufen werden können. 

Die Begierung wandte zuerst ihre Aufmerksamkeit dem Ausbau 
der Ostbahn zu, welche unstreitig von den beiden noch fehlenden 
Bahnen von der grössten allgemeinen Bedeutung und Wichtigkeit 
war. Sie sah in dieser Bahn das einzige und beste Mittel, um' den 
fruchtbaren entlegenen östlichen Provinzen genügenden Absatz für 
ihre Producte, namentlich Getreide zu verschaffen, und deren Haupt- 
nahrungszweig, die Landwirthschaft, zu fordern und zu heben und 
ferner den industriellen westlichen Provinzen der Monarchie die 
Möglichkeit, ihre Fabrikate auch dort auf den Markt zu bringen, zu 
gewähren. Für strategische Zwecke erschien die Bahn femer von 
der grössten Bedeutung, denn für die Begegnung einer von Osten 
oder von Westen über das Vaterland kommenden Kriegsgefahr er- 
möglichte sie allein, dass die Truppen der östlichen Provinzen recht- 
zeitige Unterstützung gewähren könnten. — Die Ausdehnung der 
Bahn, die namentlich durch einige grossaitige nothwendige Brücken- 
bauten sehr beträchtlich werdenden Anlagekosten und die Wahr- 
scheinlichkeit, anfangs nur eine geringe Kente beim Betriebe der 
Bahn erzielen zu können, erklären hinreichend den Umstand, dass 
es den Bemühungen patriotisch gesinnter Männer der Provinz Preus- 
sen nicht gelang, eine Gesellschaft zur Ausführung der Bahn unter 
Theilnahme und Unterstützung des Staates zu bilden, zumal, wie 
schon gesagt, der unmässige Andrang der Privatspeculation zu den 
Eisenbahnuntemehmungen einer gewissen Abneigung nur zu bald 
Platz gemacht hatte. 

Nachdem die Regierung den Grundsatz, selbst eventuell Bahnen 
zu bauen, angenommen hatte, lag gar kein Grund vor, fernere Ver- 
suche anzustellen, ob nicht die Privatindustrie doch noch etwa durch 
weiter gehende Unterstützungen, wie die gewöhnlich gebräuchlichen, 
für den Bau der Ostbahn interessirt und engagirt werden könne. 

Zudem sprach für den Staatsbau noch der Umstand, dass in 
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der Provinz Preussen im Eisenbahnbau noch tabula rasa war, dort 
also kein Mischsystem von Staats- und Privatbahnen zu befürchten 
stand. 

Im Jahre 1847 schon sah sich die Regierung veranlasst, dem 
ersten vereinigten Landtage den Bau der Ostbahn vom Kreuzpunkte 
derselben mit der Stargard-Posener Bahn an bis Danzig und Königs- 
berg ftlr unmittelbare Rechnung des Staates, vermittelst einer aus 
dem Eisenbahnfonds zu verzinsenden und allmählig zu amortisiren- 
den Anleihe vorzuschlagen. Der vereinigte Landtag hielt sich aber 
zur Bewilligung der Anleihe ftir nicht competent und musste die 
Regierung damit ihren Plan, die Bahn in kurzer Zeit herzustellen, 
fürs erste aufgeben. 

Da es ihr aber sowohl als ein dringendes Bedttrfniss, wie als 
eine Ehrensache für das Vaterland erschien, dass die Pro\nnz Preus- 
sen, an den äussersten Marken Deutschlands gelegen, mit dem Her- 
zen des Landes verbunden werde, nachdem alle übrigen Provinzen 
bereits unter sich und mit der Hauptstadt durch Eisenbahnen ver- 
bunden waren, so begann sie doch ftir den Bau und die Ausführung 
der Bahn alles nöthige vorzubereiten und theilweise auch zur Aus- 
führung zu schreiten. 

Die hierzu erforderlichen Kosten entnahm sie aus den disponi- 
blen Mitteln des Eisenbahnfonds. Sie verwandte bis Ende 1848 
bereits 2,360,047 Thlr. und hatte fllr 1849 wieder 1,000,000 Thlr. 
verfügbar gemapht. Die Bahn war aber zu bedeutend und kost- 
spielig, als dass die Regierung hätte hoffen dürfen, sie mit den 
Mitteln des Eisenbahnfonds, selbst wenn sie den ganzen Fonds aus- 
schliesslich dazu verwandt hätte, in einer angemessenen Reihe von 
Jahren zu Ende ftihren zu können. 

Sic erkannte im Sommer 1849 die Nothwendigkeit , den Bau 
der Ostbahn so betreiben zu müssen, dass die ganze Bahn von dem 
Kreuzpunkte der Stargard-Posener Bahn bei Driesen bis Danzig und 
Königsberg einschliesslich der Weichsel- und Nogatbrücken und der 
erforderlichen Deich- und Stromreguliningen spätestens im Jahre 
1855 vollendet werden könne, und beantragte bei den Kammern die 
Genehmigung des Baues auf Staatskosten vermittelst einer Anleihe 
zu ertheilen. 

Zu diesem Entschlüsse leitete die Regierung nicht nur der leb- 
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hafte Wunsch , das grosse Unternehmen im Interesse der Provinz 
Preussen und des Verkehrs im Allgemeinen in thunlichst kurzer 
Frist hergestellt zu sehen, sondern sie beabsichtigte damit auch 
einem anderen höchst dringenden Bedürfnisse Befriedigung zu ge- 
währen, nämlich denjenigen Arbeitern und gewerblichen Anstalten, 
welche mehr oder weniger durch den Eisenbahnbau ins Leben ge- 
rufen, auf denselben angewiesen und durch die Vollendung oder 
Stockung desselben in grosse Bedrängniss gerathen waren, Arbeit 
zu verschaffen und damit Hülfe zu leisten. Diese Bedrängniss er- 
schien um so grösser, als der Zeitpunkt des fast völligen Schlusses 
des Privateisenbahnbaues grade mit der in anderen Zweigen der 
Industrie herrschenden Stockung zusammentraf. 

Zugleich mit dem Antrage, den Bau der Ostbahn betreffend, 
legte die Regierung den Kammern den Plan vor, die Westfälische 
Bahn und Saarbrücker Bahn auf Staatskosten auszubauen. — 

Zuerst die Westfiliische Bahn betreffend, so ging der Plan der 
Regierung dahin, die Cöln-Minden-Thtiringer Verbindungsbahn von 
den Actionären zu übernehmen, deren Bau zu vollenden und sie von 
Lippstadt nach Hamm zum Anschluss an die Cöln-Mindener Bahn 
fortzuführen. 

Die Cöln-Minden-Thüringer Verbindungsbahn war, wie schon 
mehrfach erwähnt, von Privatunteniehmern in Angriff genommen, 
dann aber in Folge der ungünstigen Zeitumstände und der Geld- 
krisis gleich in den ersten Stadien der Ausflihrung ins Stocken ge- 
rathen. Die Versuche der Regiening, dem Unternehmen durch Un- 
terstützungen in dieser misslichen Lage aufzuhelfen, erzeigten sich 
sämmtlich als erfolglos. Der Credit desselben konnte selbst nicht 
durch Htilfsmittel, welche das gewöhnliche Maass der Staatsunter- 
stützung weit überschritten^ gestärkt werden. Es fand daher 
schliesslich die Regierung das einzige Auskunftsmittel, die Bahn 
doch ausgeführt zu sehen, darin, dass sie sich dieselbe gegen eine 
a^ die Actionäre zu zahlende Vergütung abtreten liess. 

Der grosse Nutzen, den die Bahn der Provinz Westfalen ge- 
währen musste, und die Wichtigkeit, die sie für den inneren Ver- 
kehr Deutschlands dadurch hatte, dass mit ihr ein Glied in dem 
grossen Eisenbahnsysteme fehlen würde, welches von Krakau an 
mitten durch Deutschland von Osten nach Westen über Breslau, 
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ftörlitz, Dresden, Leipzig, Erfurt, Gassei, Hamm, Cöln bis zur west- 
lichen Grenze Preussens und von da nach Belgien und Frankreich 
ftlhrt, Hessen die Äusfährung der Bahn als ein dringendes Bedttrf- 
niss erscheinen. 

Ein besonderes Motiv für die baldige Ausführung der Bahn lag 
noch in dem Umstände, dass die Regierung bereits in dem Vertrage 
über die Thüringische Bahn vom 20. Deceniber J841 die Zulassung 
und Beförderung einer Bahn von Cassel zum Änschluss an die da- 
mals erst projectirte Bahn von Cöln nach Minden übernommen hatte, 
und dass von der Gesellschaft der Kurfürst Friedrich Wilhelms 
Nordbahn in Folge dessen der Bau der in Kurhessen liegenden 
Strecke der beabsichtigten Bahn bis zur preussischen Grenze im 
Vertrauen auf die Herstellung der ganzen Linie nahezu vollendet 
war. Die Billigkeit forderte es somit, dass die Regierung sich be- 
strebte, den gerechten Hoffnungen der Gesellschaften, bei welchen 
notorisch auch einheimische Capitalien stark betheiligt waren, sowie 
den Erwartungen der fremden Regierungen durch baldige Ausführung 
des allein noch fehlenden Verbindungsgliedes zu entsprechen. 

Weshalb die Regierung den Bau der Saarbrticker Bahn über- 
nahm, — davon später. 

Die Anlagekosten für diese drei Bahnen veranschlagte die Re- 
gierung ausser den bereits verwandten Summen auf rund 33 Millionen 
Thlr. Dieser bedurfte sie zur Ausführung der Unternehmungen im 
Laufe von 6 Jahren. Sie wollte davon 21 Millionen durch eine 
Anleihe aufnehmen, dagegen 12 Millionen aus dem Eisenbahnfonds 
beschaffen. Die Kammern schenkten den Plänen der Regierung aus 
den angegebenen Gründen ihren Beifall. Sie genehmigten die Aus- 
führung der drei Bahnen auf Staatskosten und ermächtigten die 
Regierung zur Contrahirung der erforderlichen Anleihe. 

Die Conimission der damaligen zweiten Kammer ging hierbei 
von dem Gesichtspunkte aus, dass der Uebergang aller Eisenbahnen 
in das Eigenthum des Staates stets das Ziel der Regierung bleiben 
müsse ^ niemals aus den Augen verloren werden dürfe, und dass 
auf dessen Erreichung durch jedes sich darbietende Mittel hinzu- 
streben sei Die Regierung werde auf dem betretenen Wege fort- 
zuschreiten haben, unter Benutzung jeder für den ersehnten Zweck 
sich darbietenden günstigen Gelegenheit. 
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Die drei genannten Bahnen wurden in Folge dessen mit Eifer 
und Energie in Angriff genommen und ohne Störung in der beab- 
sichtigten Zeit zu Ende geführt. 

Nach Vollendung dieser Strecken richtete sich die Thätigkeit 
der Regierung, soweit sie den Bau von Eisenbahnen auf Staatskosten 
anbetrifft , während dieser Periode ausschliesslich darauf, diese 3 
Bahnen zu verlängern, oder anschliessende Bahnen auszuführen. 

1. Die Ostbahn. 

Diese vermittelte, so wie sie in den Jahren 1849 bis 1855 er- 
baut wurde, den Verkehr zwischen der Provinz Preussen und Berlin 
über Stettin, indem sie sich an die Stargard-Posener Bahn bei Krentz 
anschloss. 

Um den grossen Umweg, welchen der Verkehr ttber Stettin 
machen mnsste, wenigstens theilweise abzuschneiden, dann aber 
auch, um den bedeutenden Verkehr der Ostbahn unabhängig zu 
machen, von der Berlin- Stettiner Eisenbahngesellschaft, schlug die 
Regierung im Jahre 1856 eine directe Bahn von Frankfurt nach 
Kreutz vor. 

Sie fand bei den beiden Häusern des Landtages mit diesem 
Plane um so mehr Beifall, als durch die projectirte Bahn sowohl 
die fruchtbaren Thäler der Netze, Wartha und Oder mit den Städten 
Driesen, Landsberg, Ettstrin ftlr Frankfurt und Berlin aufgeschlos- 
sen und der Verkehr und die Rentabilität der Bahn von Kreutz nach 
Königsberg und Danzig hin gesteigert werden musste, als auch fer- 
ner die Festung Kttstrin mit dem Eisenbahnnetze in Verbindung 
kam. — 

Die Ostbahn ward dann femer in Folge der Uebereinkunft 
zwischen Preussen und Bussland vom 14. Februar 1857, über Her- 
stellung einer Schienenverbindung zwischen der Berlin-Königsberger 
und Petersburg- Warschauer Bahn, durch den Bau der Strecke Kö- 
nigsberg-Eydtkuhnen und Bromberg-Thorn ausgedehnt. 

Die ganze Länge der Bahn beträgt damit 108 Meilen. 

Mit der Vollendung derselben Ende 1862 war die Ausftlhmng 
des ersten Projects der Ostbahn, eine Eisenbahn herzustellen, die, 
mit Benutzung einer der von Berlin und der Oder führenden Bahnen, 
Berlin mit Königsberg und vermittelst einer Zweigbahn ipit Danzig 
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verbände, auch unter Umständen bis zur russischen Grenze fortge- 
setzt werden könnte, vollständig ausgeftthrt. 

Die Regierung blieb aber, nachdem sie dies anfangs gesteckte 
Ziel erreicht hatte, nicht stehen, sondern that gleich weitere Schritte 
auf der betretenen Bahn und suchte die Ostbahn auszudehnen. Sie 
wurde durch die ausserordentliche Entwickelung des Verkehrs, der 
alle Erwartungen überstieg, unwiderstehlich gedrängt, alle etwaigen 
Hindernisse für seine normale Entfaltung zu beseitigen. 

Ein entschiedenes Hinderniss fttr diese lag darin, dass die Bahn 
von EUstrin nach Berlin einen Umweg von 4 Meilen nmchte, indem 
sie über Frankfurt ging, und dass sie in Berlin keinen selbststän- 
digen Ausgangspunkt, sondern gemeinsam mit der Niederschlesisch* 
Märkischen Bahn einen Bahnhof hatte. 

Die Regierung legte Werth auf die Errichtung eines eigenen 
Bahnhofs schon der Stadt Berlin wegen, namentlich aber weil der 
Bahnhof der Niederschlesisch-Märkischen Bahn, wie auch die Strecke 
Berlin-Frankfurt selbst, nicht im Stande waren, des enormen Ver- 
kehrs aus Schlesien und Preussen Herr zu werden und fühlbare 
Verkehrsstockungen eintraten. 

Die Regierung erachtete es fttr selbstverständlich, dass sie diese 
Abkürzung der Ostbahn, die Berlin-Küstriner Strecke (10^4 Meilen) 
auf Staatskosten erbaue, obwohl sicher Privatunternehmer sich gern 
bereit erklärt hätten, dieses lucrativste Stück der Ostbahn zu bauen, 
da sie unmöglich das westliche Schlussstück der Bahn aus der Hand 
geben konnte. 

~ Allein beim Abgeordnetenhause, in dem grade die Freunde der 
Privatbahnen und Gegner der Staatsbahnen dominirten, fand sie 
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wenig Entgegenkommen und hatte Mühe das Project durchzu- 
bringen. — 

Im April 1865 wurde der Bau begonnen und bis October 1867 
dem Betriebe übergeben. 

Zu gleicher Zeit ward von Danzig nach dem Hafen Neufahr- 
wasser (iVs Meile) eine lUhn gebaut, um die Ostbahn in directe 
Verbindung mit dem Meere zu setzen. Zu den Kosten dieser we- 
sentlich im Interesse der Stadt Danzig unternommenen Bahn stellte 
die Stadt Danzig unentgeldlich den Grund und Boden. — Mit Voll- 
endung dieser Strecke (1967) besass die Ostbahn eine Gesammtlänge 
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von 121 Meilen, darunter 29 Meilen zweigeleisig , mit einem 6e- 
sammtanlagecapitale von rund 53 Millionen Thalem. — 

2. Die Westfälische Bahn. 

Diese wurde vorerst durch zwei weitere Unternehmungen des 
Staates, nämlich durch den Bau der Bahn von Münster nach Rheine 
und den Ankauf der Münster-Hammer Bahn ausgedehnt. 

Die preussische Regierung verpflichtete sich in einem mit der 
Regierung Hannovers, Über die Ausführung einer Bahn von Emden 
über Rheine nach Münster und von der Cöln-Mindener Bahn in der 
Gegend von Löhne über Osnabrück nach Rheine zur niederländischen 
Grenze, unterm 21. Januar 1852 abgeschlossenen Vertrage, bis Ende 
1856 die Bahn von Rheine nach Münster auf Staatsreehnung her- 
zustellen. 

Durch die Fertigstellung dieser Bahn Seitens des Staates kam 
die ganze Bahnlinie von der hessischen Grenze an bis zur hanno- 
verschen Grenze, welche in ihrer Fortsetzung nach Cassel und Em- 
den führt; mit Ausnahme der kleinen Strecke von Münster nach 
Hamm in die Hände des Staates. Es erschien daher wünschens- 
werth, dass die ganze Strecke, welche durch ihren Anschluss an die 
Göln-Mindener Bahn in Hamm Mitteldeutschland, Rheinland und 

« 

Westfalen mit dem Seehafen der Ems zu verbinden berufen war, 
und darum als eine wichtige Verkehrslinie angesehen werden mnsste, 
sich in einer Hand, und zwar in der des Staates befände, damit der 
Betrieb und die Verwaltung allen Verkehrsinteressen entsprechend 
eingerichtet werden könne. 

Die Regierung trat daher mit der Münster-Hammer Eisenbahn- 
gesellschaft in Unterhandlungen, kaufte im Jahre 1855 die Bahn 
gegen Gewährung einer festen Rente an die Actionäre und vereinigte 
sie nebst der neu erbauten Bahn von Münster nach Rheine mit der 
Westfälischen Bahn, sodass diese dadurch eine Ausdehnung von 
27,710 Meilen erhielt. 

Eine weitere Vergrösserung von der weittragendsten Bedeutung 
war 1862 beschlossen und in Angriff genommen. 

Es vereinigten sieh nämlich durch Staatsvertrag vom 23. Febr. 
1862 die preussische Regierung und die herzoglich braunschweigische 
Regierung über den Bau einer Eisenbahn , von Büke an der West- 
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fälischen Bahn nach Kreieimen auf Staatskosten. Diese Bahn war 
fllr die preassische Regierang von ganz besonderem Interesse; ein- 
mal weil durch dieselbe eine neue Verkehrsverbindung der west- 
lichen und östlichen Provinzen, unabhängig von Hannover, geschaffen 
werden sollte, worauf dieselbe sowohl im Verkehrsinteresse wie 
namentlich auch in politischer und in militairischer Beziehung sehr 
hohen Werth legte, dann aber, weil durch die Inbetriebsetzung der 
Bahn die Frequenz und Hentabilität der Westfälischen Bahn unbe- 
dingt bedeutend zunehmen und sieh heben musste, da diese hierdurch 
ein Theil von einer der grossen Verkehrsstrassen — und zwar von 
der kürzeren — welche den Osten mit dem Westen Deutschlands 
und Europas verbinde, ward. — 

Den Ausbau dieser kleinen Bahnstrecke auf Staatskosten zu 
ttbernehmen, unterlag keinerlei Bedenken. Es erschien vielmehr 
unerlässlich geboten, deren Bau und Betrieb mit der Westfälischen 
Staatsbahn zu verbinden, da sie sich ihrer Kttrze wegen nicht zu 
einem selbstotändigen Unternehmen eignete, auch die braunschwei- 
gische Regierung im Interesse des Verkehrs mit Recht die Ein- 
schiebung einer dritten fremden Verwaltung entschieden von vom 
herein abgelehnt hatte. 

3. Die SaarbrUcker Eisenbahn. 

Den Bau der SaarbrUcker Bahn hatte die Regierung bereits 
Ende des Jahres 1847 mit den Mitteln des Eisenbahnfonds begon- 
nen, nachdem die Ausftthrung desselben durch Allerhöchste Cabinets- 
ordre vom 28. November 1847 auf Staatskosten genehmigt war. 

Diesen Entschluss hatte die Regierung fassen müssen, weil mit 
dem Comitö, welches sich zu Saarbrücken für die Erbauung der Bahn 
seit Jahren schon gebildet gehabt hatte, keine Einigung über die 
Bedingungen, unter denen ihm der Bau zu verstatten, hatte erzielt 
werden können, die Ausführung der Bahn aber im Interesse des 
preussischen Handels nicht unterbleiben durfte, indem Sf>nst die Ver- 
bindung des Rheins mit Paris, unter Umgehung der preussischen 
Lande, hergestellt worden wäre. 

An diese Bahn schloss sich im Jahre 1856 die SaarbrUcken- 
Trier-Luxemburger Eisenbahn (11,4 Meilen lang; an. In diesem 
Jahre entschloss sich nämlich die Regierung eine schon längst 
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projectirte Bahn von der Saarbrücker Staatsbabn, über Saarlonis, 
Dillingen, Merzig nach Igel, nnd von dort einerseits nach Trier, 
andererseits zur grossherzoglich luxemburgischen Grenze bei Was- 
serbillig in der Richtung auf Luxemburg hin, selbst auszubauen, da 
sich, ungeachtet der in Aussicht gestellten StaatsunterstOtzung, keine 
Actiengesellschaft zu ihrer Ausführung gebildet hatte. 

Das Project zu dieser Bahn war durch das belgische Unter- 
nehmen einer Eisenbahn von BrUssel über Namur nach Arlon her- 
vorgerufen, bei welchem der Plan verfolgt wurde, im Interesse von 
Ostende und Antwerpen, der, in Folge der Herstellung der Paris- 
Ötrassburger Eisenbahn eingetretenen Concurrenz, von Havre in den 
Verbindungen mit dem Mittel- und Oberrhein der Schweiz und 
Italien, entgegen zu wirken. 

Durch die SaarbrUcken-Trier-Luxemburger Bahn wollte man ver- 
hindern — und hoffte dies mit Erfolg thun zu können, da die her- 
zustellende Verkehrsstrasse die unbedingt kürzeste werden musste 
— dass jene grosse Route von Ostende und Antwerpen nach dem 
Mittel- und Oberrhein und weiter mit Umgehung von Preussen ins 
Leben trete. Ausser dieser internationalen Bedeutung legte man der 
Bahn aber auch für den inneren Verkehr grosse Wichtigkeit bei, 
weil sie bestimmt schien, das fabrikthätige gewerbfleissige Saarthal 
aufzuschliessen und die Städte Saarbrücken, Saarlouis. Merzig, 
Luxemburg und namentlich die grosse nnd wichtige Stadt Trier in 
das preussische Eisenbahnnetz aufzunehmen. 

Die Regierung musste mit Recht weiter hoffen, dass der Kohlen- 
bergbau im Saarbrücker Revier, der fast ausschliesslich fttr ihre 
Rechnung betrieben wurde und etwa V2 Million Thlr. als Reinertrag 
abwarf, einen neuen Aufschwung nehmen werde. 

Diese Bedeutung der Bahn machte ihre Ausführung sehr wün- 
sch enswerth. Der Staat glaubte- die Ausführung selbst übernehmen 
zu müssen, weil die Lage der Bahn als Grenzbahn es in politischer, 
nationaler und namentlich militairischer Rücksicht räthlich erscheinen 
Hess, sich die freisten Dispositionen darüber zu sichern, und indem 
eine Verbindung derselben mit der kleinen Saarbrücker Bahn eine 
willkommene Gelegenheit zu einer Erweiterung der Verwaltung die- 
ses an sich unbedeutenden Unternehmens herbeiführen musste. 

Ausser diesen als Erweiterung der genannten drei Bahnen zu 
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betrachtenden Bauten unternahm die Regierung noch einen nicht 
damit in Zusammenhang stehenden Bau, nämlich die Herstellung 
einer Bahn von Heppens nach Oldenburg, zu der sich die Regierung 
in einem mit Oldenburg unter dem 14. Februar 1864 in Ausfahrung 
des Eriegshafenvertrages vom 20. Juli 1853 geschlossenen, für Preus- 
sen nach allen Seiten hin vortheilhaften Staatsvertrage verpflichtet 
hatte. 

Diese Bahn schliesst sich in Oldenburg an die Bahn von Bre- 
men nach Leer an, und ist somit für den Kriegshafen von der 
eminentesten Bedeutung. Sie ist 7 Meilen lang. 

Wenn wir hier femer noch bemerken, dass die Regierung im 
Jahre 1851 (Ges.-S^ 12. Mai 1851) den Bau und Betrieb einer Ber- 
liner Bahnhofsverbindungsbahn IY3 Meile lang auf Staatskosten 
unternahm, um die für den durch Berlin durchgehenden Güterverkehr 
unumgänglich nöthige Schienenverbindung herzustellen, ein Unter- 
nehmen, zu dem sich damals keine Privatgesellschaft fand^ so haben 
wir damit einen Ueberblick gegeben über die Thätigkeit, welche sie 
beim Selbstbau der Bahnen in dieser Periode entwickelte. Den in 
diese Zeit fallenden Bau der schlesischen Gebirgsbahn auf Staats- 
kosten haben wir dabei ausser Acht gelassen, da sich die Bespre- 
chung desselben besser an die Erwähnung des Erwerbes der Nieder- / 
schlesisch-Märkischen Bahn anschliesst. (cf. p. 33.) 

Es bleibt uns jetzt noch zu erörtern, wie die Regierung dem 
Grundsatze des Staatsbaues bei den Bahnen Rechnung trug, welche 
1848 während der Ausfuhrung ins Stocken gerathen waren und 
Staatsunterstützung in Anspruch genommen hatten, und dann die 
Maassregeln zu betrachten, welche sie ergriff, um dem Ziele, welches 
sie sich damals noch gesteckt hatte, alle Eisenbahnen in das Eigen- 
thum des Staates zu bringen oder wenigstens einen möglichst weit 
gehenden Einfluss auf sie zu erlangen , näher zu treten und welche 
Resultate sie dabei erreicht hat. — 

Wir haben bereits weiter oben bemerkt, dass die Regierung für 
die beiden ins Stocken gerathenen Eisenbahnuntemehmungen — die 
Aachen-Düsseldorfer und die Ruhrort-Crefeld-Ereis Gladbacher Ei- 
senbahnen — nachträglich eine Zinsgarantie für das Actiencapital 
zu übernehmen sich entschloss. — 

Die Concessionen zu diesen Bahnen waren im Jahre 1846 und 
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1847 erst nac*.h sehr sorgfältigen Untersnchungen and Prüfungen 
Seitens der Regierung über die Nothwendigkeit und NUtelichkeit 
der Unternehmen zu erlangen gewesen. 

Bereits unterm 11. April 1844 wurde in Folge Allerhöchster 
Cabinetsordre bekannt gemacht, dass ausser für solche Bahnunt^r- 
nehmungen, welche nach der Allerhöchsten Cabinetsordre vom 22. 
November 1842 zur Ausführung und Beftirderung bestimmt waren, 
fürs erste die Genehmigung nicht ertheilt werden solle, sofern nicht 
für einzelne vorzugsweise wichtige Bahnen ganz überwiegende all- 
gemeine Interessen eine Ausnahme nöthig erscheinen lassen möchten. 
Die Zulässigkeit einer solchen Ausnahme bei den beiden in Rede 
stehenden Bahnen erkannte das gesammte Htaatsministerium damals 
in dem einstimmigen Beschlüsse an, dass den bevölkerten gewerb- 
reichen Gegenden des linken Rheinufers, mit den wichtigen Fabrik- 
orten Crefeld, Viersen, Gladbach etc. der Vortheil einer Eisenbahn- 
verbindung nicht vorenthalten werden könne, dass es vielmehr als 
Bedürfniss anzuerkennen sei, diesen Gegenden die Erleichterung des 
Bezuges der Fabrikmaterialien etc. zu gewähren, dass es daher für 
vollkommen gerechtfertigt zu erachten sei, dem in der Bekannt- 
machung vom lt. April 1844 enthaltenen Vorbehalte gemäss, für 
eine solche Eisenbahn die Allerhöchste Genehmigung ausnahmsweise 
in Antrag zu bringen. 

Es war daher nur eine Consequenz des von der Regierung all- 
gemein angenommenen Grundsatzes, die zum Nutzen des Landes 
begonnenen Eisenbahnen zum Ziele zu führen, wenn sie diesen 
beiden Bahnen, als sie ins Stocken gerathen waren und zu zerfallen 
drohten, 372 Pi'oc. Zinsen für die Anlagecapitalien garantirte. 
Hierzu fand sie sich um so mehr veranlasst, als sie auf der Aachen- 
Düsseldorfer Bahn bereits eine halbe und auf der Ruhrort-Crefeld- 
Kreis Gladbacher Bahn eine Million Thaler verwendet hatte, und 
diese bedeutenden Capitalien bei einer Auflösung der Gesellschaften 
grösstentheils fruchtlos geopfert haben würde. 

Als Entschädigung für diese Garantie der Zinsen Hess sie sich 
von den Gesellschaflten sehr weit gehende Befugnisse und Rechte 
einräumen. 

Sic übernahm nämlich nicht nur die WeiterfÜhrung und Voll- 
endung des Baues auf Kosten der Gesellschaft, wodurch es ihr 
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möglich wurde, den solidesten, allen Anforderungen Genüge leisten- 
den Bau herzustellen, sondern sie liess sich auch für immer die 
Verwaltung und Leitung des Betriebes unbeschränkt Übergeben, in 
der Weise, dass sie nur alle Jahre über die Resultate derselben 
einer Deputation von 5 Mitgliedern der Gesellschaft Rechnung zu 
legen hat, sonst aber unabhängig verfahren kann. Es wurde ferner 
bestimmt, dass sie von dem Reingewinn der Bahn Über Vj^ Proc. 
bis 5 Proc, ein Viertel, von dem über 5 Proc. die Hälfte als Ent- 
schädigung für die übernommene Garantie vorweg bekommen sollte, 
und endlich ihr noch das Recht eingeräumt, jederzeit nach sechs- 
monatlicher Kündigung die ganze Bahn gegen Erstattung des Nomi- 
nal we)*thes der Actien in das Eigen thum des Staates zu bringen. 

Dem Grundsatze des Staatsbaues trug hiermit die Regierung in 
hohem Grade Rechnung. Sie ermöglichte es, die beiden Bahnen 
von Anfang an wie Staatsinstitute zu nutzen, und hielt sich immer 
einen Weg offen, jederzeit bei hochgestiegener Dividende der Actio- 
näre die Bahn an sich zu bringen. Man könnte hiemach diese 
beiden Bahnen füglich als Staatsbahnen betrachten, welche mit einer 
zu 372 Proc. al pari contrahirten Anleihe gebaut sind. 

In ein ähnliches Verhältniss wie zu diesen beiden Bahnen, trat 
die Regierung in den nächsten Jahren noch zu mehreren anderen 
bereits in Betrieb befindlichen Bahnen, indem sie theils in Folge 
besonderer mit den Gesellschaften abgeschlossener Verträge, theils 
in Gemässheit der Statuten wegen der aus Staatskasse erforderlich 
gewordenen Zuschüsse zur Deckung der garantirteu Zinsen deren 
Verwaltung übernahm. 

Ersteres trat ein: 

1. Durch Vertrag vom 23. August 1850 bei der Bergisch- 
Märkischen Gesellschaft , * welche später laut Allerhöchsten Erlasses 
vom 3. Juni 1852 über Dortmund nach Soest verlängert, am 30. 
April 1856 zur Anlage der Ruhr-Siegbahn concessionirt wurde, und 
sich auch endlich vom 1. Januar 1857 an mit der Düsseldorf-Elber- 
felder Bahn vereinigte; 

2. bei der Cöln-Crefelder Bahn durch Vertrag vom 28. Sep- 
tember 1853; 

3. bei der Prinz Wilhelm Bahn durch Vertrag vom 24. Fe- 
bruar 1854 ; 
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4. bei der Rhein-Nahebahn durch Vertrag vom 18. Juni 1856; 

5, bei der Oberschlesischen Bahn durch Vertrag vom 17. Sep- 
tember 1856 ; 

G. bei der Wilhelmsbahn durch Vertrag vom 22. April 1857. 
Letzteres dagegen war der Fall: 

1. bei der Niederscblesisch-Märkischen Bahn und 

2. bei der Stargard-Posener Bahn. 

In den Verträgen, welche die Regierung mit den vorstehend 
unter 1—6 benannten sechs Eisenbahngesellschaften abschloss, Hess 
sie sich die Verwaltung und Leitung des Betriebes so übertragen, 
dass eine königliche Direction an die Spitze trat, welche mit ziem- 
lich freier Disposition die Verwaltung und den Betrieb leitet, die 
Vollendung der Bahnen, sowie den Bau etwaiger Fortsetzungen oder 
Anschlussbahnen für Rechnung der Gesellschaft übernimmt und nur 
zur Rechnungslegung verbunden ist. 

Dagegen war die Stellung der Regierung bei der Verwaltung 
der beiden Bahnen, welche in Folge der geleisteten Zuschüsse unter 
ihre Verwaltung kamen, nach den Bestimmungen der Statuten, nicht 
so selbstständig und unabhängig, wie die Stellung, welche die Re- 
gierung sich bei den anderen Bahnen vertragsmässig hatte einräumen 
lassen. Von diesen beiden Bahnen blieb die Stargard-Posener bis 
jetzt in diesem Verhältniss. 

Zu der Niederschlesisch- Märkischen Eisenbahn dagegen kam 
die Regierung bald in eine andere Stellung. 

Unter ihrer Verwaltung verbesserte sich nämlich die Rentabilität 
der Bahn so bedeutend, dass fernere Zuschüsse nicht zu leisten 
waren, und die Gesellschaft bald berechtigt geworden wäre, die 
Verwaltung der Bahn wieder selbst zu übernehmen. Die Re- 
gierung fürchtete aber, es würden unter Privatverwaltung die Be- 
triebsergebnisse wieder so ungünstig werden, dass abermals Zuschüsse 
aus der Staatskasse erforderlich würden, und beschloss, um diese 
Eventualität zu vermeiden^ das Anerbieten der Generalversammlung 
der Gesellschaft^ die Bahn käuflich zu übernehmen, zu acceptiren, 
da die Gesellschaft für den Verkauf so billige Bedingungen stellte, 
dass die Regierung nicht hoffen konnte» jemals wieder eine so gün- 
stige Gelegenheit zum Erwerbe dieser wichtigen Bahn zu finden. 
Für den Abschluss des Kaufes sprach femer der Umstand, dass 
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mit demselben auf einmal alle die Differenzen geschlichtet wurden, 
welche zwischen der Regierung und der Gesellschaft in Folge der 
Staatsverwaltung entstanden waren. 

Die Kegierung sah in diesem Kaufe nur eine Anticipation des 
künftig jedenfalls eintretenden Verhältnisses, da im Gesetz von 1838, 
wie namentlich in den Statuten der Bahnen, welche eine Zinsgarantie 
in Anspruch genommen hatten, zu welchen die Niederschlesisch- 
Märkische Eisenbahn gehörte, der Uebergang in das Eigenthum des 
Staates vorgesehen und bestimmt ausgesprochen war. 

Nach heftigem Widerspruche in den Kammern von Seiten derer, 
welche, entgegen dem Principe der Regierung, allmählig sämmtliche 
Bahnen in Besitz des Staates zu bringen, die Eisenbahnen in den 
Händen der Privaten belassen wissen wollten, kam endlich, in Folge 
des Gesetzes vom 31. März 1852, am 24. und 25. Juni des genannten 
Jahres der Kaufvertrag zum Abschlüsse. - 

Die Regierung verpflichtete sich darin, bis zur gänzlichen 
Amortisation der Actien, den Besitzern derselben jährlich 4 Proc. 
Zinsen zu bezahlen. 

Sie kam durch diesen Kauf ihrem Ziele, alle Bahnen allmählig 
in das Eigenthum des Staates zu bringen, einen bedeutenden Schritt 
näher, da die Niederschlesisch-Märkische Bahn eine der umfang- 
reichsten Bahnen im Staate war (ihre Länge beträgt 5 1 , 624 Meilen) . 

Schon 1855 ward eine Eisenbahn, welche, von Görlitz aus- 
gehend, die Niederschlesischen Gebirgskreise aufschliessen und eine 
Verbindung mit dem Waldenburger Kohlenrevier herstellen sollte, 
landesherrlich für zulässig und fttr gemeinnützig erklärt. Die Re- 
gierung interessirte sich ftlr dieses Unternehmen in der Art, dass 
sie die Vorarbeiten auf Staatskosten anfertigen Hess und den Be- 
strebungen eines Comit^s sich förderlich erwies. Allein da diese 
Bahn, Görlitz-Hirschberg-Waldenburg , doch nur eine locale Be- 
deutung beanspruchen konnte, kam sie nicht zu Stande. Erst 1862 
trat die Regierung mit dem Plane , die Bahn auf Staatskosten zu 
bauen, an die Oeffentlichkeit und suchte die Genehmigung der 
Volksvertretung dazu nach. Indem sie das Project so ausdehnte, 
dass die Bahn in Zukunft auf der einen Seite von Waidenburg über 
Glatz zur Landesgrenze und weiter bis zur Prag-Wiener Bahn gehen 
und von Landshut weiter Anschluss an die Schwadewitz-Josephstädter 

Schreiber, Pr. Eisenbahnen. 3 
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Eisenbahn finden j und anf der anderen Seite bis zum Knotenpunkt 
der Niedersehiesisch-Märkischen Bahn, Eohlfurt, zur Herstellung einer 
besseren Verbindung Berlins mit dem Gebirge fortgesetzt werden 
sollte, nahm sie für dasselbe eine erhöhte Wichtigkeit in Anspruch. 
Die Bahn ward dadurch ein Theil einer grossen internationalen 
Yerkehrsstiasse. — Da die Verhandlungen mit Oestreich noch nicht 
zum gehofften Abschluss gediehen waren, beschränkte sich die Re- 
gierung im Jahre 1862 lediglich auf die Strecken bis Waidenburg, 
denen sie darum an sich schon Werth beilegte, weil sie einen stark 
bevölkerten, von Nothständen oft heimgesuchten Landstrich aufzu- 
schliessen^ den Eohlenreichthum Niederschlesiens den gewerbreichen 
Kreisen des Gebirges zugänglich zu machen, den Verkehr der Gru- 
ben und Industriebezirke mit Berlin und Sachsen zu heben geeignet 
war und die schlesischen Bäder und landschaftlichen Schönheiten 
des Gebirges zugänglich machte. 

Im Abgeordnetenhause fand die Regierung sehr entschiedenen 
Widerstand, weil man dort diese Strecke für geeignet hielt, als An- 
fang einer selbstständigen neuen Bahn betrachtet zu werden, welche 
der Privatindustrie zu bauen zu überlassen, und den Streit, ob Staats- 
oder Privatbahnen, hierbei zum Austrag bringen wollte. 

Die Regierung erhielt aber doch die Genehmigung, weil die 
benachbarte Breslau-Freiburg-Schweidnitzer Bahn auf den Bau nicht 
eingehen wollte und ohne volle Zinsgarantie eine andere Gesell- 
schaft auch nicht zu bilden war, und die neue Bahn sich an die 
Kiederschlesisch-Märkische Bahn gut anschloss und mit ihr unter 
eine Verwaltung gestellt werden konnte. 

Die Bahn ward unter dem Namen Schlesische Gebirgsbahn durch 
Gesetz vom 24. Nov. 1862 genehmigt, 1863 in Angriff genommen, in 
einer Länge von zusammen 19 Meilen bis 1867 vollendet und mit 
der Niederschlesisch-Märkischen Bahn zu einem Unternehmen ver- 
einigt. 

Auf diese Weise bestand also ein zusammenhängendes Staats- 
bahnnetz — Ostbahn und Niederschlesisch-Märkische Bahn — von zu- 
sammen 293 Meilen, an welche sich weiter 52 Meilen unter Staats- 
verwaltung stehende Bahnen anschlössen. 

Die übrigen Bahnen auf eine ähnliche Weise, wie die Nieder- 
Bchlesisoh-Märkische Bahn, im Wege des Kaufes zu erwerben» würde 
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zwar nach dem Gesetze yom 3. Nerbr. 1838 aacb müglieh sein, 
nsd zwar nach 30 Jahren ¥on dem Zeitpunkt der Transporteröfhnng 
an. Allein nach den im Gesetz über den Ankanf gegebenen Be- 
stimmungen würde hierzu ein so bedeutendes Capital erforderlich 
^nd würde der Eaul^reis, der den ftlnfundzwanzigfachen Betrag der- 
jenigen jährlichen Dividende, welche an sämmtliche Actionäre im 
Durchschnitte der letzten fünf Jahre ausbezahlt ist, betragen soll, 
tllr den Staat ein so ungünstiger sein, dass die Regierung wohl 
einsah, auf diese Weise füglich nie in den Besitz der Bahnen ge- 
langen zu können. 

Sie suchte daher im Jahre 1853 den allmähligen Uebergang 
der sämmtlichen Bahnen durch Amortisation der Actien, auf dem 
Wege, wie er im Gesetze von 1838 bezeichnet war, anzubahnen. 

Bei Erlass des Eisenbahngesetzes vom 3. Novbr. 1838 hatte 
sich der Staat nicht, wie es fast allgemein in den übrigen Staaten 
geschehen war, einen unentgeldliehen Heimfall der Eisenbahnen nach 
einer Reihe von Jahren — z. B. 90 oder 99 Jahren — gesichert, 
sondern um dereinst in den Besitz der Bahnen zu gelangen bestimmt, 
dass ihnen eine Steuer aufgelegt und deren Ertrag zur Amortisation 
von Actien verwendet werden sollte, üeber diese Abgabe setzt der 
§ 38 des Eisenbahngesetzes fest, dass die Höhe derselben erst dann 
regulirt werden sollte, wenn die zweite innerhalb des Staates con- 
cessionirte Eisenbahn drei Jahre in vollständigem Betriebe gewe- 
sen sei. 

Die zweite vollständig in Betrieb gesetzte Bahn war die Mag- 
deburg-Leipziger Eisenbahn, welche am 18. August 1840 vollständig 
eröftiet wurde. Es hätte daher im Jahre 1844 schon mit der Ein- 
führung der Abgabe vorgegangen werden können. Allein man hielt 
die Einführung dieser Steuer anfangs, um die Entwickelung des 
Eisenbahnwesens . durch Nichts zu stören, dann mit Rücksicht auf 
die 1846 eingetretene Geldkrisis und die nachfolgenden politischen 
Ereignisse nicht für rathsam, und zögerte damit bis zum Jahre 1 853. 
Da endlich führte die Regierung durch Gesetz vom 30. Mai 1853 
diese Abgabe ein, und zwar nach den Grundsätzen des (Gesetzes vom 
3. November 1838, welche noch immer als praktisch und zur Durch- 
führung geeignet erachtet wurden. Sie ward von den Dividenden 
des Jahres 1853 zum ersten Male erhoben und ihr Ertrag zum An- 
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kauf von Actien der betreffenden Eisenbahnen zum Tagesconrse 
durch die königliche Seehandlnng verwandt, wie es in § 39 dea 
Gesetzes von 1838 vorgesehen war. 

Die Regierung gedachte auf diese Weise leicht und sicher im 
Laufe der Zeit in den Besitz aller Bahnen zu gelangen, da die 
Zinsen und Dividenden der angekauften Actien stets wieder zum 
Ankauf neuer Actien verwendet werden sollten und dadurch die 
Sxmime der aufgekauften Actien in steigender Progression wachsen 
musste. 

Bei der Einführung dieser Steuer indessen fand die Regierung 
in den Kammern schon heftige Opposition gegen die Verwendungs- 
weise des Ertrages derselben. Es wurde vielfach deren Nützlich- 
keit und Zuträglichkeit sehr in Frage gestellt und verlangt, dass 
die Eisenbahnsteuer, wie jede andere Steuer, in die Staatskasse ab- 
geführt würde. Nach mehrfachen, in den nächsten Jahren Seitens 
der Kammern gemachten vergeblichen Versuchen, die Regierung 
hierzu zu veranlassen, gab sie endlich im Jahre 1859, als sie sich 
zur Bestreitung der erhöhten Ausgaben der Staatskasse alle mög- 
lichen Einnahmen zu verschaffen suchen musste, diesem Drängen 
nach, und ward durch das Gesetz vom 21. Mai 1859 bestinmit, dass 
die Amortisation der Eisenbahnactien durch den Ertrag der Eisen- 
bahnsteuer aufhören und diese Steuer in die allgemeine Staatskasse 
abgeführt werden solle. 

Mit Ausnahme der Bahnen, bei denen der Staat einen Theil 
der Actien genommen, oder bei denen er, in Folge der geleisteten 
Zinsgarantieen, Superdividenden, welche zur Amortisation der Actien 
verwendet werden müssen, bezieht, wurde mit diesem Gesetze der 
allmählige Uebergang der Bahnen in das Eigenthum des Staates ab- 
geschnitten, und nur der Weg, die Bahnen nach den Bestimmungen 
des Gesetzes vom 3. Novbr. 1838 (§ 42) anzukaufen, offen gelassen. 

Da dann weiter die Regierung mit mehreren Eisenbahngesell- 
schaften, deren Actien sie mit den ihr abzugebenden Superdividen- 
den und den für ihre eigenen Actien zustehenden Dividenden anzu- 
kaufen verpflichtet war, Verträge schloss und darin von der Amor- 
tisation Abstand nahm , so gab sie es fast ganz auf, Privatbahnen 
allmählig zu erwerben. Nur bei einigen Bahnen hat sie sich noch 
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die Möglichkeit des Erwerbes unter günstigeren Bedingungen, als sie 
das Gesetz yon 1838 allgemein statuirt, vorbehalten. 

Im Jahre 1864 machte sie von dem ihr zustehenden Rechte die 
Ruhrort-Crefeld-Kreis Gladbacher und Aachen-Düsseldorfer Bahnen 
gegen Erstattung des Nominalwerthes der Actien zu erwerben, Ge- 
brauch, aber lediglich um diese beiden Bahnen sofort an die Bergisch- 
Märkische Eisenbahngesellschaft wieder abzutreten, begab sich also 
völlig der Möglichkeit, diese beiden Bahnen unter günstigeren, als 
den im Gesetz enthaltenen allgemeinen, Bedingungen zu erwerben. — 

Im Jahre 1865 versuchte sie sogar die Westfälische Eisenbahn^ 
die eine Gesammtlänge von 40 Meilen hatte, also an sich schon 
eine ganz respectable Bahn war, an die Bergisch-Märkische Gesell- 
schaft für 14 Millionen Thaler zu verkaufen. Allein dieser Versuch 
scheiterte an der Yersagung der Genehmigung zu dem Vertrage 
Seitens des Abgeordnetenhauses. — 

Die Stellung der Regierung hatte sich also gänzlich geändert. 

Während sie 1848 den Entschluss fasste, fernerhin alle Bahnen 
selbst zu bauen, und z. B. in der Denkschrift, mit welcher sie unter 
dem 20. September 1849 den Kammern den Gesetzentwurf, betreflfend 
die Uebernahme einer Zinsgarantie der Staates für die Actien der 
eben erwähnten beiden Bahnen, der Aachen-Düsseldorfer und Ruhr- 
ort-Crefeld-Kreis Gladbacher, vorlegte, sagte: wahrscheinlich dürfte 
der Privatbau mit diesen beiden Bahnen fttr eine Reihe von Jahren, 
vielleicht für immer in Preussen seine Endschaft erreichen, und 
während sie 1853 das vorerwähnte Gesetz erliess, welches durch die 
Verwendung der Eisenbahnabgaben zum allmähligen Erwerb sämmt- 
licher Bahnen führen sollte, sehen wir sie am Schluss der Periode 
von diesen Plänen ganz zurückgekommen. 

Sie acceptirte vollständig das Mischsystem und begnügte sich 
damit, theils als Aufsichtsbehörde, theils durch ihren Einfluss als 
Besitzerin bedeutender Eisenbahnlinien auf den Betrieb der Privat- 
foahnen einzuwirken und deren Verwaltung unter möglichster Rück- 
sichtoahme auf die öffentlichen Interessen und das Publicum führen 
au lassen. — In wie weit ihr dies gelungen, muss hier unerörtert 
bleiben. 

Dass die Staatsregierung das Mischsystem rückhaltlos acceptirte, 
ist recht deutlich femer ersichtlich aus der Menge von Concessionen, 
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welche sie Privatanternehmem zu Bahnbauten ertheilte, und der 
Bereitwilligkeit^ mit der sie, wo es nöthig, der Privatindustrie zu 
Hülfe zu kommen, eingriff. 

Diese Entwickelung des Eisenbahnnetzes während dieser Periode 
zu betrachten erübrigt noch. 

In dem nachstehenden Verzeichnisse A Seite 46 sind die Bahnen 
aufgeführt, für welche die Regierung seit 1 848 an Privatunternehmer 
die Concession ertheilte, und in dem Verzeichniss B die l^ntwickelung 
des Prirateisenbahnnetzes dargestellt. 

Aus denselben ist ersichtlich, dass von 49 Concessionen nur 6 
an neue Gesellschaften ertheilt wurden, von denen noch 2 wiederum 
sich bald mit einer schon bestehenden Gesellschaft vereinigten, und 
dass alle übrigen neuen Linien von schon bestehenden Bahngesell- 
schaften ausgebaut wurden. Alle bestehenden Gesellschaften hatten 
nämlich das naturgemässe Bestreben, durch Ausbau von Anschluss- 
und Zweigbahnen ihren Verkehr zu heben oder vorhandene Hinder- 
nisse durch Erbauung von kürzeren Linien zu beseitigen. Die Re- 
gierung kam diesen Bestrebungen mit Recht entgegen, da es im 
allgemeinen Interesse, um den immer bedeutender werdenden durch- 
gehenden Verkehr nicht zu erschweren, nur vortheilhaft sein konnte, 
dass möglichst wenig Gesellschaften sich in die Hauptrouten theilten. 

Dieser Umstand bewog auch die Regierung schon im Anfang 
dieser Periode in vielen Fällen auf eigene Ausführung von Bahnen 
nicht zu reflectiren, die nur Anschluss an Privatbahnen hatten. 

Weiter vermochte die Regierung die Unternehmer in einzelnen 
Fällen zu bewegen, dem Staate bei der Concessionirung der Bahn so 
umfassende Rechte und Befugnisse bei der Bauausftlhrung und dem- 
nächstigen Betriebe einzuräumen, dass sie dieselben ganz wie Staats- 
anstalten benutzen und kein grosses Interesse haben konnte, die 
Ausführung auf Staatskosten zu übernehmen. 

Letzteres war z. B. der Fall bei der Cöln-Crefelder und Rhein- 
Nahe Bahn, welche beide ebenso wie früher die Aachen-Düsseldorfer 
und Ruhrort-Crefeld-Ereis Gladbacher Bahn von der Regierung auf 
Rösten der Gesellschaft erbaut und betrieben wurden. 

Wie in dem Verzeichnisse an den betreffenden Stellen angegeben, 
haben mehrere der neuen Bahnen eine Staatsuntersttttzung durch Ge- 
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währong einer Zinsgarantie oder Zahlung einer bestimmten Snmme 
erhalten. 

Der Staat garantirte: 

1. 31/2 Proc. Zinsen für 12,250,000 Thlr. 3V2 procentige 
FrioritätsobUgationen der Bergisch-Märkischen Eisenbahn durch das 
Gesetz vom 30. April 1856 zum Bau der Ruhr-Siegbahn; 

2. 31/2 Proc. Zinsen für 11,500,000 Thlr. 4 procentige Priori- 
tätsobligationen der Berlin- Stettiner Eisenbahngesellschaft zum Bau 
der Stargard-Göslin-Colberger Bahn, nach dem Gesetze vom 15. 
Mai 1856; 

3. 4V2 Proc. Zinsen für 3,500,000 Thlr. der Rheinischen Ei- 
senbahngesellschaft fttr den Bau einer festen Rheinbrücke bei Goblenz, 
nach dem Gesetze vom Juni 1860; 

4. 4 Proc. Zinsen für 750,000 Thlr. Prioritätsobligationen 
derselben Gesellschaft für den Bau einer Bahn von Ehrenbreitstein 
nach Horchheim, nach demselben Gesetze; 

5. 31/2 Proc. Zinsen für 12,044,900 Thlr. Prioritätsobligationen 
der Oberschlesischen Eisenbahngesellschaft zum Bau der Breslau- 
Posen-Glogauer Bahn, nach dem Gesetze vom 20. Februar 1854; 

6. 41/2 Proc. Zinsen für 6,000,000 Thlr. Prioritätsobligationen 
der Rhein-Nahebahn zur Fortsetzung des Baues, nach dem Gesetze 
vom 18. Juli 1859; 

7. 4V2 Proc. Zinsen für 2,250,000 Thlr. Prioritätsobligationen 
derselben Bahn zu demselben Zwecke, nach dem Gesetze vom 22. 
Mai 1861; 

8. 31/2 Proc. Zinsen für 6,500,000. Thlr. Prioritätsobligationen 
der Cöln-Mindener Bahn zum Bau der Oberhausen- Amheimer Bahn, 
nach dem Gesetze vom 24. Mai 1853; 

9. 3V2 Proc. Zinsen für 20,000,000 Thlr. Prioritätsobligationen 
der Göln-Mindener Eisenbahngesellschaft zum Bau der Deutz-Gies- 
sener Bahn und der festen Rheinbrttcke bei COln; 

10. 3V2 Proc. Zinsen für 12,000,000 Thlr. Prioritätsobligationen 
der BerUn-Stettiner Bahn für den Bau der Bahn von Angermünde 
nach Stralsund und Zweigbahnen von Pasewalk nach Stettin, von 
Züssow nach Wolgast. 

11. 4 Proe. Zinsen für 14,090,000 Thlr. der Magdeburg-Göthen- 
Halle-Leipziger Bahn für den Bau einer Bahn von Halle über Hei- 
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ligenstadt nach Cassel und nahm fttr 810,000 Thlr. Stammactien. 
Gesetz vom 17. Jan. 1863. 

12. gewährte der Bergisch -Märkischen Bahn 200,000 Thlr. 
Beihülfe zu den Kosten für den Bau einer Bahn von Rittershansen 
nach Lennep nnd Remscheid; 

13. der Ostpreussischen SUdbahn Beihtilfe von 360,000 Thlrn. 

14. und Tilsit-Insterburg 140,000 Thlr. 

Diese Garantieen Übernahm er entweder unmittelbar auf die 
Staatskasse, wie er dies bei früher geleisteten Garantieen eljenfalls 
gethan hatte , oder er radicirte sie auf die Staatsintraden aus dem 
betreffenden Stammunternehmen. Letzteres war der Fall bei der 
Garantie für die Prioritätsobligationen der Oberschlesischen Eisen- 
bahngesellschaft zum Bau der Breslau-Posen- Glogauer Bahn und 
bei der Garantie für die Prioritätsobligationen der Cöln-Mindener 
Bahn, zum Bau der Oberhausen- Amheimer , der Deutz-Giessener 
Bahnen und der festen Rheinbrücke bei Cöln. 

Von beiden Bahnen — der Oberschlesischen und Cöln-Mindener, 
bezog nämlich der Staat fttr die Actien, welche er bei der Anlage 
derselben gezeichnet hatte, jährlich Zinsen und ziemlich bedeutende 
Dividenden und Superdividenden. Diese flössen nicht zur Staats- 
kasse, sondern mussten statutenmässig zur Amortisation von Actien 
verwandt werden. 

Der Staat radicirte nun die neu zu übernehmenden Garantieen 
auf diese seine Einkünfte aus dem Stammuntemehmen. Durch die 
Uebemahme dieser Zinsgarantieen kann daher die Staatskasse nie 
benachtheiligt und in Anspruch genommen werden, sondern es wird 
nur die Amortisation der Actien der Stammuntemehmen und damit 
der Uebergang der Bahnen in die Hände des Staates verzögert, wenn 
Zuschüsse Seitens des Staates nöthig werden. 

In Betreff der Cöln-Mindener Eisenbahn war wegen der Garan- 
tieen dann noch besonders festgestellt, dass aus den dem Staate 
zukommenden Dividenden und Superdividenden an dem Stammunter- 
nehmen zuerst das Anlagecapital der Oberhansen-Amheimer Bahn 
verzinst und dass mit dem verbleibenden Reste dieser Dividenden 
und Superdividenden nebst 50,000 Thlrn. von den dem Staate zu- 
kommenden 3V2 Pi'oc. Zinsen seiner Stammactien die Zinsen für die 
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Anlagecapitalien der Deutz-Giessener Bahn und der Rheinbrtteke 
sichergestellt würden. 

Der Rest jener dem Staate zustehenden Zinsen mit 35,526 Thlm. 
dagegen soll zur Amortisation der Anlagecapitalien der Rheinbrtteke 
verwandt werden, so dass diese in 30 Jahren Staatseigenthum wird. 

Ausserdem begab der Staat auf 15 Jahre bis 1870, sich seines 
Rechts Actien zum Nennwerthe einzulösen. 

Durch Vertrag vom 10. August 1865, genehmigt am 13. Sep- 
tember 1865, hat sich dies Verhältniss wesentlich geändert, indem 
darnach die Göln-Mindener Eisenbahngesellschaft den Staat von 
jeder Zinsgarantie für das Anlagecapital der Cöln-Mindener Bahn 
sofort für das der Oberhausen- Amheimer und Deutz-Giessener Bahn 
und Rheinbrtteke von dem Zeitpunkt an entbindet, wo 10 Jahre 
lang keine Zuschüsse erforderlich gewesen sind. Die Staatsregierung 
verzichtete dagegen gegen Zahlung einer Entschädigung von 13 
Hill. Thlm. auf ihr Recht, die Actien der Bahn al pari zu amor- 
tisiren. — 

Die Bedingungen, unter denen der Staat die Garantie ftlr die 
übrigen genannten Eisenbahnen übernahm, sind im Wesentlichen 
denen gleich^ unter denen er früher solche Garantieen übernommen 
hatte, doch stellte sich bei der Uebemahme der Garantie fttr die 
Bahn von Angermünde nach Stralsund, fttr die Ruhr-Siegbahn und 
Bahn von Halle nach Gassei insofern günstiger, als die Stammun- 
temehmungen sich verpflichteten, vor dem Staate Vi» resp. V4 P^oc. 
Zinsen der Anlagecapitalien zu den Reinerträgen der neuen Unter- 
nehmen zuschiessen zu wollen, wenn dieselben zur Zahlung des 
garantirten Zinssatzes nicht ausreichend sein sollten. 

Mit Ausnahme der Rhein-Nahebahn, auf welche wir speciell 
zurückkommen müssen, ward die Regierung zur Uebemahme dieser 
sämmtlichen nicht unbedeutenden Garantieen dadurch bewogen, dass 
sie wünschte, das Eisenbahnnetz in ihrem Lande möglichst voll- 
kommen ausgebaut zu sehen, um gegen andere Staaten nicht zurück- 
zubleiben, aber mit Recht fdrchtete, dass die Privatindustrie allein 
nicht zur Vollendung desselben im Stande sei. Die Gründe, aus 
denen sie die Bahnen selbst nicht bauen konnte, haben wir oben 
angegeben. Ein Blick auf die Karte und die Lage dieser Bahnen 
zwischen den verschiedensten Privatbahnen lässt deren Richtigkeit 
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erkennen. Wir wollen nnn noch knrz angeben, welche Gründe bei 
den einzelnen Bahnen sie znr Uebemahme der Garantie veranlasste. 

Die Breslan-Posen-Gloganer Bahn war bereits im Jahre 1842 
von der Regierung and den versammelten Ausschüssen der Stände 
als eine ftlr den Staat nothwendige Bahn bezeichnet und war da^ 
mals schon bestimmt, dass für das Anlagecapital derselben eine 
Staatsgarantie geleistet werden solle, wenn sich Privatnntemehmer 
zum Ausbau der Bahn fänden. Die Uebemahme der Zinsgarantie 
ftar diese Bahn unterlag daher keinem Bedenken und Erörterungen^ 
als sich die Oberschlesische Eisenbahngesellschaft bereit erklärte, 
den Bau zu ttbemehmen, zumal die Bedingungen so günstig wie 
möglich für den Staat gestellt wurden. 

Bei den ttbrigen Bahnen ward vorher eine genaue Erwägung 
der Wichtigkeit und Bedeutung der einzelnen Bahnen erforderlich. 

Der Regierung erschienen sie wichtig genug fttr das allgemeine 
Wohl, um deren Ausbau zu sichern und selbst mit Opfbm zu 
fördern. 

Sie fand diese Bedeutung bei der Ruhr-Siegbahn darin, dass 
sie die Eisensteinförderung im Siegenerlande, sowie die Production 
eines zur Stahlfabrication vorzüglichen Eisens vermehren, und da- 
durch ausser localen Interessen das allgemeine Staatsinteresse be- 
deutend fördern mttsse, indem sie die Unabhängigkeit der vater- 
ländischen und zoUvereinsländisehen Eisenindustrie vom Auslande 
ftir alle Zeiten sichere. 

Die Stargard-Cöslin-Colberger Bahn erschien ihr bedeutend und 
von allgemeinem Interesse^ weil sie den reichen landwirthschaftlichen 
Producten Pommerns zum Wohle des ganzen Landes Absatz ver- 
schaffen wUrde. 

Der Bahn von Angermünde nach Stralsund mit ihren Zweig- 
bahnen, welche die Uckermark und Neuvorpommem aufschliessen 
und die wichtigen Häfen dieses Landestheils unter sich und mit 
dem Eisenbahnnetze der Monarchie in Verbindung bringen soll, 
legte man neben ihrer grossen Wichtigkeit für den allgemeinen Ver- 
kehr, den Handel und den Wohlstand eines sehr beachteni^werthen, 
bisher von der Eisenbahnverbindung ganz ausgeschlossenen Landes- 
theils, zugleich eine hohe militairische Bedeutung bei, sowohl mit 
Rücksicht auf Vertheidigung der Küste als auch wegen der Hinein- 
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Ziehung der Festung Stralsund in das Eisenbahnnetz, desgleichen 
wegen der Anlage eines projectirten Eriegshafens auf der Insel 
Bttgen. 

Die Oberhauser-Amheimer Bahn erschien wichtig ftkr den ge- 
sammten deutschen, namentlich preussischen Handel, weil der Rhein 
allein nicht mehr fttr geeignet erachtet werden konnte, um den Ver- 
kehr zwischen Holland und Deutschland zu vermitteln, hierzu viel- 
mehr eine zu jeder Jahreszeit betriebsfilhige Eisenbahn nothwendig 
war. — 

Endlich durch die Deutz-Giessener und durch die Bahn von 
Ehrenbreitstein nach Wetzlar ward der wichtige miUtairisch-poli- 
tische Zweck erreicht, die drei grossen Festungen C5ln, Coblenz 
und Mainz durch eine von dem linken Bheinufer nicht zu gefährdende 
Bechtsrheinische Eisenbahn unter einander und femer mit Magdeburg 
Und Erfurt in Verbindung zu setzen. 

Zur Uebemahme der Zinsgarantieen für die Bhein - Nahebahn 
ward der Staat aus anderen Bttcksichten bewogen. 

Die Qesellschaft, welche sich die Concession zu der Bhein- 
Kahebahn im Jahre 1856 hatte ertheilen lassen, — Frankfurter 
Banquiers standen an der Spitze — hatte nämlich die 1 Jahre vor- 
her aufgestellten Kostenanschläge und Vorarbeiten noch als maass- 
gebend betrachtet und denselben gemäss das Anlagecapital auf 
9,000,000 Thlr. veranschlagt. Bei der Ausführung des Unternehmens 
zeigte sich aber, dass die alten Anschläge nicht mehr passten, da 
alles, namenüich der Arbeitslohn und der Grund und Boden bedeu- 
tend thenrer geworden und dass man daher mit den veranschlagten 
9,000,000 Thlm. lange nicht reichen wttrde. Die Actionäre wurden 
in Folge dieser Entdeckung ängstlich, weigerten die weiteren Ein- 
zahlungen auf ihre Zeichnungen , und kam damit das ganze Unter- 
nehmen ins Stocken. 

Die Begierung hatte sich gleich bei der Concessionirung der 
Bahn mit Bttcksicht auf die militairischen Interessen und auf die 
Saarbrttcker Kohlenbergwerke den Bau der Bahn und den späteren 
Betrieb Übertragen lassen, und musste ihr daher das Stocken des 
Unternehmens, welches sie geleilet und fttr welches sie alle Con- 
tracte geschlossen hatte, die grössten Unannehmlichkeiten und In-' 
eonvenientien bereiten. Sie stellte daher den Actionären eine Zins- 
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garantie für das Über 9,000,000 Tblr. zu verwendende Capital in 
Aussicht, um deren Theilnahme rege zu halten. Allein als im Früh- 
jahr 1859 das Herrenhaus den Antrag der Regierung, dem Unter- 
nehmen der Rhein-Nahebahn durch eine Zinsgarantie zu Httlfe zu 
kommen, wegen der politischen Bedrängnisse verwarf, musste mit 
den Arbeiten aufgehört und die weitere Ausitthrung sistirt werden, 
obwohl der Staat durch seine Gfeldinstitute 1,750,000 Thlr. zur 
Fortsetzung derselben vorgeschossen hatte. — 

Im Jahre 1 860 indess genehmigten beide Häuser des Landtages, 
dass der Rhein-Nahebahn zur Fortsetzung des Unternehmens 4^2 
Proc. Zinsen fllr 6,000,000 Thlr. Prioritätsobligationen garantirt 
würden, da die Versagung der Garantie zu einem fUr die Vollen- 
dung eines gemeinnützigen und für den preussischen Staat besonders 
vortheilhaften Unternehmens verderblichen Concurse fllhren müsse, 
und selbst der günstigste Fall, dass die Bahn in Privatfaände über- 
ginge, aus politischen und militairischen Gründen zu vermeiden sei, 
weil die Bahn, ohne eine Festung zu berühren, von der französischen 
Grenze nach dem Rhein fllhre. Zudem glaubte man sicher, bei der 
Lage der 16 Meilen langen Bahn auf einen der Zinsgarantie ent- 
sprechenden Reingewinn von 270,000 Thlr. rechnen zu können. Als 
dann im Jahre 1861 für weitere 2^2 Millionen Thlr. eine Zinsgarantie 
gefordert wurde, weil die 6,000,000 Thlr. zur Vollendung des Baues 
nicht ausgereicht hatten, gewährte der Landtag auch diese, wenn 
auch erst nach längerem Zögern und Verhandeln, da es einestheils 
für den Staat eine moralische Unmöglichkeit sei, die Bahn im Con- 
curse zu kaufen , andererseits, wenn man diese Ansicht nicht theile, 
doch zugegeben werden müsse, dass die Staatskasse im Concurse 
schlechter zu stehen komme, wie bei der Gewährung der Garantie 
zu erwarten sei. 

Die Bahn von Halle über Nordhausen nach Cassel, die schon 
1854 landesherrlich genehmigt war, für welche aber das Capital 
nicht zusammengebracht werden konnte, da die Terrainschwierig- 
keiten zu gross erschienen, um auf Rentabilität rechnen zu können, 
war von der grössten Wichtigkeit in politischer, conmierzieUer und 
militairischer Beziehung. Sie führte die Verbindung zwischen den 
östlichen und westlichen Provinzen am längsten über preussischen 
Boden, folgt alten Verkehr* und Handelsstrassen, durch einen stark 
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bevölkerten gewerb- und frachtreichen Landestheil, Bchliesst das der 
Aufhülfe bedürftige arme Eichsfeld auf, eröffnet der westfäUschen 
Kohle ein wichtiges Absatzgebiet und bietet einen namentlich mili- 
tairisch wichtigen kürzeren Schienenstrang nach dem Rhein und 
Westfalen. Die Bahn auf Staatskosten zu* bauen empfahl sich 
nicht, weil sie damals sich nicht an Staatsbahnen aDgeschlossen 
hätte, und übernahm daher der Staat für das Anlagecapital eine 
Zinsgarantie, indem er wegen der Ausführung mit der Magdeburg- 
Halle-Leipziger Gesellschaft einen Vertrag schloss und ä fond perdu 
810,000, den Best jenes Legates ron 1 Million Thlrn., welches 
Friedrich Wilhelm lU. für eine Verbindung von Gassei mit den 
westlichen Provinzen gestiftet hatte, zahlte. 

Den drei weiteren Bahnen, Rittershausen-Lennep-Remscheid, 
Tilsit-Insterburg , Ostpreussische Südbahn, (Pillau-Eönigsberg-Lyk) 
gewährte die Staatsregierung Beihülfen durch Zahlung von an sich 
nicht bedeutenden Summen, zu der sich der Staat berechtigt und 
verpflichtet erachtete, weil ohne sie die im Interesse dej* betheiligton 
Gegenden sehr wünschenswerthen, ja nothwendigen Eisenbahnlinien 
nicht ausgebaut worden wären. 

Mit der Gewährung dieser Beihülfen schlug die Regierung einen 
neuen Weg in Privatunternehmer von Eisenbahnbauten zu unter- 
stützen ein, und nahm den Eisenbahnen gegenüber eine ähnliche 
Stellung ein, wie es seither den Chausseebauten von Seiten der 
Gemeinden und Ejreise gegenüber der Fall gewesen war, denen sie 
eine Bauprämie zahlte. 

Es wurde bei der Bewilligung dieser drei Unterstützungen auf 
die Bedeutung dieses neuen Schrittes der Regierung hingewiesen. 
Man wollte in ihr einen Wendepunkt in der preussischen Eisenbahn- 
politik erkennen, wünschte, die Regierung möge ganz allgemein so 
weiter verfahren und einen besonderen Eisenbahnbau-Prämienfond 
gründen, und versprach sich davon namentlich für den Ausbau klei- 
ner, fdr Completirung des Eisenbahnnetzes wichtiger Zweigbahnen 
ganz erhebliche Anregung. Allein die Regierung ist auf dem neu 
betretenen Wege seither nicht weiter gegangen, hat namentlich die 
daraus folgenden weiteren Consequenzen nicht gezogen und ist der 
älteren Praxis, die Linien, welche ihr nothwendig und wünschens- 
werth erschienen, entweder selbst zu bauen, oder durch Uebemahme 
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von Zinsgarantie zu snbventioiiiren treu geblieben, wie wir bei der 
Betrachtung der Thäügkeit der Regierung in dem neuesten Zeitab- 
gehnitte nach 1866 näher darlegen werden. 

Für die obige Behauptung, dass die Regierung das Miechaystem 
rückhaltlos aeceptirte und ohne festen Plan für ihr Staatsbahnnetz 
und dessen Entwiokelung Goncessionen zu Priratbahnen ertheilte, 
bietet die Erbauung und Unterstützung der Tilsit-Insterburger und 
Ostpreussischen Sttdbahn ganz eclatanten Beweis. Namentliefa erstere 
ist unzweifelhaft eine Strecke, die als nothwendiges GrUed des 
Staatsbahnnetzes vom Staat hätte erbaut werden müssen, und welche 
in Händen einer Privatgesellschaft der Staatsbahnverwaltung sehr 
unbequem ist. Weil sich aber eine Privatgesellschaft zum Bauen 
fand und die Regierung damals finanziell nicht so gestellt war, um 
den Bau selbst zu übernehmen, hat sie die Privatgesellschaft nicht 
nur concessionirt, sondern auch subv^itionirt. ^ 

A. Verzeichniss der von 1848 bis 1866 concessionirten Bahnen. 



Datum der 
ConcessioD. 



1 
2 

3 
4 
5 

6 

7 
8 
9 

10 

n 

12 

13 
14 
15 

16 
17 



18 
19 

20 



Ratibor-LeobschtitE 



Breslau-Posen-Glogau .... 

Schwentoehlowitz - KOnig^htttte 

Kattowitz - Myslowitz- Zombko- 
witz 

Karf-Zabrze-Gleiwitz u. Ben* 
then-LaurahUtte 

Dortmund-Soest 

Ruhr-Siegbahn 

Verbindungsbahn zwischen 7 
und 8 

Rittershausen - Lennep -Rem- 
scheid 

Hamm-Unna 

Haan-Opladen-Ctfln mitOhligis- 
Solingen 

Styrum-Ruhrort 

Krupp-Essen 

Düsseldorf- Kettwig - Ruhrthal- 

Stargard-Cöslin-Oolbere . . . 

AngermUnde - Stralsuna - Pase- 
walk - Stettin - ZUssow - Wol- 
gast 

Nenstadt-Eberswalde-Writzen . 

Pasewalk-Strassburg- Mecklbg. 
Grenze 

Freiburg- Waidenburg - Hermes- 
dorf 



24. Mai 1853 
9. Juli 1856 

20. Aug. 1853 
7. Juni 1858 

21. Juni 1858 

28. Mai 1866 

3. Juni 1852 
30. April 1856 

17. Nov. 1862 

5. Juni 1863 
24. März 1863 

4. Sept 1864 
14. Aug. 1865 
24. April 1865 

1. Oct. 1866 
12. Aug. 1856 



22. Mai 1861 
7. Dec. 1863 

25. Mai 1865 

21. Juli 1851 



!von d. Wilhelmsbahn erbaut 
später mit d. Oberschlesi- 
schen vereint. 

I ausgebaut von der Ober- 
I schlesischen Bahn dies, ver- 
> eint sieh am 28. Mai 1866 

mit der Stargard - Posener 

Bahn. 



No. 7 bis 15 baut die Ber- 
g^seh-Märkisehe Bahn, und 
vereint mit sich die Steele- 
Vohwinkel (1863), Aachen- 
Düsseldorf (1864), Viersen- 
(Venlo (1865), Ruhrort-Cre- 
feld-Gladbacher Bahn (1864) 
der Staat garantirt fiir No. 8 
Ruhr-Sieg 12V4 Mill. Thlr. 
Anlagezinsen und zahlt bei 
10 Rtttershausen - Lennep 
200,000 Thlr. Unterstützung. 

für 7V2 Mill. Thlr.( Anlage- 
- 12 - - ( eapital 
garantirte der Staat die Zin- 
sen der Berlin-Stettiner Ge- 
seilschaft, welche diese bei- 
den u. No. 18 u. 19 baute. 
Berlin*Stettin. 

j Breslau - Schweidnitz - Frei- 

I burger Bahn. 
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Datum der 
Conoession. 



21 
22 
23 
24 
25 



26 



31 



Schweidnitz-Reichenbach . . . 

Königszelt-Liegnitz 

Beichenbach-Frankenstein . . 

Halle- Aschereleben -Wegeleben 

Halberstadt zur Wolfenbüttel- 
Harzburger Bahn 

Aschersleben-GUsten-Bromberg 
und Stassfurt 

Aschersleben - Ballenstädt und 
Wernigerode 

28 ' Kolono wska-Oels-Breslau . . . 

29 iTarnowitz-Beuthen und Grenze 

und Warschau-Wiener Bahn 

30 Emanuelsegen an Kaiser -Fer- 
dinand Nordbahn 

Schönebeck - Stassfurt - Sodder- 

burg 

32 1 Halle - Nordhausen - Heiligen- 
stadt-Cassel 

Weissenfels-Leipzig 

Weissenfels-Gera 

Wittenberg - Bitterfeld - Halle- 
Leipzig 

Bitterfeld-Desaan. 

Oberhausen- Amheim 

Deutz-Siegen-Giessen .... 

Berlin zwischen Cöln- Minden 
u. Buhrorter Zweigbahn . . 

Rolandseck-Bingen 

Ehrenbreitstein - Nassauer 
Grenze 

Cleve-Griethausen nach Holland 

Osteroth-Verdingen-Essen. . . 



33 
34 
35 



36 
37 
3S 

39 
40 

41 
42 



43 



44 

45 

46 
47 
48 

49 



Dortmund - Witten - Duisburg- 
Oberhausen 



Cöln-Crefeld 

Rhein-Nahe 

Ostpreussische SUdbahn . 
Tilsit-Insterburg . . . . 
Berlin-Görlitz 

Cöln-Soest 



14. Febr. 1853 

19. Aug. 1854 

9. Juli 1856 



13. April 1864 



13. Nov. 1865 



28. Aug. 1856 

19. Jan. 1863 
19. Febr. 1855 
17. Nov. 1856 

25. Juni 1856 

24. Mai 1853 
28. April 1855 

21. Oct. 1863 
5. Mai 1856 

2. Juni 1860 
23. Febr. 1863 
16. Juni 1863 



21. Juni 1858 
30. Juni 1853 

18. Juni 1857 

2. Nov. 1862 

22. Dec. 1862 
18. Mai 1864 

13. April 1863 






1 Breslau - Schweidnitz - Frei- 
I burger Bahn. 

ausgebaut von der Magde- 
burg - Halberstädter Bahn 
7,700,000 Thlr. concessio- 
nirtes Capital vereinigt mit 
der Bemburg-Cötjien und 
Magdeburg - Wittenberger 
Bahn. 



Oppeln-Tarnowitz nimmt den 
'Namen rechte Oder- Ufer 
Bahn an. 

Magdeburg - Cöthen - Halle- 
Leipzig. 

dieselbe für 14 Mill. Thlr. 
Zinsgarantie. 

Thttring. Eisenbahnges. 

Berlin-Anhalt. 

6V2 Mill. Zinsgarantie. 
20 MUl. Zinsgarantie. 

Cöln-Minden. 

Rheinische Bahn baut No. 
39 bis 40 vereinigt mit sich 
Bonn-Cöln , Bonn-Rolands- 
eck u. Cöln-Crefeld. 

neue Gesellsch. vereinigt mit 
der Bergiscfa - Märkischen 
Bahn. 

desgl. mit der Rheinischen 
Bahn. 

Zinsgarantie, eigne Gesell- 
schaft, Staatsverwaltung; 
Neue Gesellschaft, 
desgl. 
desgl. 

neue Gesellschaft, aber nicht 
gebaut. 



B. Uebersicht über die Entwickelang der Privatbahnen bis 1871. 



Namen der Gesellschaft 



1842 

Meil. 



1848 
Meil. 



1852 
Heil. 



1856 
Meil. 



1860 
Meil. 



1862 

Meil. 



1865 
Meil. 



1867 
Meil. 



1870 
Meil. 



1871 
Heil. 



1872 
Meli. 



1 



2 
3 

4 
5 



Wilhelmsbahn . . . . 



Oberschlesische .... 
Breslau-Posen- Glogau . 
Stargard-Posener . . . 
Neisse-Brieg 



26 

4 
5 



26 

4 
5 



20 



26 
21 
4,5 
5 



21 



34 

27.8, 
22 



21 



35 

27,8 
22 
5 



22 



62 

22 
5 



22 



85 



104 



115 



120 



mit Ober- 

schles. 

vereint 

mit der 

Ober- 

schles. 

Bahn 

vereint. 
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Namen der Gesellschaft 


1842 


1848 1852 1856 1860 1862 1865 1867 1870 1871 


1872 








Heil. 


Heil. 


Heil. 


M«il. 


Heil. 


Meil. 


Heil. 


Meil. 


Meli. 


Meli. 


Meil. 




6 


Bergisch-Märkische . . 




7 


7 


14,8 


18 


18 


48 


77 


112 


112 


138 




7 


DUsseldorf-Elberfelder 


3 


3 


3 


3 














1 
1 




8 


Prinz Wilhelm .... 




4 


4 


4 


4 


4 












mit der 


9 


Aachen - Dttsseldorf- 
Ruhrort - Crefeld- 
























Berg.- 
> Mär^ 




Kreis Gladbach. . . 






5 


5 


5 


5 


5 










kischen 


10 


Aachen-Düsseldorfer . 






11 


11 


11 


It 


11 










vereint. 


11 


Ruhr-Sieg 

Rhein-Nabe 








2 


14 










» 




12 










16 


16 


16 


16 


16 


16 


16 




13 


Tilsit-Insterburg . . . 
Ostpreussische SUdbahn 














7 


7 


7 


7 


7 




14 












1 




30 


32 


32 


1868 er- 


























öffnet. 


15 


Berlin-Stettin .... 


17 


17,6 


17,6 


17,8 


45 


45 


75 


82 


108 


109 


109 




16 


Niederschlesische Zweig- 




























bahn 




9 


9 


9 


9 


9 


9 


9 


9 


11 


11 




17 


Breslau - Schweidnitz- 


- 


























Freiburg 


8 


8 


8 


13 


22 


22 


22 


22 


25 


39 


39 




18 


OppelnTamowitz (rechte 
Oder-Üfer-Bahn . . 




































10 


10 


10 


10 


40 


40 


41 




19 


Berlin-Hamburg . . . 




38 


39 


39 


39 


39 


39 


39 


39 


39 


40 




20 


Magdeburg-Leipziger . 


15 


15 


15 


15 


19 


19 


19 


19 


22 


22 


i^ 




21 


Halle-Cassel 














5 


22 


22 


23 


(26 




22 


Berlin-Potsdam-Magde- 




























burg 


3 


19 


19 


19 


19 


19 


19 


19 


19 


19 


19 




23 


Magdeburg-Halberstadt 


7 


7 


7 


7 


7 


11,6 


25,8 


37 


51 


86 


(96 




24 


Magdeburg-Wittenberg 




13 


14 


14 


14 


14 










1 




25 


Berlin-Anhalt .... 


20 


30 


30 


30 


47 


47 


47 


47 


47 


47 


49 




26 


Berlin.GOrlitz 


















27 


27 


28 


1S68 er- 
öffnet. 


27 


Nordhausen-Erfurt . . 


















9 


9 


9 


1869 er- 
öffnet. 


28 


Thüringische Bahn . . 




21 


25 


29 


37 


37 


37 


38 


47 


57 


58 




29 


Cöln-Mindener .... 




35 


37 


37 


46 


71 


71 


72 


73 


73 


75 




30 


Rheinische 


9 


11 


11 


11 


32 


39 


61 


68 


91 


106 


HO 




31 


Aachen-Mastricher . . 








4 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 




32 


Homburger 
















2 


2 


2 


2 : 

1 


1869 er- 
öffnet. 


33 


Frankfurt-Hanauer . . 
















3 


3 


3 3 


1848 er- 
öffnet. 


34 


Glückstadt-Elmshom . 
















4 


4 


4 




1845- 
1847 er- 
öffnet. 


35 


Altona-Kiel 
















32 


32 


32 




1844—66 
eröffnet. 


36 


LUbeck-BUchen, Lübeck- 
Hamburg 
















14 


14 


14 




1851— 
1863 er- 






















1 


öffnet. 


37 


Schleswigsche Bahnen. 














30 


30 


30 


1864—68 


























eröffnet 


38 


Märkisch-Poscn .... 




















36 36 




39 


Cottbus-Grossenhain . 


















10 


10 




40 


Taunus 
















6 


6 


6 
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Uebersicbt über die Entwiekelung der Staatsbahnen. 



£b betrug die Länge 

Oatbahn 

Nieder8chle8.-Märki8che 

Westfälificfae 

Saarbrücker 

Hannover 

Nassauer Staatsbabn . 

Taunus 

Bebra-Hanauer .... 

Main-Weeer 



1B42 
tfeil. 



184S 
M«il. 



1852 
Meli. 



1856 
Heil. 



1860 
M«il. 



1862 
Heil. 



1865 
Heil. 



1867 
Heil. 



1870 
Meli 



1871 
Keil. 



1872 
Meli. 



1 
2 
3 
4 

5 
6 

7 
8 

9 



10 



51 
4 



51 

51 

4 

5 



59 

51 

27 

5 



100 

51 

27 

17 



108 
51 
27 
18 



108' 121 



66 71 

83 I 33 
18 



25 



121 



74 
52 
18 ' 20 
106 110 



27 
19 



157 171 

79 79 

52 52 

20 22 

111 111 

27 27 

6 6 

19 22 1868 er- 
' ' öffnet. 



20 26 26 1 26 ! 



4. Periode. 1866—1874 

Die Erfolge des Jahres 1866 und die damit eintretende Umge- 
staltnng der gesammten politisehen Verhältnisse Deutschlands, speciell 
Preussens, änderten mit einem Schlage die Situation der preussischen 
Regierung auch der Eisenbahnfrage gegenüber vollständig. 

Das Staatseisenbahnnetz, wie es sich vor dem Kriege 1866 nach 
vorstehender Darstellung allmählig und, wie wir gesehen haben^ plan- 
und ziellos entwickelt hatte, in einer Gesammtlänge von 230 Meilen, 
entbehrte in seinen Haupttheilen jeden Zusammenhanges und machte 
einen einheitlichen Betrieb absolut unmöglich. Es bestand aus drei 
Complexen, von denen nur einer eine solche Ausdehnung hatte, dass 
er für sich ein entsprechendes Verwaltungsobject für eine Direction 
bildete und mit ähnlicher Bedeutung, wie z. B. die Bergisch-Mär- 
kische, Göln-Mindener , Rheinische Eisenbahngesellschaften, auf die 
Entwickelung des Eisenbahntransportwesens einwirken konnte. Dieser 
Complex bestand aus der Ostbahn mit der Niederschlesisch-Märki- 
sehen und schlesischen Gebirgsbahn — zusammen 176 Meilen. In 
ganz isolirter Lage befanden sich die beiden andern Complexe, 
nämlich die Westfälische Staatsbahn (40 Meilen] und die Saarbrücker 
und Saarlouis-Trier-Luxemburger Bahn (18 Meilen), Zwischen der 
grossen Ostbahn und den beiden westlichen Gruppen fehlte jede 
Verbindung durch eine Staatsbahn. Die Verbindung ward vielmehr 
auf den verschiedenen Routen durch mehrere fremde Bahnen theils 
Privat-, theils fremde Staatsbahnen vermittelt. 

Nach der Annexion des Königreichs Hannover , des Kurfürsten- 
thrnns Hessen, des Herzogthums Nassau und der freien Stadt Frank- 

Sclireiber, Pr. Eisenbahnen. 4 
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fürt fielen die in diesen Ländern vorhandenen Staatsbahnen, sowohl 
wegen ihrer Gesammtlänge von 166 Meilen wie wegen ihrer Lage 
Ton grösster Wichtigkeit für den gesammten Verkehr, an Prenssen. 

Im Königreich Hannover war bis dahin das System der reinen 
Staatsbahnen herrschend gewesen und nicht ohne Erfolg Tüchtiges 
angestrebt und Bedeutendes geleistet. 

Wegen der Lage und Begrenzung des Königreichs Hannover 
war es unvermeidlich gewesen, mit den benachbarten Staaten und 
benachbarten Bahnen Vei träge ttber Anschlttsse, Benutzung von 
Bahnhöfen und Bahnanlagen zu schliessen, und stehen die hanno- 
verischen Bahnverwaltungen in Folge dessen in verwickeiteren Be- 
ziehungen mit anderen Bahnen, als ea sonst wohl ttblich. 

Die Bahnen, welche in Hannover an Preussen fielen, sind: 

1. von Hannover zur Braunschweiger Grenze 5,5 Meilen 

2. Hannover-Minden 8,5 

3. Löhne, Osnabrück, Rheine 12,5 

4. HUdesheim-Celle 7 

5." Celle-Harburg 16,8 

6. Wunsdorf-Bremen 13,1 

7. Bremen-Bremerhafen 9 

8. Hannover-Nordstemmen-Hildesheim, Nord- 

stemmen-Cassel 23,5 

9. LUneburg-Hohnstorf 2 

10. Northeim-Herzberg 3,6 

11. Goslar- Vienenburg 1,7 

12. Rheine-Emden . 18,5 

zusammen 122 Meilen. 

Im Herzogthum Nassau war wie in Preussen das gemischte 
System zur Anwendung gekommen. Auch hier hatte die Privat- 
industrie den Anfang mit Eisenbahnbau gemacht, sich die verkehr- 
reichste, daher sicher gewinnbringende Linie Castel-Frankfurt-Wies- 
baden (Taunusbahn) auserlesen und als eine der ersten deutschen 
Bahnen in Betrieb gesetzt. Der Staat trat erst viel später selbst-* 
thätig im Eisenbahnbau und Betrieb auf. Er kaufte die von einer 
englischen Gesellschaft 1856 gebaute Strecke Wiesbaden-Rlidesheim, 
setzte sie fort bis Oberlahnstein zum Anschluss an die Rheinische 
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Bahn nach Coblenz und im Jahre 1863 endlich über Ems nach 
Wetzlar. Diese 25 Meilen lange Bahn fiel an Preussen. 

Im Knrfttrstentham Hessen und im Gebiet der freien Stadt 
Frankfurt kam das Miteigenthum an der Main-Weserbahn, welche 
gemeinschaftliches Eigenthum der beiden Hessen und Frankfurt war, 
an Preussen. In Folge besonderen Vertrages mit Hessen-Darmstadt 
erwarb Preussen diese Bahn dann ganz^ Femer ging die im Bau 
begriffene Hanau-Bebraer Bahn und das Miteigenthum an der Frank- 
furt-Offenbacher Bahn und Main-Neckar Bahn, welche, erstere von 
Hessen und Frankfttrt, letztere von diesen und Baden gemeinsam 
erbaut waren, an Preussen über. 

Die Bedeutung dieser Erweiterungen des Staatseisenbahnnetzes 
springt auch bei einem nur flüchtigen Blick auf die Karte in die 
Augen. — 

Mit den neuen Bahnen fiel an Preussen ein wichtiger Theil der 
Verbindung zwischen Berlin und Göln, die Strecke Braunschweig- 
Minden, femer die Bahnen, welche die Häfen an der Elbe, Weser, 
und Emsmttndung mit Hamburg-Bremen und Emden mit dem Bin- 
nenlande in Verbindung setzen, weiter die Linie von Hannover nach 
Frankfurt, die den Verkehr von Nord- und Süddeutschland ver- 
mittelt. 

Die isolirte Lage der Westfälischen Eisenbahn war beseitigt, 
weil sie sich an beiden Enden jetzt an Staatsbahnen anschloss. 
Wenn man die unter Staatsverwaltung stehenden Bahnen mit in Be- 
tracht zieht, bewegt sich seitdem der Verkehr von Hamburg, Bre- 
men über Gassei bis Frankfurt von Emden und der belgischen 
Grenze bis Thüringen hauptsächlich auf vom Staate geleiteten Bah- 
nen. Der früher in den östlichen Provinzen gelegene Schwerpunkt 
der Staatseisenbahnverwaltnng wird entschieden in die westlichen 
Provinzen verlegt. — 

Die Bedeutung der Staatseisenbahnen trat damit ganz entschie- 
den, den Privatbahnen gegenüber, mehr in den Vordergrund wie 
früher. In denselben war ein so enormes Capital angelegt, dass 
die Sorge um dasselbe das allgemeinste Interesse in Anspruch zu 
nehmen berechtigt war, und konnte es nicht ausbleiben, dass in 
allen betheiligten Kreisen auch bei den principiellen Gegnern der 
Staatsbahnen Sympathieen für das Bestreben erwachten, durch den 
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weiteren Ansbau des Netzes filr dessen VeryollsüLndigang zu sorgen 
und 80 Vorkehrung zu treffen, dass das in den Bahnen steckende 
€apital nutzbar gemacht werde, und dass die Bahnen concnrrenz- 
fähig den Privatbahnen g^enüber erhalten blieben. 

Man erkannte den wohlthätigen Einfluss an, den das grosse 
ßtaatseisenbahnnetz auf Privatbahnen dadurch ausüben konnte, dass 
die Regierung durch Herabsetzung der Tarife auf ihren Linien die 
Privatbahnen nöthigte, eine mehr den Interessen des Publicums die* 
nende Verwaltung einzuführen. 

Die Privateisenbahnbauten nahmen erneuten Aufschwung. An 
allen Orten rührten sich Comitäs, um für ihre Gegenden die fehlenden 
Bahnen zu sichern. Das Privateapital wandte sich reichlich den 
Bahnuntemehmungen zu, und wurden, wie wir weiter unten ausfüh- 
ren werden, eine Menge längst projectirter wie neuen Wünschen 
entsprechende Linien concessionirt und in Angriff genommen. Die 
Haupteisenbahngesellschaften, welche, wie wir oben andeuteten, wäh- 
rend der vorigen Periode schon bestrebt waren, sich auszudehnen, 
und zu dem Zwecke benachbarte kleinere Bahnen kauften, Fusions* 
vertrage abschlössen, Neben- und Seitenbahnen bauten und auch 
neue grössere Linien in die Hand zu bekommen suchten, zwangen 
die Staatsregierang unwiderstehlich, ihrerseits in gleicher Weise zu 
verfahren, wenn sie nicht von jenen überflügelt werden wollten. 
Im Jahre 1870 umfasste z. B. die Bergisch-Märkische Bahn 112 
Meilen, die Rheinische Bahn 91 Meilen, die Oberschlesische 113 
Meilen, die Cöln-Mindener 73 Meilen. 

Um die Goncnrrenz mit diesen und anderen Bahnen erfolgreich 
aufnehmen zu können, musste die Staatsregierung rüstig daran gehen, 
ihr Eisenbahnnetz zu vervollständigen. Sie begriff diese Situation 
vollkommen. Dank der günstigen Lage der Staatsfinanzen brauchte 
sie sich nicht zu scheuen, die zur Ausführung der erforderlichen 
Bauten nöthigen Mittel durch Anleihen zu beschaffen und Dank der 
richtigen Erkenntniss, die sich auch unter den früheren principiellen 
Gegnern der Staatsbahnen mehr und mehr Bahn brach, dass es un- 
thunlich sei, in Preussen femer lediglich nach einem Princip im 
Eisenbahnwesen ohne Rücksicht auf die praktischen Verhältnisse zu 
handeln, fand sie bei dem früher dem Staatsbau mehr abgeneigten 
Abgeordnetenhause ein willigeres Entgegenkommen und sah sich so 
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in die Lage yersetzt, mit grosser Energie Eisenbahnbaaten von 
grogsartigster Dimension in Angriff zn nehmen. — Den Plan, den 
die Regierung dabei verfolgt, hat sie bisher, obwohl mehrfach dazu 
aufgefordert, noch nicht klar dargelegt, sondern sich lediglich daranf 
beschränkt, einzelne Linien, die sie in Angiiff nehmen wolle, zu be- 
zeichnen nnd dafür die Zustimmung der Volksvertretung zu erlan- 
gen . — In welcher Weise die Regierung hierbei verfuhr, und welche 
Resultate sie dabei erreichte, wollen wir jetzt zuerst betrachten. 

Nachdem die Regierung aus den Unruhen des Jahres 1866 sich 
erholt, die neuen Verhältnisse zu übersehen angefangen, und sich 
über die Bedürfnisse orientirt hatte, handelte es sich zunächst dar- 
um, im Bau begriffene Strecken in den neuen Landestheilen ent- 
sprechend zu vollenden, Strecken, die etwa schon von den früheren 
Regierungen definitiv beschlossen waren, in Angriff zu nehmen, und 
weitere Bauten, um das Eisenbahnnetz zu completiren, zu projectiren. 

Diese Thätigkeit nahm die Kraft der Regierung bis zum Jahre 
1868 in Anspruch. Ausser Anlage von zweiten Geleisen und Er- 
weiterung von dem Verkehr nicht entsprechenden Bahnhofsanlagen 
und Erbauung erweiterter Ringbahnen in Berlin und Breslau, wurden 
die Bebra-Hanauer Bahn, die von Göttingen nach Ahrenhausen und 
Northeim nach Nuxei und Nordhausen mit der Zweigbahn Herzberg- 
Osterode fertig gebaut. 

Die Regierung hätte, mit Ausnahme der Hanau-Bebraer Bahn, 
deren Bau auf der ganzen Strecke schon in Angriff genommen war, 
wohl noch ohne finanzielle Nachtheile zu erleiden von der Ausfüh- 
rung gedachter Bahnen zurücktreten können. Allein sie glaubte sich 
den neuen Landestheilen gegenüber der Verpflichtung nicht ent- 
ziehen zu können, die von den früheren Regierungen eingeleiteten, 
oder gesetzlich genehmigte Bauten baldigst zu vollenden. Zudem 
lag die Ausführung dieser Bauten wesentlich in ihrem eigenen wohl- 
verstandenen Interesse. 

Die Göttingen-Ahrenhauser Bahn alsbald zu vollenden, erschien 
räthlich, ja nothwendig, weil ohne dieselbe die von der Magdeburg- 
Halle-Leipziger Gesellschaft in Angriff genommene Bahn, Halle^ 
Nordhansen - Ahrenhausen - Cassel , deren Ausführung bis Cassel 
wegen der grossen Terrainschwierigkeiten lange Jahre in Anspruch 
nehmen musste, bei ihrer Vollendung bis Ahrenhausen ohne die 
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Göttingen-Ahrenhanser Bahn jedes Anschlasses entbehrt hätte, also 
ganz unrentabel gewesen wäre und den Staat zur Leistung der vol- 
len garantirten Zinsen des Anlagecapitals gen5thigt hätte. Wenn 
dagegen zugleich mit der Strecke Nordhausen -Ahrenhausen, die 
Göttingen-Ahrenhauser Linie vollendet werden konnte, war Aussicht 
vorhanden, bis zur Vollendung der Strecke Ahrenhausen-Cassel den 
Verkehr von Halle nach Cassel über Göttingen-Münden zu leiten, 
und somit der Staatsbahn Göttingen-Ahrenhausen-Cassel bedeutende 
Einnahmen zuzuführen. Aus diesem Grunde schob die Regierung 
die Vollendung der Göttingen -Ahrenhauser Linie nicht nur nicht 
auf^ sondern beeilte sich, sie möglichst schnell fertig zu bauen. 
Im August 1867 konnte sie schon in Betrieb gesetzt werden. 

Ebenso Hessen die allgemeinen Verkehrsinteressen des Harzes 
und seiner Industrie , wie die Rücksicht auf den Verkehr auf den 
tibrigen Staatsbahnen es. abgesehen von der moralischen Verpflich- 
tung, eine von den hannoverschen Ständen schon genehmigte Bahn 
nicht liegen zu lassen, räthlich erscheinen, den Bau der Bahn von 
Northeim nach Nordhausen zu mit Zweigbahn von Herzberg nach 
Osterode, gleich in Angriff za nehmen. 

Zum Bau der Bahn von Elm nach Gemttnden, d. h. zu einer 
Verbindung der Bebra-Hananer Bahn mit der bayrischen Ludwigs- 
Westbahn, hatte sich die frühere hessische Regierung, Bayern gegen- 
über, vertragsmässig verpflichtet. Diesen Staatsvertrag musste Preus- 
sen als Rechtsnachfolger Hessens inne halten. Die Regierung hatte 
auch keine Veranlassung, trotz des sehr beträchtlichen Kostenauf- 
wandes des auf preussischem Gebiet liegenden und zu bauenden 
Theiles (pro Meile fast 1 Mill. Thlr.), die Aufhebung des Vertrages 
herbeizuführen, oder zu wünschen, da die Elm-Gemünder Bahn für 
die Bebra-Hanauer Bahn eine Lebensfrage war, indem durch sie 
allein ihr der gesammte bedeutende Verkehr von den Nordseehäfen 
nach Bayern und darüber hinaus gesichert ist. 

Zur Vervollständigung der Staatsbahnen in Nassau, und nament- 
lich zur Hebung des Betriebes und Verkehrs auf derselben, wurden 
ferner 2 Anschlussbahnen von der Regierung in Angriff genommen 
und ausgebaut, nämlich die Strecke Limburg-Hadamar und Diez- 
Hahnstätten. Erstere Bahn sollte den Anfang für eine Bahn von 
der Lahn nach dem braunkohlenreichen Westerwalde bilden, auf 
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deren Ausban die Wttnsohe des Landes schon seit langen Jahren 
gerichtet waren, letztere dagegen die zahlreichen Erzgruben des 
Aarthaies in Verbindung mit der Hauptbahn bringen nnd ihr einen 
bedeutenden Verkehr zuführen. 

Zugleich mit dem Bau dieser für die neuen Provinzen wichtigen 
Bahnen war die Begierung auch bestrebt, das Eisenbahnnetz im 
Osten der Monarchie zu vervollständigen, und unternahm dort, neben 
dem Bau einer unbedeutenderen Zweigbahn der schlesischen Gebirgs* 
bahn von Ruhbank zur böhmischen Grenze nach Schadowitz, den 
Bau zweier bedeutender Bahnstrecken, nämlich von SchneidemUhl 
nach Dirschau und von Thorn nach Insterburg von zusammen 63 
Meilen Länge. 

1. Die Dirschau-Schneidemtthler Bahn hielt die Regierung fttr 
nothwendig, weil der enorme, durch die Ostbahn vermittelte Ver- 
kehr, von Russland nach Berlin nnd weiter westlich, unwiderstehlich 
die möglichste Abkürzung der Bahnlinien verlangte. 

Während die Berlin -GUstriner Strecke die anfänglich ftlr die 
Ostbahn gewählte Route schon um 4 Meilen kürzte, machte die 
Bahn, um von SchneidemUhl nach Dirschau zu kommen, noch den 
nicht unbedeutenden Umweg über Bromberg. Diesen abzuschneiden 
war dringend nothwendig. Durch die Bahn ward femer ein lang- 
jähriges, wichtiges, der Privatindustrie zu überlassendes Project, 
die hinterpommersche Bahn (Stargard-Cöslinj von einem geeigneten 
Punkte aus mit Dirschau zu verbinden, und so eine directe Linie 
zwischen Rnssland und dem Korden von Deutschland, namentlich 
Stettin-Hamburg zu schaffen, der Ausführbarkeit näher gebracht, 
weil mit der Dirschau-Schneidemühler Bahn ein grosses Stück die- 
ser Verbindung gegeben. Eröffnet wurde diese Bahn im August 
1873. 

2. Die Thom-InsterburgerBahn erschien aus ähnlichen Rücksichten 
nothwendig, um für den Verkehr von Russland nach Leipzig eine 
auf preussischem Gebiet belegene Bahn zu schaffen, fähig , mit der 
über Warschau-Güstrin-Posen führenden Bahn zu concurriren. Sie 
bildete zwar nur ein Glied » aber ein sehr wichtiges Glied in der 
neuen grossen durchgehenden Linie, vom äussersten Westen der 
Monarchie bis zum fernsten Osten von Aachen über den Rhein bei 
Düsseldorf^ durch das Ruhrthal nach Cassel über Jlalle , Guben^ 
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Posen; Tliorn, Insterburg. Tilsit, und während für die llbrigen in 
dieser Route noch fehlenden Strecken die Privatindastrie sich interes- 
sirte , so dass man hoffen dürfte , sie bald von Priyatnntemehmera 
in Angriff genommen zu sehen, war dies bei ihr nicht der Fa/l. 
Zudem ist sie eine Abkürzung des Tbeiles der Ostbahn von Bram- 
berg nach Insterburg von 4 Meilen, und konnte darum schon ftlglich 
nicht von der Regierung aus der Hand gegeben werden, weil sie 
als Privatbahn die Rentabilität der Ostbahn empfindlich geschmälert 
hätte. 

Neben dieser Bedeutung war der baldige Bau dieser Linie von 
unendlichem Werth für die betheiligten Gegenden in der Provinz. 
Ein Blick auf die Karte lehrt, dass der südliche Theil der Provinz 
Preussen, welcher abseits der Ostbahn gelegen ist, jeder Verbindung 
entbehrte, da dies^, nahe dem Meere hinziehend^ das Innere der 
Provinz unberührt lässt. Der im Süden durch die russische Grenze 
verschlossene , und von keinen natürlichen Wasserstrassen durch- 
zogene Landestheil bedurfte dringend einer Verbesserung der Gom- 
municationswege , damit er seine reichen Producte auf den Markt 
bringen konnte. 

Dieser Gegend konnte allein die Thom-Insterburger Bahn auf- 
helfen, umsomehr^ als alle Chausseen in ihr von Norden nach Süden 
laufen, also von der von Westen nach Osten ziehenden Bahn durch- 
schnitten werden, und den Verkehr zu ihr leiten konnten. 

Privatunternehmer für den Bau fanden sich nicht, ein Aufschub 
erschien unthunlich, wegen des in Preussen herrschenden Nothstan- 
des, und ward daher die Bahn durch Gesetz vom 17. Februar 1868 
angeordnet und sofort energisch in Angriff genommen. Wegen des 
Baues der Weichselbrücke konnte der Betrieb auf der ganzen Strecke 
aber noch nicht begonnen werden. 

3. Ruhbank, Landshut, Löbau zur Grenze nach Schadowitz zu. 
Wie wir bereits früher erwähnten, lag bei dem Bau der Schlesischen 
Gebirgsbahn 1862 schon der Plan vor, sie fortzusetzen und mit dem 
()Streichischen Bahnnetze zu verbinden. 

Oestreich aber war nicht zu bewegen, dies zuzugeben, bis es 
im Prager Frieden gelang, die gleichzeitige Zulassung einer Bahn 
über Glatz nach Wildenschwert und einer Bahn auf Schadowitz zu 
erreichen. Nach dem betreffenden Staatsvertrage hatte die preus- 
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«ische Begiernng sieh bis 1. Juli 1868 zn erklären, ob sie fttr Her- 
stellang der Bahn nach Schade witz sorgen wolle , oder der östreichiBchen 
Regierung es liberlasse, einen Unternehmer zn stellen. Diese Grenz- 
bahn, anschliessend an die Preussisehe Staatsbahn, das billigste 
rentabelste Stück derselben, konnte einer östreichischen Gesellschaß 
oder Regierung nicht gelassen werden, und ward die Strecke als 
Fortsetzung der Schlesischen Gebirgsbahn auf Staatskosten beschlossen. 

In den Jahreh 1869 — 1870 und 1871 trat keinerlei bedeutende 
Erweiterung des Staatseisenbahnnetzes ein. Die Ausführung der 
Yorbesprochenen Bahnen nahm die Thätigkeit der Regierung und 
die Beschaffung der Geldmittel den Staatscredit hinreichend in An- 
spruch, um die Inangriffnahme weiterer Bauten zu verbieten, obwohl 
die Regierung es sich nicht verhehlte, dass im Interesse des allge- 
meinen Verkehrs wie einzelner Landestheile, in allen Provinzen der 
Bau einer grösseren Anzahl von Eisenbahnen für Rechnung des 
Staates sehr wünschenswerth sei. Sie nahm umsomehr Abstand von 
der Inangriffnahme neuer Bauten, weil sie ihrem Grundsatz treu 
bleiben wollte, falls nicht besondere Gründe fttr den Staatsbau 
sprechen, erst zu versuchen , Privatunternehmer dafür zu gewinnen, 
und bei einer Reihe schwebender Projecte noch Aussiebt vorhanden 
war, bei der wiedererwachten Neigung des Privatcapitals sich an 
Eisenbahnbauten zu betheiligen, solche dafür zu finden. 

Dazu kam, dass die Kriegszeiten 1870/71 nicht geeignet waren, 
neue den Staatscredit in Anspruch nehmende Arbeiten zu beginnen, 
auch der veränderten Gestaltung der deutschen Verhältnisse bei den 
neuen Projecten Rechnung getragen werden musste. — 

Nur eine, an sich nicht grossartige, doch aber fttr die weitere 
Entwickelung des Eisenbahnnetzes bedeutungsvolle Ausdehnung er- 
fuhr dasselbe im Jahre 1871 durch den Ankauf der Offenbach-Frank- 
furter Bahn von der hessischen Regierung, und Verbindung dersel- 
ben durch den Bau der kleinen Strecke Hanau-Offenbach mit der 
Bebra-Hanauer Bahn. 

Die Bebra-Hanauer Bahn, wichtig, weil sie den bedeutenden 
Verkehr zwischen Frankfurt und dessen Hinterlande mit dem Norden 
und Nordosten von Deutschland vermittelt, mündete in Hanau in 
die der hessischen Ludwigsbahn gehörende Frankfurt-Hanauer Bahn^ 
entbehrte also eines eigenen Endpunktes in Frankfurt. Ein solcher 
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mu88te aber bei der Bedeutung Frankfurts ge8cha£fen werden, um- 
somehr, als die Frankfurt-Hanauer Bahn sich ausser Stande erwies, 
den enormen ihr zufiiessenden Verkehr zu bewältigen. 

Da die hessische Regierung die ihr werthlose Frankfurt-Offen- 
bacher Bahn billig hergab, das bauende Stück Offenbach-Hanau mit 
Ueberbrückung des Mains keine Schwierigkeiten bot, so arrangirte 
sich die Realisirung des von der Regierung gehegten Planes leicht, 
und ward unter dem 8. Juni 1871 gesetzlich sanctionirt. 

Diese Erweiterung des Staatseisenbahnnetzes ist besonders 
wichtig, weil damit die Regierung den ersten Schritt that, um in 
dem für den Eisenbahnverkehr so bedeutungsvollen Frankfurt festen 
Fuss zu fassen. 

Ihm folgte im Jahre 1872 ein weiterer wesentlich von denselben 
Motiven geleiteter Schritt, nämlich der Ankauf der Taunus-Eisen- 
bahn. 

Diese, von Privatunternehmern gebaute Bahn ~ nebenbei be- 
merkt mit eine der ersten deutschen Bahnen — verbindet Wiesbaden 
mit Frankfurt über Castel. Sie lag also zwischen der Nassauischen 
Staatsbahn und der in Frankfurt mündenden Bebra-Hanau-Offen- 
bacher Bahn. Der ganze rechtsrheinische Verkehr war so in seiner 
Entwickelung von der Taunusbahn abhängig und litt unter dieser 
Abhängigkeit entschieden Noth, seitdem es sich nach Vollendung 
der Ehrenbreitstein - Siegburger Linie darum handelte, die rechts- 
und linksrheinischen Bahnen gegeneinander concurriren zu lassen. 
Die Vielköpfigkeit erschwerte dies wesentlich. 

Es empfahl sich daher sehr^ auf die Beseitigung der Taunusbahn 
zu dringen. 

Ihr Erwerb für den Staat erschien weiter nothwendig^ um zwi- 
schen den in der Provinz Hessen-Nassau belegenen Staatsbahnen die 
fehlende Verbindung dem Staat in die Hand zu geben. Die Regie- 
rung versuchte daher die Taunusbahn käuflich zu erwerben. Es 
gelang ihr dies aber nicht, da der gebotene Kaufpreis zu gering 
bemessen war, und die bei der Taunusbahn meist betheiligten 
Actionäre sich bei den Verhandlungen von einer gewissen Animosi- 
tät gegen Preussen nicht ganz frei hielten. Die Regierung wäre 
nun wohl in der Lage gewesen, durch Erbauung einer directen Bahn 
von Wiesbaden nach Frankfurt sich die fehlende Verbindung der 
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Staatobahnen in Hessen-NasBau zu schaffen, und trat diesem Pro- 
jecte auch näher. Allein sie hielt die Ausführung desselben nicht 
für räthlich, weil dabei in Frankfurt ein neuer Bahnhof hätte ange- 
legt werden müssen, was sehr kostspielig gewesen wäre, und na- 
mentlich die in Frankfurt vorliegenden ganz misslichen Bahnhofs- 
verhältnisse sich nicht nur nicht verbessert, sondern entschieden ver- 
schlechtert haben würden. Die Misere der Frankfurter Bahnhöfe 
war im Kriege, als an die Bahnen erhöhte Anforderungen gemacht 
wurden, in unangenehm störender Weise empfunden. Eine Aendernng 
der nebeneinander liegenden, viel zu klein angelegten Bahnhöfe der 
Main-Weser-, Main-Neckar- und Taunusbahn wäre nur mit Zustim- 
mung der betheiligten Bahn Verwaltungen möglich gewesen, da diese 
aber fehlte, nicht zu erreichen. Die Regierung legte, um diesen 
Missstand zu beseitigen, besonderen Werth auf den Ankauf der 
Taunusbahn, und acceptirte daher die Offerte der hessischen Lud- 
wigsbahn, welche plötzlich durch ein geschicktes Manöver die Tau- 
nusbahn erworben hatte und sie zum Kauf anbot, um so lieber, 
als die Taunusbahn in den Händen der hessischen Ludwigseisen- 
bahngesellschaft einen viel weiter gehenden hemmenden Einfluss 
auf die Entwickelung des Verkehrs der Staatsbahnen hätte ausüben 
können, als die kleine Taunusbahn vermochte , wenn auch der jetzt 
zu zahlende Preis weitaus höher war, als die früher von der Be- 
gierung offerirte Kaufsumme. Die Regierung war durch ihre spar- 
same Politik in eine ganz missliche Situation hineingerathen , und 
erklärt dies die für die hessische Ludwigsbahn überaus günstigen 
Bedingungen^ unter denen der Staat die Bahn kaufte. Die Ludwigs- 
bahn erhielt nämlich dabei die Concession zu 2 Bahnen, von Frank- 
furt nach Limburg, und von Mainz über Wiesbaden an jene Frank- 
furt-Limburger Bahn, die sehr entwickelungsfähige Keime für eine 
Goncurrenzbahn gegen die Taunusbahn enthalten, da nach ihrer 
Herstellung, die Vollendung einer directen Verbindung von Wies- 
baden bis Frankfurt nur von dem Ausbau einer kleinen Strecke ab- 
hängig ist. 

Nach dem glücklich beendigten Kriege, und als die Lage der 
Finanzen eine sehr günstige geworden war, und damit die Gründe 
fortgefallen waren, welche den Ausbau mehrerer als dringend noth- 
wendig erkannten Bahnen früher nicht hatten räthlich erscheinen 
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lassen, glaubte die Regierang mit ihren, auf einen energiseben Aus- 
bau des Staatseisenbahnnetzes geriehteten Plänen , nicht länger zu- 
rttekhalten zu können, sondern in die Oeffentlichkeit treten zu 
müssen. 

Die Privatindustrie hatte sich in den letzten Jahren mit grosser 
Vorliebe dem Eisenbahnbau zugewandt, und war nach dem Kriege 
bei der Abundanz des Geldmarktes fttr Privateisenbahnbauten reicb- 
lieh Geld zu haben, sodass auf eine rührige Thätigkeit auch in die- 
ser Richtung gerechnet werden konnte. 

Um von der Privatindustrie nicht überflügelt zu werden^ musste 
die Staatsregierung auf möglichste Ausdehnung ihres Eisenbahnnetzes 
Bedacht nehmen. Wenn sie sich hätte darauf beschränken wol- 
len, ihren Besitz zu erhalten, die vorhandenen Bahnen vollständig 
auszurüsten und gut zu betreiben, ohne aber durch Ausbau neuer 
Strecken voranzuschreiten, so würde sie nicht nur die Rentabilität 
des bedeutenden, in den vorhandenen Bahnen angelegten Gapitals 
gefährdet haben, da ihr die Privatbahnen den Verkehr abgebaut 
hätten, sondern auch des wohlthätigen Einflusses verlustig gegangen 
sein, den sie als Besitzerin eines umfassenden Eisenbahnnetzes aus- 
zuüben im Stande. 

In dem Bewusstsein ihrer grossen Verantwortlichkeit gegenüber 
der Entwickelung des gesammten Verkehres, glaubte daher die Re- 
gierung, die günstige Situation des Staates und des Geldmarktes 
nach dem Kriege mit Frankreich nicht unbenutzt vorübergehen lassen 
zu dürfen, und kam in den Jahren 1872 und 1873 zwischen ihr und 
der Volksvertretung eine Einigung über eine ganze Reihe von zum 
Theil sehr bedeutenden Eisenbahnbauten zu Stande. 

I. Durch Gesetz vom 25. März 1872 wurden genehmigt: 

1 . Eine Bahn von Tilsit nach Memel mit Ueberbrückung des 
Meniel ; 

2. eine Bahn von Bebra nach Friedland mit Zweigbahn von 
Niederhohne nach Eschwege; 

3. eine Bahn von Harburg nach Stade; 

4. desgleichen von Eschhofen nach Camberg; 

5. desgleichen von Amsdorf nach Gassen. 

II. Durch Gesetz vom 11. Juni 1873 wurden genehmigt: 

6. Eine Bahn von Berlin nach Wetzlar: 
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7. von der Rriehsgrenze bei Sierk ttber Trier-Coblenz nach 
Oberiahnstein ; 

* 

8. Yon Hanau nacli Friedberg; 

9. von Godelheim resp. Ottbergen nach Northeim; 

10. von Welwer nach Dortmund; 

11. von Harburg nach Haanorer; 

12. Yon Saarbrücken durch das Fischbachthal nach Neun* 
kirchen ; 

13. Schhissstttck der Berliner* Verbindungsbahn von Schöne* 
berg nach Gharlottenburg. 

Die Grtlnde, welche die Staatsregierung bewogen, diese 13 
Bahnbauten in Angriff zu nehmen, wollen wir jetzt kurz erörtern. 

1. Die Tilsit'Memeler Bahn war schon lange von der Volks- 
vertretung als nothwendig anerkannt und die Begierung wiederholt 
aufgefordert, auf ihre Herstellung Bedacht zu nehmen. 

Der von der Linie zu durchschneidende Landestheil, der östlichste 
Orenzbezirk mit der nicht unbedeutenden Stadt Memel, erforderte 
gebieterisch, durch Ueberbrtickung des Memelstroms und Anlage einer 
Eisenbahn aus seiner gänzlichen Abgeschiedenheit herausgerissen 
und vor dem sonst unvermeidlichen Untergange gerettet zu werden. 

Die Bahn schliesst sich nicht an eine schon bestehende Staats- 
bahn an, da die Tilsit-Insterburger Bahn leider nicht vom Staat 
ausgebaut ist, sondern sich in Händen einer eigenen, lediglich auf 
diese Strecke begrenzten Actiengesellschaft befindet. Diese Gesell- 
schaft wäre vor allen berufen gewesen, die Fortsetzung ihrer Bahn 
nach Memel zu erbauen. Allein sie war nicht dazu im Stande und 
die Unterstützung, welche sie für die Uebemahme des Baues vom 
Staate beanspruchte, zu übermässig, so dass die Staatsregierung bes- 
ser zu thun glaubte, die Strecke, trotz ihrer isolirten Lage, selbst 
zu bauen und eine Vereinbarung mit der Tilsit-Insterburger Gesell- 
schaft über eine herzustellende einheitliche Verwaltung der Inster- 
burg- Tilsit -Memeler Strecke durch die königliche Ostbahn anzu- 
streben. 

2. Die Bahn von Bebra nach Friedland ist bestimmt die feh- 
lende Verbindung der hannoverschen Staatsbahnen mit der Bebra- 
Hanauer Bahn und indirect mit den nassauischen Staatsbahnen her- 
zustellen. Ihrer Lage nach konnte der Ausbau keiner Privatgesell- 
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8chaft überlassen werden, selbst wenn sich eine dazu bereit erklärt 
hätte, was aber wegen der Schwierigkeit des Baues nicht der Fall 
war. Der Staat musste dies Verbindungsglied zwischen bestehenden 
Staatsbahnen unbedingt selbst ausbanen. Der Bau war nothwendig, 
weil diese Strecke flir den Verkehr von den Nordseehäfen mit dem 
südlichen und südwestlichen Deutschland eine wesentlich abgekürzte 
Linie schafift und weiter den hessischen Ständen schon 1865 der 
Bau fest versprochen und bis zur Inangriffnahme vorbereitet war. 
Die durch den lS66er Krieg unterbrochene Ausführung des Baues 
konnte die Regierung füglich nicht länger hinausschieben, ohne die 
betheiligte Bevölkerung tief zu verletzen. 

3. Eine gleiche moralische Verpflichtung lag hinsichtlieh der 
Bahn von Harburg nach Stade vor, welche von der ehemaligen han- 
noverschen Regierung zum Baue beschlossen und versprochen ' war. 

Die preussische Regierung hatte den in dem ehemaligen König- 
reich Hannover herrschenden Grundsatz des reinen Staatseisenbahn- 
baues dort nicht beibehalten, sondern auch hier das Mischsystem 
adoptirt, sie versuchte daher mit Privatunternehmern über den Bau 
der Bahn von Harburg nach Stade ein Arrangement zu treffen. 
Nachdem sie vergeblich, namentlich auch mit der Cöln-Mindener 
Gesellschaft, welche als Erbauerin der Venlo-Hamburger Bahn der 
geeignetste Unternehmer für dieselbe zu sein schien, verhandelt 
hatte, beschloss sie endlich selbst zu bauen, um die Herstellung der 
ihr aus wirthschaftlichen und strategischen Gründen sehr wichtigen 
Bahn zu sichern, und um für die weiter erwünschte Bahn von Stade 
nach Cuxhaven eher einen Privatunternehmer zu finden. In dem 
Gesetz war der Regierung die Möglichkeit offen gelassen, von dem 
Bau zu Gunsten einer Privatgesellschaft zurückzutreten, wenn diese 
den Ausbau des Hafens von Guxhafen und der Bahn von Stade 
nach Cuxhafen mit übernehmen wolle. Da sich die Guxhafener 
Eisenbahn-, Dampfschiff- und Hafenactiengesellschaft hierzu bereit 
erklärte, ward von dem Ausbau der Harburg-Stader Bahn als Staats- 
bahn Abstand genommen. 

4. Das Gleiche war der Fall bei der Bahn von Eschhofen nach 
Gamberg. Diese r Stichbahn«, bestimmt, ein fruchtbares mineral- 
und gewerbreiches Nebenthal der Lahn aufzuschliessen und der 
Nassauischen Staatsbahn neuen Verkehr zuzuführen, gab die Regie- 
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rang ebenfalls als Staatsbahn zu bauen auf , als die hessische Lud- 
wigseisenbahngesellschaft in Folge des Verkaufes der Taunusbahn 
die Concession für eine Bahn von Frankfurt nach der Lahn erhielt, 
diese Stichbahn ein Theil der durchgehenden Linie wurde und so 
die seitherige Bedeutung verlor. Die Uebertragung der Bauausfüh« 
rung dieser Strecke auf die Ludwigsbahngesellschaft ward durch 
Gesetz vom 8. Januar 1873 genehmigt, da die Regierung sich nicht 
für berechtigt hielt, einseitig von der Erbauung einer in einem Gesetz 
bestimmten Staatsbahn zu Gunsten einer Gesellschaft Abstand zu 
nehmen. 

5. Die Linie Amsdorf-Gassen hat lediglich Bedeutung als Ab« 
kttrzung der Niederschlesisch-Märkischen Bahn von Berlin nach 
Breslau um 4 Meilen. Ihre Erbauung war schon seit Jahren eine 
dringende Nothwendigkeit, um die wichtige Niederschlesisch-Märkische 
Bahn concurrenzfähig zu erhalten. 

6. und 7. Die Linie Berlin-- Wetzlar soll die fehlende Verbindung 
der beiden Complexe von Staatsbahnen im Osten und Westen der 
Monarchie herstellen, und wenn man sich die schon bestehende Fort- 
setzung nach Osten bis Eydtkuhnen , und die nach Westen projec- 
tirte ttber Oberlahnstein- Coblenz-Trier-Sierk, welche Strecke als 
ein mit der Berlin- Wetzlaer Bahn eng zusammenhängendes Project 
zu erachten, vergegenwärtigt, vom äussersten Osten des Staates bis 
zum fernsten Westen, der Regierung eine das preussische Eisenbahn- 
wesen dominirende Linie, die gleichsam das »Rückgrad des ganzen 
Staatseisenbahnorganismus« bildet, in die Hand geben und so den 
Staatseinfluss auf das Gebiet des gesammten Eisenbahnwesens 
sichern. 

Während der Staat durch seine Bahnen in den östlichen wie 
in den westlichen Provinzen auf die Verkehreentwickelung dieser 
Provinzen entschiedensten Einfluss üben kann, entziehen sich die 
Transporte auf den Hauptrouten zwischen dem Osten und dem Westen 
und Südwesten diesem Einfluss, weil die nächsten Stationen der 
Staatsbahnen in Osten und Westen durch eine etwa 40 Meilen lange 
Strecke Privatbahn voneinander geschieden sind. Diese Lücke soll 
die Bahn Berlin-Wetzlar ausfüllen. Sie schiebt sich ein zwischen 
die bestehenden Linien Berlin-Halle-Eisenach-Bebra-Hanau-Frank- 
furt und Berlin-Magdeburg-Kreinsen-Cassel-Giessen und wird für 
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den durch diese Linie seither vermittelten Verkehr von entschieden* 
ster Bedeutung sein. Sie wird eine durchgehende Eäsenbahnver- 
bindung durch Staatsbahnen herstellen, von Eydtkuhnen- Breslau- 
Berlin über Eschwege und von dort einerseits über Bebra nach 
Frankfurt und Wiesbaden, und andererseits Über Wetzlar-Oberlahn- 
stein -Trier zum Anschluss an die Elsass- Lothringer Bahnen bei 
Sierk. 

Die eminente internationale Bedeutong dieser Bahn, welche füt 
grosse Theile Deutschlands und Busslands die kürzeste Boute nach 
Paris herstellt, und den grossen durchgehenden Verkehr von Eydt* 
kühnen bis Metz grösstentheils ttber preussische Linien leiten wird, 
und ihre grosse militärische Wichtigkeit liessen dieses grossartige 
Project der Staatsregierung allseitig Beifall finden. Die militärische 
Bedeutung der Bahn liegt darin, dass sie einen neuen Schienenweg 
nach der Landesgrenze neben den schon bestehenden eröffnet, und 
so dafür sorgt, dass die Streitkräfte Deutschlands bei einem etwaigen 
Kriege mit Frankreich an ihrem natürlichsten Hauptversammlungs- 
punkte Metz, schneller wie seither concentrirt werden können. 

Aus diesen Kttcksichten überwanden die Gegner des Staats* 
eisenbahnbaues ihre principiellen Antipathieen um so leichter, als 
für die Hauptstrecke der Bahn von Berlin nach Wetzlar bei der 
grossartigen Ausdehnung des Verkehrs von Osten nach Westen, auf 
eine entsprechende Rentabilität gerechnet werden konnte. Dass durch 
diese Bahn die Bentabilität der seither von Berlin nach Westen 
ftihrenden Bahnen geschmälert werden wird, konnte keinen Grund 
gegen ihre Ausführung auf Staatskosten abgeben, da die Dividenden 
dieser Bahnen eine lange Reihe von Jahren schon eine solche Höhe 
erreicht haben, dass ein Heruntergehen im öffentlichen Interesse 
nicht zu beklagen. Eine Liberirung dieser Bahnen von einem Theile 
des für die Bewältigung zu gross gewordenen Verkehrs erschien 
dagegen sehr erwünscht. 

Die übrigen zugleich mit den Bahnen Berlin- Wetzlar und Ober- 
lahnstein-Sierk proponirten und beschlossenen Staatsbahnbauten be- 
zweckten lediglich vorhandene Lücken in dem Staatseisenbahnnetze 
aus zu füllen, Hindemisse für die freie Bewegung des Verkehrs zu 
beseitigen, oder Gefahren, welche der Erhaltung des Verkehrs auf 
ihnen von Concurrenzbahnen drohten, abzuwenden. 
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Die Bahn von Hanau nach Friedberg erschien nothwendig als 
Abwehr gegen die hessische Ludwigsbahn, zur Sicherung des Ver- 
kehrs Frankfurt -Friedberg, ferner um die vom Staate garantirte 
Bentabilität der Deutz-Giessener Bahn zu sichern und die rechts- 
rheinischen Bahnen concurrenzfähig gegen die linksrheinischen zu 
erhalten. 

Durch die Strecke Dortmund -Welwer sollte die Westfälische 
Bahn in das Kohlenbecken der Ruhr hineingeführt und durch die 
Bahn Godelheim resp. Ottbergen-Northeim mit der hannoverschen 
Staatsbahn in Verbindung gebracht werden, um sie gegen die Ber- 
gisch-Märkische Bahn, die den gesammten Kohlentransport nach 
Osten an sich zu reissen drohte, nachdem sie das Braunschweigische^ 
in ihrem Miteigenthum befindliche Eisenbahnnetz, mit ihren Bahnen 
in Verbindung gebracht hatte, 'zu schützen und sie an dem gewinn- 
bringenden Verkehr des westfälischen Industriegebiets Theil nehmen 
zu lassen. 

Die Bahn Harburg-Soldau-Hannover kürzt die Boute Hamburg- 
Hannover von 22 auf 17 Meilen also um 5 Meilen ab. Bei dem 
enormen Verkehr von Hamburg, der durch Eröffnung der Bahnen 
Harburg-Hamburg und Harburg-Cuxhafen sicherlich noch grössere 
Dimensionen annehmen wird, erschien dieser Umweg so unwirth- 
schaftlich, dass Privatgesellschaften sich mehrfach um die Concession 
zu einer di'recten Linie bewarben und auf eine sichere Rente für 
das Anlagecapital rechneten. Die Regierung ging von der sicherlich 
zu billigenden Ansicht aus, sie könne und dürfe, lediglich um sich 
eine Concurrenzbahn fernzuhalten, auf die Dauer die Concession nicht 
verweigern, da die Bahn zweckmässig sei und einem fühlbaren Ver- 
kehrsbedürfnisse entspreche. Weil aber eine direct von Hannover 
nach Harburg führende Privatbahn das in der Hannover-Celle-Lüne- 
burg-Harburger Bahn angelegte Capital gefährden, und der Staats- 
kasse grossen Nachtheil bringen musste, blieb nichts übrig, als die 
Bahn auf Staatskosten zu bauen, wenn auch die bestehende Linie 
zur Bewältigung des Verkehrs noch befähigt zu erachten war. — 

Zugleich mit diesen 6 besprochenen Bahnen, welche nothwendig 
erschienen, um das Staatseiseubahnnetz entsprechend zu erweitern, 
ward noch eine Bahn im Interesse des vom Staat betriebenen Saar- 
brücker Kohlenbergbaues, von Saarbrücken nach Neunkirchen im 
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Fischbaclithale , neben der schon bestehenden Bahn zn bauen, be- 
schlossen, um letztere, die den enormen Verkehr nicht mehr bewäl- 
tigen konnte, zn entlasten ; und endlich die Berliner Verbindungsbahn 
von Schöneberg nach Charlottenburg ausgedehnt, um den von ihr 
zu bildenden Ring zu schliessen. 

Die Gesammtlänge dieser auf einmal genehmigten Staatsbahnen 
beträgt 120 Meilen. Für ihren Bau wurden neben 19 Mill. Thlrn. 
zur Erweiterung der bestehenden Bahnanlagen und ihrer besseren 
Ausrüstung !0l Mill. Thlr. bewilligt. 

Trotz dieser gewaltigen Ansprüche an den Geldmarkt und der 
sicherlich nicht gering anzuschlagenden Arbeitslast und Verantwort- 
lichkeit, welche die Regierung mit der Inangriffnahme dieser gros»- 
artigen Bauten übernahm, glaubte sie doch noch nicht, den an sie 
zu machenden berechtigten Ansprüchen damit zu genügen, hielt es 
vielmehr fftr nothwendig, namentlich zur Erweiterung des Staats- 
eisenbahnnetzes in den östlichen Provinzen, den Ausbau noch weiterer 
Linien in Angriff zu nehmen, und hat in einem dem Abgeordneten- 
hause augenblicklich vorliegenden Gesetzentwurf die Genehmigung 
nachgesucht, nachfolgende 6 Bahnen als Staatsbahnen ausbauen zu 
dürfen. 

1. Von Insterburg über Darkehmen-Oletzko zum Anschluss an 
die russische Bahn Bialystock-Grajewo; 

2. von Jablonowo über Graudenz nach Laskowitz; 

3. eine Verbindung von der Stargard-Posener Bahn nach Beigard 
mit einer Abzweigung über Rummelsburg nach Rttgenwalde 
und Stolp und Stolpmünde; 

4. von Dittersbach über Neurode nach Glatz; 

5. von Gassei über Heisa zum Anschluss an die Berlin- Wetzlarer 
Bahn; 

6. von Dortmund nach Oberhausen. 

Von diesen Bahnen sind die sub t bis 4 genannten bestimmt, 
Glieder durchgehender Verkehrsrouten zu werden, oder Verbindungen 
zwischen solchen zu vermitteln und die wirthschaftliche Entwickelung 
der östlichen Provinzen zu fordern. 

1 . Die Strecke Insterburg-Prosken ist die Fortsetzung der Bahn 
von Memel über Tilsit nach Insterburg an die russische Grenze. 
Durch ihren Anschluss an wichtige russische Linien kann sie un- 
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zweifelhaft auf einen bedeutenden Durebgangsverkehr und weiter 
auf einen lebhaften Localverkehr aus dem von ihr durchschnittenen 
fruchtbaren Landstriche mit einer Reihe kleiner Städte rechnen. 

2. Die Strecke Jablonowo-Graudenz-Laskowitz und 

3. Rockistnetze-Schneidemühl-Belgard mit ihren oben erwähnten 
Abzweigungen nach RUgenwalde und Stolpmünde sollen die östlichen 
Provinzen, weiche die bestehenden Bahnen, von Berlin ausgehend, 
ziemlich paralell laufend, von Westen nach Osten durchschneiden, 
von Süden nach Norden durchziehen und so neben einer Verbindung 
der bestehenden Parallelbahnen und neben dem Aufschluss des da- 
zwischen liegenden Binnenlandes, die Seehäfen, denen von den längs 
der Ufer laufenden Bahnen erfahrungsmässig nur geringer Vortheil 
erwächst, mit dem Hinterlande in entsprechende Verbindung bringen. 

Erstere der beiden projectirten Bahnen verbindet die Bromberg- 
Danziger mit der Thom-Insterburger Linie, letztere dagegen Posen 
und die dort mündenden Bahnen mit den Ostseehäfen, und schafft 
ftlr den Verkehr aus ihnen mit den Provinzen Schlesien, Posen, 
Westpreussen bedeutend abgekürzte Linien. Vor allen aber ist sie 
bedeutungsvoll ftlr die durchschnittenen Kreise des Reg.-Bez. Cöslin, 
den westlichen Theil Westpreussens und den nördlichen Theil des 
Reg. -Bez. Posen, deren wirthschaftliche Verhältnisse so wenig ent- 
wickelt sind, dass mit der Anbahnung besserer Zustände durch eine 
Bisenbahnverbindung nicht gezögert werden darf. 

Die Bahn von Dittersbach über Neurode nach Glatz ist die 
Fortsetzung der im Jahre 1861 gebauten schlesischen Oebirgsbahn. 
Sie , ist schon damals projectirt worden , konnte jedoch nicht zur 
Ausftlhrung gelangen, weil die Zustimmung Oestreich's zu den noth- 
wendigen Anschlüssen an das östreichische Bahnnetz nicht zu erlan- 
gen war. Wenn nun auch inzwischen fllr den von ihr zu vermit- 
telnden Verkehr, für den sie im Jahre 1862 bestimmt war, andere 
Bahnen hergestellt sind , kann sie doch noch auf einen bedeutenden 
eigenen Verkehr rechnen, und ist für die übrigen anschliessenden 
Staatsbahnen aus dem Verkehr, welcher ihnen durch sie zugeftlhrt 
wird, gesteigerte Rentabilität sicher zu erwarten, ihr Ausbau aus 
Staatskosten also sicherlich gerechtfertigt. 

Die Linien Helsa-Kappel-Wadkappel und Dortmund-Oberhausen- 
Sterkerade sind bestimmt, die Concurrenzfähigkeit bestehender 
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Staatsbahnen zu erhalten und ihre Rentabilität zu erhöhen, erstere 
BolljDasBel mit der Berlin- Wetzlarer Bahn verbinden, welche Cassel 
selbst, wegen der einzuhaltenden directesten Linie nicht berühren 
kann, aber doch mit dieser bedeutenden Stadt in möglichst enge 
Verbindung gebracht werden muss. Mit letzterer dagegen soll die 
Westfälische Bahn^ welche durch die Linie Welwer-Dortmund bis 
zu dem bedeutungsvollen Productionsgebiet Westfalens vorgeschoben 
wird, dort weiter eindringen und sich schnell daselbst festsetzen, 
bevor ihr andere Bahnverwaltungen» namentlich die Bergisch-Mär* 
kische, die practicabelsten Linien vorweggenommen und damit eine 
Ausdehnung, wenn auch nicht unmöglich gemacht, so doch sehr er- 
schwert haben. Der Ausbau dieser Strecke ist um so wichtiger, als 
der Staat vertragsmässig berechtigt ist» sich jederzeit in den Besitz 
der Arnheim-Oberhauser Bahn zu setzen, und somit nach Herstellung 
einer Bahn bis Oberhausen, ohne Umstände einen directen Anschluss 
seines Eisenbahnnetzes an die holländischen Bahnen gewinnen kann. 
Ob die Volksvertretung auf diese Bahnbauten in einer Gesammt- 
länge von 94 Meilen fUr einen Kostenaufwand ftlr 50 Mill. Thlr. 
eingehen wird , bleibt abzuwarten. Mit Rücksicht auf die früheren 
Verhandlungen über die Ausführung des Staatseisenbahnnetzes und 
die dabei an die Regierung gerichtete Aufforderung, die östlichen 
Provinzen ebenso wie die westlichen mit einem mögliehst engen 
Eisenbahnnetze zu überziehen , darf wohl mit Sicherheit darauf ge- 
rechnet werden, dass die Volksvertretung auf die Vorschläge der 
Regierung eingehen wird. Es sind dann innerhalb der drei Jahre 
1872 — 1874 216 Meilen Staatsbahnen zu bauen beschlossen. Die 
Vergrösserung, welche damit das Staatseisenbahnnetz erfahren wird, 
ist eine so bedeutende, wie sie in früheren Jahren nie erreichbar 
gewesen ist. Das Staatseisenbahnnetz wird dadurch so completirt, 
dass es die Regierung in den Stand setzt, den wohlthätigen Einfluss» 
den sie in der Concurrenz mit den Privatbahnen seither nur auf 
einzelne Routen ausüben konnte, dem ganzen Lande zu Gute kom- 
men zu lassen. Immerhin ist aber damit das Staatseisenbahnnetz 
noch nicht fUr alle Zeiten abgeschlossen, es wird vielmehr die Re- 
gierung auch in der Zukunft genöthigt sein, aus den verschiedenen 
Gründen, aus denen sie sich zu dem Ausbau der seither besprochenen 
Bahnen entschlossen hat, selbstthätig in Eisenbahnbau fortzuschreiten. 
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Während die Staatsregierung in der dargestellten Weise seit 
1866 thätig war, um das Staatseisenbahnnetz entsprechend zu ver- 
vollständigen, war sie gleichzeitig bemttht, ftir solche Bahnen, an 
deren Aasbauen entweder die betheiligten Gegenden ein grosses 
Interesse hatten, oder deren Herstellung aus militairischen, politischen 
oder allgemein wirthschaftlichen Rücksichten nothwendig erschien, 
welche sie selbst aber zu bauen nicht bereit oder im Stande war, 
weil sie sich in ungünstiger Weise an Privatbahnen anschlössen, 
Privatunternehmer zu finden und bei deren Ausbau zu unterstützen. 

Vielfach veranlasste sie z. B. eine Bisenbahngesellschaft bei 
Ertheilung der Concession zu einer derselben besonders lucrativ er- 
scheinenden Bahn, die Erbauung einer weniger günstigen Strecke 
mit zu übernehmen. 

Im Wesentlichen erfolgte aber die Unterstützung der Privat- 
industrie beim Eisenbahnbau, auch in dieser neuesten Periode in der- 
selben Weise, wie früher durch Garantirung eines Minimalzinssatzes 
Seitens des 'Staates für das Anlagecapital oder einen Theil desselben. 
Dieses Mittel hatte sich zweckentsprechend erwiesen, die Staatskasse 
nicht allzusehr belastet, da die Bentabilitätsberechnung aller Bahnen 
stets hinter der Wirklichkeit zurückblieb, und der Staat nie genöthigt 
war, die vollen Zinsen zuzuschiessen. Weiter bot der Abschluss 
der Garantieverträge willkommene Gelegenheit, um sich auf den 
Bau und Betrieb der Bahn erwünschten weitgehenden Einfluss zu 
sichern. 

Der Staat unterstützte die nachfolgenden Bahnen durch Ueber- 
nahme einer Zinsgarantie: 

1. von Trier nach Call; 

2. von Cöslin über Stolpe nach Danzig; 

3. von Posen nach Thom und Bromberg; 

4. von Leinefeld nach Gotha; 

5. von Gera nach Saalfeld; 

Ausserdem gewährte er an die Bergisch-Märkische Eisenbahn- 
gesellschaft Unterstützungen : 

1. von 500,000 Thlm. für den Bau der Bahn von Hagen nach 
Brügge ; 

2. von 40,000 Thlm. von Menden nach Freundenberg; 

3. von 200,000 Thlm. von Rittershausen nach Lennep; 
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und betheiligte aich mit 7 Mill. Thlrn. bei der Gründung einer Ge- 
sellschaft zum Bau einer Berliner Stadtbahn. 

Die Gründe fUr die Uebemahme der Zinsgarantie fand die 
Staatsregierung darin, dass sie in der Bahn von Trier nach Call 
die namentlich auch strategisch wichtige Verbindung von Cöln und 
Trier, und damit ein unentbehrliches Glied der durchgehenden Linie 
vom Niederrhein über Metz nach dem südlichen Frankreich zu er- 
halten wünschte und grossen Werth darauf legte, die arme, von 
allem Verkehr abgeschnittene Eifel, durch eine Bahn aufzuschliessen 
und vom gänzlichen Untergange zu retten. 

Die Bahn Cöslin-Stolpe-Danzig erschien im allgemeinen Staats- 
Interesse wünschenswerth , weil sie als Strandbahn für den Ettsten- 
schütz in hohem Grade werthvoll und zugleich geeignet war, weite 
Landstrecken für den grossen Verkehr zugänglich zu machen. 

Der wirthschaftliche Werth der Posen-Thom-Bromberger Bahn 
ftlr die betheiligten wichtigen Kreise, wie auch die ganzen Ostpro- 
vinzen, welche durch sie erst die entsprechende Verbindung unter 
sich erhielten, erschien bedeutend genug, die Bauausführung zu 
unterstützen. 

Die Bahn verbindet die Thom-Insterburger und Märkisch-Posener 
Bahn, stellt für die schlesischen Producte einen kürzeren Weg her, 
zur Verbindung mit der Provinz Preussen, durch die Beseitigung des 
Umweges über Kreutz, und ist ein wichtiges Glied in der durch- 
gehenden Linie Cöln-Cassel-Halle-Guben-Posen-Thorn-Insterburg zur 
russischen Grenze. 

Den Ausbau dieser 3 Bahnen übernahmen 3 schon bestehende 
ältere Eisenbahngesellschaften, die Rheinische Eisenbahngesellschaft 
baute von Trier nach Call, die Stettiner von Cöslin nach Danzig, 
die Oberschlesische von Posen nach Tbom und Bromberg. 

Diese drei neuen Bahnen schlössen sich an die von den bauen- 
den Gesellschaften seither betriebenen Bahnen allerdings an, und 
lag es somit nahe, ihnen den Ausbau zu überlassen, allein sie stehen 
ebenfalls mit Staatsbahnen in Verbindung, hätten sich recht gut in 
das Staatseisenbahnnetz eingefügt und bleibt es auffallend, dass der 
Staat sie nicht selbst ausgebaut hat. 

Mit Ausnahme der Strecke Trier-Call, bei der andere Verhält- 
nisse, namentlich auch Rücksichten auf die Gölner Bahnhofs- und 
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FeBtangsaDUgen mitwirken, Bind es wesentlich finanzielle Bedenken 
gewesen, welche die Auaftthrang auf Staatskosten haben nicht 
räthlich erscheinen lassen. Wenn die Finanzlage Preussens damals 
günstig gewesen wäre, und die Regierung sich einen festen Plan, 
nach welchem sie das Staatseisenbahnnetz auszudehnen beabsichtigt, 
vorgelegt gehabt hätte, würde sie schwerlich die Bahn Posen-Thorn 
und Cöslin'-Danzig in Privaäiände haben kommen lassen. 

Bei Gewährung der Zinsgarantieen wurden ebenso, wie in den 
früheren Perioden, die Btammgesellschaften in der Weise herange- 
zogen, dass sie für den Fall, dass die Revenuen des neu^i Unter- 
nehmens zur Zahlung der Zinsen nicht ausreichen sollten, aus den 
Revenuen der Stammbahn V4V0 des Anlagecapitals zu dessen Ver- 
zinsung zu zahlen sich verpflichteten. — In Folge von Staats ver- 
tragen mit den sächsischen Herzogthümem, unterstützte die Regierung 
femer die Thüringische Eisenbahngesellschaft beim Erbauen der 
oben genannten Bahnen von Leinefeld nach Gk^^ha und von Gera 
nach Saalfeld und Eichicht als Fortsetzung der Bahn Weissenfels- 
Gera, durch Uebemahme von Zinsgarantieen ftir das Anlagecapital. 
Sie sah sich hierzu veranlasst, weil eine directe Eisenbahnverhin- 
dung zwischen Gotha und Göttingen, welche die Linie Gotha-Leine- 
feld nach Vollendung der Bahn von Göttingen nach Ahrenshausen 
herstellt , sehr wünscbenswertfa , weil diese Strecke ein werthvolles 
Ergänzungsstück in der grossen mitteldeutschen Linie von der Nord- 
see zur Schweiz bildet, weil weiter durch ihren Betrieb der Verkehr 
und die Rentabilität der Halle-Casseler Bahn groben und damit die 
vom Staate übernommene Zinsgarantie für diese Bahn erleichtert 
werden mnsste, und endlich, weil sie durch directe Aufschliessung 
eines fruchtbaren Landstrichs und ihre Wirkung auf das nahgelegene 
arme Eichsfeld, sehr wichtige locale Interessen wesentlich förderte, 
auch strategisch nicht ohne Bedeutung war. Als trotz der über- 
nommenen Zinsgarantie für das auf 3,161,986 Thlr. berechnete An- 
lageca])ital, die Thüringische Eisenbahngesellschaft wegen ungünstiger 
Lage des Geldmarktes, dieses nicht beschaffen konnte, zahlte der 
Staat zur Aui^leichung der Coursverluste bei Begebung der Actien, 
eine Unterstützung von 132,000 Thlm. der Gesellschaft. 

Bei der Gewährung der Zinsgarantie für das Anlagecapital der 
Bahn von Gera über Saalfeld nach Eichicht, leitete die Regierung 
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die Erwägung der Nützlichkeit und des grossen Vortheils, den diese 
Strecke den von ihr durchschnittenen dichtbevölkerten Landestheilen 
mit werthvoUen Erzlagern gewähren musste^ und die Hoffnung, dass 
mit ihrer dereinstigen Fortsetzung eine wesentliche Abkürzung des 
Weges von Berlin zum Main erreicht würde. 

Eine indirecte Zinsgarantie übernahm der Staat weiter durch 
Gesetz vom 20. April 1869 für 272 Mill. Thlr. Anlagecapital einer 
Zweigbahn der Kuhr- Siegbahn von Finnentrop nach Olpe und 
Rothe-Mühle, im Interesse des gewerb- und industriereichen Bigge- 
thales in der Weise, dass er unbeschadet der bestehenden Garantie 
für die Ruhr-Siegbahn gestattete, aus den In^aden der letzteren 
die Zinsen für das Anlagecapital der Zweigbahn zu bezahlen, wenn 
deren Einnahmen dazu nicht ausreichen sollten. 

Mit Rücksicht auf den grossartigen Verkehr der Rnhr-Siegbahn 
und die sicher zu erwartende Rentabilität derselben, übernahm der 
Staat bei Gewährung dieser Zinsgarantie, kein wesentliches Risico. 
Die Bedeutung der Industrie im Biggethal, liess die Uebemahme 
desselben nothwendig erscheinen, da ohne solche die Bergisch-Mär- 
kische Bahn den Bau nicht übernommen hätte. 

Endlich erweiterte die Staatsregierung im Laufe dieses Jahres 
die Zinsgarantie, welche sie für das Anlagecapital .einer Eisenbahn 
von Halle über Nordhausen-Heiligenstadt nach Cassel im Betrage 
von 14,190,000 Thlm. unterm 12. Januar 1863 übernommen hatte, 
dahin, dass dieselbe sich auf einen Capi talbetrag von 16,300,000 
Thlm. erstreckt. Das anfänglich in Aussicht genommene Baucapital 
reichte nicht aus, um die Bahn dem ursprünglichen Plane gemäss 
fertig zu stellen, und hatte der Staat sich früher schon verpflichtet, 
auch ferner für einen etwaigen Mehrbetrag Zinsgarantie zu über- 
nehmen. 

Die Regierung zahlte weiter, wie oben erwähnt, der Bergisch- 
Märkischen Eisenbahngesellschaft eine Unterstützung von 500,000 
Thlm. zum Bau einer Bahn von Hagen nach Brügge, und 40,000 
Thlr. an die Stadt Menden zu den Grunderwerbskosten für die von 
der Bergisch- Märkischen Eisenbahngesellschaft übemommene Bahn 
von Menden nach Freundenberg. 

Diese Unterstützung entnahm der Staat aus der Cantion, welche 
im Jahre 1864 für die Ausführung einer Bahn von Cöln nach Soest 



73 

unter der Bedingung gestellt war, dass sie die Regierung zur Unter- 
stützung eines Bahnbaues im Interesse der Göln-Soester Linie, oder 
einer andern innerhalb der von dieser Linie berührten Landestheile 
zu bauenden Bahn, nach Ermessen verwenden könne , wenn die 
concessionirte Bahn nicht rechtzeitig zur Ausfuhrung kommen sollte. 

Da der Regierung an der baldigen Ausführung der beiden 
unterstützten Bahnen im Interesse der davon berührten Gegenden 
viel gelegen war, ohne Unterstützung die Bergisch-Märkische Bahn 
aber auf deren Ausbau, wegen der Kostspieligkeit der Strecken, 
nicht eingehen wollte, glaubte die Regierung die ihr verfallene 
Caution nicht zweckentsprechender anwenden zu können. 

Durch Gesetz vom 3. Mai 1872 ward die Regierung weiter er- 
mächtigt, eine Subvention bis zum Betrage von 500,000 Thlm., 
für den Bau einer Eisenbahn von Langeisheim nach Clausthal zu 
zahlen, um die Herstellung dieser Bahn, welche schon von der 
früheren hannoverschen Regierung als dringendes Bedürfniss aner- 
kannt war und sich im berg-- und forstfiscalischen Interesse, wie 
auch im allgemeinen Interesse der Harzbevölkerung als sehr noth- 
wendig ergab, durch eine Privatgesellschaft zu sichern. 

Endlich trat die Regierung in der allemeusten Zeit noch helfend 
ein, als die deutsche Eisenbahnbaugesellschaft, welche die Ausführung 
einer Berliner Stadtbahn übernehmen wollte und durch Ankauf des 
erforderlichen Grundeigenthums schon einleitende Schritte gethan 
hatte, aber wegen der ungünstigen Geld- und Börseverhältnisse, das 
zur Durchführung nöthige Capital nicht zusammenbringen konnte. 
Die Regierung ward vor die Frage gestellt, das Scheitern des in 
seiner Gründung schon weit vorgeschrittenen wichtigen und gemein- 
nützigen Unternehmens abzuwarten, oder durch Uebernahme eines 
nicht unbeträchtlichen Theiles des Anlagecapitals die Ausführung 
zu sichern. Die Regierung entschied sich für das letztere und be- 
theiligte sich an der Berliner Stadteisenbahngesellschaft durch Ueber- 
nahme von 7 Mill. Thlm. Actien. Sie ging dabei von der Erwägung 
aus. dass es unbedingt einer Privatgesellschaft eine lange Reihe 
von Jahren unmöglich sein würde, falls das jetzt von der deutschen 
Eisenbahnbaugesellschaft begonnene Unternehmen scheitern sollte, 
wegen der enormen Schwierigkeiten in der Stadt Berlin, den für 
die Eisenbahn erforderlichen Grund und Boden zu erwerben, das 



74 

Project mit Erfolg wieder aufzunehmen. Sie glaubte auf die als- 
baldige Ausftihrnag der Bahn, abgesehen von dem grossen Interesse, 
welches die Besidenzstadt Berlin an derselben hatte, Werth legen 
zu mttssen, weil dieselbe die Ostbahn mit der Berlin- Wetzlarer 
Bahn in eine solche Verbindung setzen soll, dass für letztere die 
Anlage eines besonderen Bahnhofes vermieden wird. Sie erleichtert 
wesentlich den durchgehenden Verkehr, der durch die Berliner Ring- 
bahn nur unvollkommen vermittelt wird, und ftihrt den Staatsbahnen 
ans der Stadt Berlin einen sicher ganz bedeutenden Verkehr zu. 

Von der Uebemahme der Ausführung der Stadtbahn ganz auf 
Staatskosten glaubte die Regierung Abstand nehmen zu müssen, 
weil die RentabilitiM; derselben, wenn auch wahrscheinlich, doch 
nicht unzweifelhaft nachgewiesen war, und weil die Regierung sich 
auf den Bau und Betrieb der Bahn einen so weit gdienden Ein- 
fluss reservirte, dass sie fUr die Wahrung aller und jeder Öffentlichen 
Interessen hinreichend sorgen konnte. 

Hiermit haben wir die sämmtlichen Maassregeln, welche die 
Regierung ergriff, und die Schritte, welche sie that, um das Staats- 
eisenbahnnetz auszudehnen und Privatunternehmern die Ausführung 
von Bahnbauten zu erleichtern, besprochen. 

Gleichen Schritt mit der Ausdehnung des Staatseisenbahnnetzes 
hielten die Privatunternehmer beim Ausbau der Bahnen. 

Dass sich die Gapitalien mit Vorliebe vrieder dem Eisenbahnbau 
zuwandten und dass es möglich ward, für manche seit lange ge- 
wünschte Bahn die erforderlichen Gelder zu schaffen, ist schon 
mehrfach erwähnt. 

Namentlich waren es auch in dieser Zeit wieder die schon be- 
stehenden grösseren Eisenbahngesellschaften, welche zur Ausdehnung 
ihres Bahnnetzes sich um neue Conoessionen bewarben und zahl- 
reiche Bauten ausführten, wie aus dem nachstehenden Verzeichniss 
und der Seite 48 gegebenen Tabelle ersichtlich ist. 

In allen Theilen der Monarchie, namentlich aber in Berlin und 
in den westlichen Provinzen, betheil%ten sich die Capitalisten in 
ganz hervortretender Weise bei den Bewerbungen um Concessionen 
zu Eisenbidinen. Wenn auch die Regierung geneigt war, diese Be- 
strebungen thunlichst zu fttrdem, konnte sie doch nicht allen Anlägen 
genügen, musste vielmehr eine Menge Gesuche um Concessionen 
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znrttckweisen , weil die Antragsteller nicht die erforderliche Sicher- 
heit fbr die Solidität und Lebensföhigkeit ihres Unternehmens boten'. 
Dass dennoch eine grosse Zahl von Concessionen in dieser 
Periode ertheilt ist, ergiebt weiter das nachstehende Yerzeichniss 
derselben. 

Yerzeichniss der seit 1866 in Prenssen neu concessionirten Bahnen. 



Namen der Strecke 



1 

2 

3 
4 
5 
6 



8 
9 



10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 

17 
18 



19 
20 
21 
22 

23 
24 
25 
26 
27 
28 

29 

30 
31 
32 
33 



Datum der 
CoQcession. 



Bemerkungen. 



MUhlheim a. R. Gladbach-Bene- 
berg 

DUsseidorf-Neuss and Rhein- 
brücke bei Hamm 

Erkelenz-JUlich-Düren .... 

Jülich-£8chweiler 

Gladbach-Oldeokirchen .... 

naagen-Brttgge 

Aachen - Gemmenich - Bleiberg- 

Wilkenrath 

Finnentrop-OIpe-Rothe Mühle . 
Freundenberg-Menden .... 



MÜnchen-Gladbach-Cöln . . . 

Oldenkircben-Jttlich-DUren . . 

Lennep-WipperfUrth 

Barmen-Witten 

Bochum-Essen- Werden .... 

Bonn-Opladen 

Scherede - Carlshafen - Beverun- 
gen-Holzminden 

Ilamm-Osnabrück 

Venlo - Osnabrück mit Zweig- 
bahn Haltern - Essen - Gelsen- 
kirchen 

OsnabrUck-Bremen-Hamburg . 

Dortmund-Meiderich 

Dillenburg m. d. Scheidethal . 

Posen-Thom 

Breslau-Glatz-Wildenschwert . 

Mittelwal de- Wildenschwert . . 

Cosel-Frankonstein- Leobschütz 

Leobschtttz-JSgemdorf .... 

Gleiwitz-Morgenroth 

AntonienhUtte - Schwientochlo- 
witz-Katowitz 

Ziegenhals zur Grenze bei Neu- 
deck 

Oppeln-Gr. Strelitz-Morgenroth 

Gleiwitz-Beuthen 

Berlin-Lehrte-Stendal .... 

Salzwedel-Ueizen 



22. Sept. 1867 



1 



26. Sept. 186S 
26. Juni 1869 



9. Mai 1870 

30. April 1869 

3. März 1870 



16. Mai 1870 
23. Sept. 1870 

[l7. Oct. 1870 

31. März 1872 
19. Juni 1872 

19. Dec. 1872 
7. April 1S73 



28. Mai 1868 
20. Juni 1868 
11. Nov. 1868 
20. Sept. 1869 
11. März 1868 



1 



7. Juni 1869 

j7. Juli 1871 

25. Nov. 1871 
22. Juni 1S72 



12. Juni 1867 



Die Bahnen 1 bis mit 17 
baut die Bergisch - Mär- 
kische Bahn. 



der Staat zahlt ^00,000 
Thlr. Unterstützung. 



Bedingte Zinsgarantie. 
die Stadt Freundenberg 
stellt den Grund und Bo- 
den u. erhielt vom Staate 
dazu 40,000 Thlr. Unter- 
stützung. 



No. 18 bis mit 21 baut 
die Cüln-Mindener Bahn. 



Staat garantirte 4% für 
13 Mill. Thlr. Anlagecapital. 



No. 22—31 baut die Ober- 
sehlesische Bahn ; mit der- 
selben wurden vereinigt 
Neisse-Brieg, Niederschle- 
sische Zweigbahn, Cosel- 
Oderberg. 



32 - 40 baut d. Magdeburg- 
Halberstädter Bahn; die- 
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Datum der 
ConcesBioD. 



Bemerkungen. 



34 
35 

36 
37 

38 

39 
40 

41 



42 
43 
44 
45 
46 
47 
48 

49 
50 

51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 
60 

61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 

69 
70 
71 

72 
73 

74 
75 

76 
77 

78 
79 
80 



r=c: 



Halbcrstadt-Vienenburg . . . . 
Vienenburg bis Brannschw. 

Bahn 

LangelBheim-Clausthal .... 
von der Berlin-Lehrter Bahn 

zur Braunschweiger Bahn. . 
Magdeburg-Neuhaldensleben bis 

zur Berlin-Hannover. Bahn . 
Berlin-Spandau-Charlottenburg 
Magdeburg - Erfurt - Hadmersle- 

COslin-Stolpe-Danzig 

Angermünde-Freienwalde . . . 

Wriezcn-Frankfurt 

SwinemUnde-Ducherow .... 
Altwasser-Dittersbach .... 
Liegnitz-GrUneberg-Rotenburg 

Breslau-Raudten 

Breslau-KUstrin-Stettin- Swine- 

mlinde 

Altwasser-Friedland Grenze . 
Trier-Call 

Ehrenbreitstein-Siegburg-Bonn 

Neus-Bedburg 

Stolberg-Bensfelder-Hammer . 
Rheinbrtlcke bei Rheinhausen . 
Wattenscheid-Dortmund . . . 

Troisdorf-Spelldorf 

Lum-Gladbach 

Neuss- Viersen 

Gladbach-Rheidt 

Verbind, zwischen Neuss-Dtt- 
ren u Düren-Euskirchen . . 

DUsdeldorf-Dortmund 

Duisburg-Quackenbrtick . . . 

Nordhausen- Northeim 

Buckau-Magdeburg 

Magdeburg-Eislebon-Helmstädt 
Zehlendorf-Kohlhasenbrück . . 

Biederitz-Zerbst 

Dietendorf-Amstadt 

Gera-Saalfeld-Eichicht .... 

Leinefeld-Gotha 

Pegau-Leipzig 



15. Dec. 1866 



26. Juni 1869 



7. Juni 1871 
1. März 1872 

23. Oct. 1872 

24. April 1867 



} 



11. Dec. 1872 



9. März 1867 
11. Juni 1868 



} 



13. April 1873 



17. Sept. 1873 
12. Nov. 1866 

24. Dec. 1866 

30. Jan. 1867 

2. Dec. 1867 

29. Juni 1871 

24. Nov. 1871 

4. Nov. 1872 

26. Febr. 1872 
$9. Juni 1872 



Neumttnster-Neustadt 

Neumünster* Seegeberg-Oldesloh 
Frankfurt a/M.-Camberg . . . 
Mainz- Wiesbaden-Niedernhau- 



Sept. 1867 
April 1871 
Dec. 1^68 
Sept. 1871 
Oct. 1871 
Jan. 1866 

März 1868 
Juli 1866 
Dec. 1868 

Mai 1867 
Mai l'«71 
Aug. 1872 



sen 



Camberg-Limburg 

Limburg-Troisdorf 

Hannover-Altenbecken .... 

Hildesheim-Braunschweig . . . 

Lühne-Hameln-Hildesheim-Vie- 

nenburg 



24. 
14. 
14. 
12. 
9. 
29. 

23. 
14. 
12. 

29. 

28. 
21. 

21. 
24. 
24. 

25. 

22. 

i 

11. Juli 1873 



Aug. 
Febr. 
Febr. 

Nov. 
März 



1872 
1873 
1874 

1868 
1872 



selbe Gt^sellschaft über- 
nimmt die Verwaltung der 

Hannover - Altenbecker 
Bahn No. 78 dieses Ver- 
zeichnisses. 



IStaatgarantirtf. 10,000,000 
Thlr. Anlagecapitel 40/o 
^Zinsen. 

Berlin-Stettiner Eisenbahn 
baut No. 41—44. 



45 — 49 baut Breslau- 
Schweidnitz-Freiburg. 



Staat garantirt 40/o Hlr 11 
Mill. Thlr. Anlagecapital. 



No. 50 — 62 baut Rheinische 
Bahn. 



/Magdeburg- COthen-Halle- 
{ Leipziger Gesellschaft baut. 

} werden von Berlin-Potsd.- 
Magdeburger Gesellschaft 
gebaut. 

der Staat garantirt bei No. 
69, 70 der TliUring. Eisen- 
bahn, welche diese und 
No. 71 baute, die Zinsen 
des Anlagecapitals. 

> Altona-Kieler Gesellschaft. 



^Hessische Ludwigseisen- 
bahn. 



Eine sich neubildende Ge- 
sellschaft baut die No. 78, 
79, 80, die Verwaltung ging 
an d. Magd-Halb. Gesell- 
schaft über 1873. 
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81 

82 
83 
84 
85 

86 

87 

88 
89 
9U 
91 
92 
93 

94 
95 
96 
97 

98 

99 

100 
101 
10*2 



103 

104 

105 
106 
10 
108 



109 

no 
IJl 

112 
113 
114 



Markirch - Posener (Frankfurt- 

Posen-Guben) 

NurdhauBen-Erfnrt 

Oldenburg-Leer 

Hahe-Sorau-Guben 

Eilenburg-Leipzig 

Cottbus-Grossonhain 

Crefeld-Kreis Kempener Eisen- 
bahn 

Schleswigsche Bahn 

Broehlthalbahn 

Altenburg-Zeitz 

Breslau- Warschau 

Blankenburg-Üalberstadt . . . 
Wangerin-Conitz 

Wesel-Bocholt 

Uelzen-Langwedel 

Angermünde-Schwedt . . . . 

Berlin-Dresden 

Berlin-Stralsund 

Lemfbrde-Bergheim 

Kohlfurt-Falkenberff 

Dortm und-Gronau-£nschede 
Miinster-Enschede 

Holländische Grenze-Cleve-Xan- 

ten-Wesei 

Straussfurt-Gross-Heringen . . 

Wittenberg-Falkenberg . . . . 

Otils-Gnesen 

Schmal kalden-Wemhaussen . . 
Harburg-Stade-Cuxhafen . . . 

Danzig-Warschau 

Quackenbrtk'k-OsnabrÜck . . 

Posen-Creuzburg 

Naumburg-Artem 

Einbeck-Salzerhelden 

Erfurt-Saalfeld 



25. März 1867 
24. April 1867 
12. Juni 1867 
3. Febr. 1868 

17. Juni 1872 

29. Juni 1868 

6. Oct. 1868 

1. Febr. 1869 
12. April 1869 

2. April 1870 
12. März 1870 

8. Juni 1870 
5. Juni 1870 

12. Sept. 1869 
12. Juni 1870 
5. Mai 1871 
24. Juni 1871 

18. Juni 1870 

21. Mai 1871 

9. Nov. 1871 

8. Jan. 1872 

9. März 1872 



} 



5. Febr. 1872 
9. März 1^72 

11. Sept. 1872 

17. Juni 1872 

3. Juni 1872 

22. Mai 1872 

15. Mai 1873 

1. Juni 1873 

23. Jan. Ib73 
7. Oct. 1872 

27. März 1872 

16. Dec. 1872 
27. Juni 1873 



neue Gresellschaften. 

Oldenburger Staatsbahn. 

neue Gesellschaft baut die 

No. 85. 

neue Gesellschaft. 

desgl. 

alte Gesellschaft. 

Transportbahn. 

neue Actiengesellschaft. 

desgl. 

desgl. 

Actionges. Pommerscbe 

Centralbahn. 



Actienges. Berliner-Nord- 
bahn. 

deutsche Eisenbahnbau- 
geseUschaft. 

Ober lausitzer Gesellschaft, 
neue Geseilschaft, 
die Westfälische Staats- 
bahn übernimmt den Be- 
trieb bis 1890. 16 Septbr. 
genehmigten Vertrag. 
Nordberliner Actiengesell- 
schaft. 

Saal-Unstrut Eisenbahn 
(n;ue Gesellschaft). 
Berlin- Anhalter Bahn, 
neue Geseilschaft, 
desgl. 

Cuxliafen Eisenbahn-, Ha- 
fen- u Dampfschiff-Ge- 
sellschaft, 
neue Geaelischaft. 
Oldenburger Staatsbahn, 
neue Gesellschaft, 
neue Gesellschaft, Unstrut- 
bahn. 

Brauuschweigische Eisen- 
bahngesellschaft. 



Die Entwickelang des preussischen Eisenbahnnetzes, wie sie 
vorstehend bis auf die heutigen Tage dargestellt, erfolgte unter der 
Herrschaft des am 3. Noy. 1838 erlassenen Gesetzes über die Eisen- 
bahnuntemehmungen , dessen wir oben (Seite 6) Erwähnung gethan 
haben. 
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Dieses Gesetz, basirt aaf den im Jahre 1838 herrschenden An- 
schauungen über Eisenbahnen und berechnet für die damaligen Ver- 
hältnisse und die damals erwartete Entwickelung der Eisenbahn- 
untemehmungen, war bei den gänzlich veränderten wirthschaftlichen 
Verhältnissen schon lange nicht mehr ausreichend zur Regelung der 
Stellung der Staatsregierung dem grossen Eisenbahnnetz gegenüber, 
welches sich an Stelle der im Jahre 1838 in Aussicht genommenen 
wenigen Linien entwickelt hatte. Oftmals schon war dieses Gesetz 
Gegenstand heftiger Angriffe aus der Volksvertretung gewesen, oft-, 
mals schon war die Regierung aufgefordert, eine Revision desselben 
vorzunehmen, immer aber hatte sie sich dem entzogen, mit dem 
alten Gesetz weitef gewirthschaftet und durch ministerielle Verfügung 
die Lücken desselben auszufüllen gesucht. 

Dass es überhaupt möglich gewesen, mit einem Gesetz, welches 
im Jahre 1838, also zu einer Zeit, in der das Eisenbahnwesen sich 
noch in der Kindheit befand, erlassen ist, bis heute auszukommen, 
ist für die Mannet, welche das Gesetz damals verfasst haben, ein 
besonders ehrendes Zeugniss, weil es beweist, dass sie damals über 
das Eisenbahnwesen zutreffender zu urtheilen verstanden haben, als 
die Menge ihrer Zeitgenossen. 

Das Aufsichtsrecht des Staates über die Eisenbahnen, welches 
dieses Gesetz im § 46 constituirt, erlitt zuerst eine wesentliche 
Aenderung durch die Verfassung des Norddeutschen Bundes und 
deutschen Reiches. 

Der gedachte § 46 schrreibt die Ernennung eines beständigen 
Commissars der Staatsregierung zur Ausübung des Aufsichtsrechtes 
über die Privatbahnen vor. Es fungirten auch bei den ersten Bah- 
nen im Staate bis zum Jahre 1848 solche königliche Commissarien. 
In diesem Jahre genügten die Gommissare der Regierung aber nicht 
mehr und errichtete sie, unter dem Titel »Eisenbahncommissariate«, 
collegialische Behörden, deren Stellung lediglich durch eine Ministe- 
rialinstruction geregelt wurde. 

Das Ressort derselben umfasste die Wahrung der Rechte des 
Staates, den Privateisenbahngesellschaften gegenüber, und der Rechte 
der Bahnen als öffentlicher Transportanstalten, den Schutz des Pn- 
blicums, wie auch die Aufsicht über die finanziellen und Betriebs- 
angelegenheiten, die Befolgung der Statuten, ministerieller Anord- 
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nnngen n. s. yf. Einem jeden Commissariat wnrde ein Complex von 
Privatbahnen , gegen welche oft aufs Schärfste von Anfsichtswegen 
vorgegangen, untergestellt. Die Gesetzmässigkeit der Stellnng der 
Commissariate wird vielfach angegriffen und die Regiening gedrängt, 
diese durch ein Gesetz zu regeln. 

Die Verfassung des Norddeutschen Bundes unterstellte während 
dieser sich durch mehrere Jahre hinziehenden Verhandlungen im 
Artikel VI und VII das Eisenbahnwesen, sowohl in Preussen wie in 
allen übrigen Bundesländern, der Beaufsichtigung des Bundes, gab 
demselben das Recht, selbst oder durch Unternehmer, sogar gegen 
den Widerspruch dclr Bundesglieder, Eisenbahnen, im Interesse der 
Vertheidigung oder des gemeinsamen Verkehrs zu bauen, hob das 
Widerspruchsrecht bestehender Bahnen gegen Anlegung von Parallel- 
und Concurrenzbahnen auf, befahl die sämmtlichen Bahnen als ein 
einheitliches Netz nach einem Bahnpolizeireglement zu verwalten, 
ttbemahm die Aufsicht über den baulichen Zustand der Bahnen, zog 
die Gontrole über das TarifVesen an sich und stellte die möglichste 
Herabsetzung und Gleichmässigkeit der Tarife, sowie Einführung 
dea Einpfennigtarifes für Kohmaterialien als Ziel hin. 

Diese aus der Verfassung des Norddeutschen Bundes in die 
Reichsverfassung übergegangenen Bestimmungen blieben aber längere 
Zeit ein todter Buchstabe. Zur Ausführung geschah nichts weiter, 
als dass 2 Reglements erlassen wurden, nämlich das Bahnpolizei- 
reglement vom 3. Juli und das Betriebsreglement vom 10. Juni 
1870. Es wurde aber weder im Norddeutschen Bunde noch im 
Reiche eine Behörde constituirt. welche die in der Verfassung dem 
Bunde oder Reiche zugelegten Rechte hätte zur That machen, die 
Befolgung des Reglements hätte überwachen können. 

In der preussischen Volksvertretung ward dann in den Jahren 1869 
bis 1872 fortgesetzt das Verlangen gestellt, die Regierung solle für 
Preussen wenigstens durch ein Gesetz die Eisenbahncommissariate 
und damit das Staatsaufsichtsrecht regeln, da vom Reich und der 
Reichsgesetzgebung allem Anscheine nach die Ausführung der Ver- 
fassungsbestimmungen leider nicht zu erwarten sei. Diesen wieder- 
holten Anträgen kam endlich die Regierung in der Session 1872 — 
1873 nach und legte ein Gesetz über Eisenbahncommissariate vor. 

Nach demselben sollten die Commissariate die Aufsichtsbehörden 
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über sämmtliche Privatbahnen sein und im Wesentlichen die Befag- 
nisse verliehen bekommen, welche sie seither durch Ministerial- 
rescripte übertragen erhalten hatten. Der Entwurf beabsichtigte also 
im Grunde genommen nichts weiter, als der Stellung der Eisenbahn- 
commissariate die fehlende gesetzliche Basis zu geben und den 
Privatbahnen damit die Möglichkeit abzuschneiden, bei ihren Bestre- 
bungen, sich der Aufsicht der Commissariate mehr und mehr zu 
entziehen, Erfolge zu erzielen. 

Zwischen den Eisenbahngesellschaften und dem königlichen 
Ministerium bestand nämlich Meinungsverschiedenheit über die Trag- 
weite des Bundesgesetzes vom 11. Juni 1870, Über die Actiengesell- 
schaften. Die Eisenbahngesellschaften glaubten, durch dieses Gesetz 
sei das Aufsichtsrecht des Staates auch über die Eisenbahnen wesent- 
lich eingeschränkt, während das Ministerium bei der gegentheiligen 
Ansicht beharrte, dass in Betrieb der Eisenbahnen das Aufsichts- 
recht ungeschmälert bestehen geblieben sei. 

Diese Differenz, deren Lösung schliesslich nicht beim preussi- 
schen Ministerium, sondern den Reichsbehörden gestanden, wirkte 
unstreitig mit ein auf die Regierung, als sie dem Landtage den Ent- 
wurf flir das in Rede stehende Gesetz vorlegte. 

Wenn man es auch bei der Berathung des Gesetzes allseitig 
für nothwendig erkannte, der Regierung auch fernerhin eine energische 
und eingreifende Aufsicht über die Privatbahnen möglich zu machen, 
fand man doch, dass der von der Regierung jetzt eingeschlagene Weg 
nicht zum erwünschten Ziele führe, dass die früheren Weigerungen 
der Regierung, ein Gesetz über die Commissariate vorzulegen, mit 
Rücksicht auf die Schwierigkeit der zu regelnden Fragen und nament- 
lich darauf, dass der Staat selbst der grösste Eisenbahneigenthümer 
sei, nicht unbegründet gewesen seien, dass es vielmehr ziemlich 
nnmöglich sei, diese Eisenbahnaufsicht im Wege der Landesgesetz- 
gebung zu regeln, und dass es sich daher sehr empfehle, mit allen 
Kräften dahin zu wirken, die in der Reichsverfassung enthaltenen 
ganz unzweideutigen Vorschriften über das Eisenbahnwesen endlich 
zur Ausfuhrung zu bringen. 

Diese Verhandlungen im Schoosse des preussischen Abgeordne- 
tenhauses waren auf die Reichsgesetzgebung nicht ohne Erfolg. 
In der Session des Reichstages im Jahre 1873, welche jenen Ver- 
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handlnngen bald folgte, ergriff der Reichstag selbst die Initiative, 
ttm dies ttber die Eisenbahnen handelnde Capitel der Verfassung zur 
Ausführung zu bringen, ging dabei von der Ansicht aus, dass es 
nothwendig sei, zuerst ein Organ — ein Amt — zu schaffen, wel- 
ches an der Spitze alles desjenigen stände, was zur Ausbildung des 
Eisenbahnwesens in Deutschland zu geschehen hätte, den Mittelpunkt 
fär die fernere Gesetzgebung bilde, und so der Beichsregieruug die 
Möglichkeit eröffne, die weiteren Bestimmungen zu erlassen, zugleich 
aber auch schon die Controle übe, dass die Bestimmungen der Ver- 
fassung und die erlassenen Reglements und Gesetze zur Ausführung 
kommen, und etwaige dieserhalb erhobene Beschwerden erledigen 
könne. Diese Initiative des Reichstages war erfolgreich und fahrte 
zu der Einrichtung des Reichseisenbahnamtes durch Gesetz vom 27. 
Juni 1873. 

Die Functionen dieses Amtes regeln die nachstehenden §§ 4 und 
5 des Gesetzes. 

§4. 

Das Reichseisenbahnamt hat innerhalb der durch die Verfassung 
bestimmten Zuständigkeit des Reichs: 

1. das Aufsichtsrecht über das Eisenbahnwesen wahrzu- 
nehmen ; 

2. für die Ausführung der in der Reichsverfassung enthal- 
tenen Bestimmungen, sowie der sonstigen auf das Eisen- 
bahnwesen bezüglichen Gesetze und verfassungsmässigen 
Vorschriften Sorge zu tragen; 

3. auf Abstellung der in Hinsicht auf das Eisenbahnwesen 
hervortretenden Mängel und Missstände hinzuwirken. 

Dasselbe ist berechtigt, innerhalb seiner Zuständigkeit über alle 
Einrichtungen und Massregeln von den Eisenbahnverwaltungen Aus- 
kunft zu erfordern oder nach Befinden durch persönliche Eenntniss- 
nahme sich zu unterrichten und hiemach das Erforderliche zu veran- 
lassen. 

§ 5. 

Bis zum Erlass eines Reichseisenbahngesetzes gelten folgende 
Vorschriften : 

1. In Bezug auf die Privateisenbahnen stehen dem Reichs- 

Sohreiber, Pr. Eiseobahnen. 5 
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eisenbahnamte zur DurchfÜhrang seiner Verftlgangen die- 
selben Befugnisse zu, welche den Aufsichtsbehörden der 
betreffenden Bundesstaaten beigelegt sind. Werden zu 
diesem Zwecke Zwangsmassregeln erforderlich, so sind 
die Eisenbahnaufsichtsbehörden der einzelnen Bundesstaa- 
ten gehalten, den deshalb an sie ergehenden Requisitionen 
zu entsprechen. 

2. Staatseisenbahnverwaltungen sind nöthigenfalls zur Er- 
füllung der ihnen obliegenden Verpflichtungen im verfas- 
sungsmässigen Wege (Art. 7. Nr. 3., Art. 17. und Art. 
19. der Reichsverfassung) anzuhalten. 

3. Den Reichseisenbahnen gegenüber wird der Reichskanzler 
die Verfügungen des Reichseisenbahnamtes zum Vollzuge 
bringen. 

4. Wird gegen eine von dem Reichseisenbahnamte verfügte 
Massregel Gegenvorstellung erhoben auf Grund der Be- 
hauptung, dass jene Massregel in den Gesetzen und 
rechtsgültigen Vorschriften nicht begründet sei, so hat 
das durch Zuziehung von richterlichen Beamten zu ver- 
stärkende Reichseisenbahnamt über die Gegenvorstellung 
immer selbstständig und unter eigener Verantwortlichkeit 
in collegialer Berathung und Beschlussfassung zu befinden. 
Zu diesem Zwecke wird der Bundesrath ein Regulativ 
erlassen, welches den collegialen Geschäftsgang ordnet 
und die hierbei dem Präsidenten zustehenden Befugnisse 
regelt. 

Mit der Schaffung dieser Reichsbehörde ward der erste Schritt 
gethan, um die bis dahin todten Bestimmungen der Verfassung über 
das Eisenbahnwesen lebendig zum machen. 

Diese Behörde kann innerhalb des Rahmens der Reichsverfas- 
sung viel Gutes und Segensreiches für den Bau und Betrieb der 
Bahnen schaffen, und wird unstreitig dahin wirken, dass viele der 
Schäden, an denen grade das deutsche Eisenbahnwesen in Folge 
seiner Buntscheckigkeit krankt, abgestellt werden. Der Reichstag 
und die Reichsregierung glaubten sich vorerst auf diesen einen Schritt 
beschränken zu müssen, die umfassende erforderliche Gesetzgebung 
aber nicht gleich mit in die Hand nehmen oder anstreben zu dürfen. 
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Man war darin einig, dass diese Gesetzgebung henrorwachsen müsse 
ans dem Bedürfniss und den Erfahrungen des Lebens, und hoffte 
mit der Schaffung des Reichseisenbahnamtes eine Behörde gegründet 
zn haben, welche das beste Material zusammentragen könnte, für 
die weiter erforderlichen einzelnen Gesetze und die Gesetzgebung. 

Im preussischen Ministerium glaubte man aber von den zur 
Ausftihrung der Reichsverfassung in Aussicht stehenden weiteren 
Gesetzen nicht erwarten zu dürfen, dass sie den Missständen Tor- 
beugen konnten, welche sich bei der Leitung des Eisenbahnwesens 
nach dem Gesetze von 1838 herausgestellt hatten. 

Wie oben bei der Besprechung des Gesetzes schon angedeutet ist, 
stellt es dem freien Ermessen des Handelsministeriums vieles anheim, 
namentlich so lange es sich um Ertheilung der Erlaubniss zu Vor- 
arbeiten, um Beurtheilung der allgemeinen Zulässigkeit eines beab- 
sichtigten Baues und die Ertheilung der Concession und deren Be- 
dingungen handelte, sodass bei der weiteren Entwickelung des 
Eisenbahnnetzes sich unvermeidlich Missstände einschleichen mussten. 

Nachdem diese im Hause der Abgeordneten im Jahre 1873 
öffentlich zur Sprache gebracht und von einer eingesetzten Special- 
commission genauer festgestellt, auch die Mittel zur Abhülfe erörtert 
waren, konnte die Regierung ihren seitherigen Standpunkt, mit dem 
1838r Gesetz weiter zu regieren, nicht mehr aufrecht erhalten, und 
erkannte die Nothwendigkeit an, über die Anlage von Eisenbahnen 
neue gesetzliche Normen zu schaffen. 

Unter dem 8. Januar d. J. legte sie dem Hause der Abgeord- 
neten den Entwurf eines Gesetzes vor, welches unter Aufhebung 
der betreffenden Paragraphen des Gesetzes vom 3. Novbr. 1838 
lediglich über die »Anlagen von Eisenbahnen« neue Bestimmungen 
enthalten soll. 

Sich in dieser Weise zu beschränken, die übrigen Vorschriften 
des Eisenbahngesetzes von 1838, soweit sie nicht schon durch das 
Reichsgesetz von 1873 alterirt sind, bestehen zu lassen und abzu- 
warten, ob die Reichsregierung durch ein Reichseisenbahngesetz ftir 
die weiteren nöthigen Aenderungen sorgen werde, erscheint geboten, 
weil die Regelung der darin behandelten Fragen, nach der Verfas- 
sung, Sache des Reichs ist, und Preussen füglich, nachdem das Reich 
im vergangenen Jahre angefangen hat, der Ausführung der Bestimm 

6* 
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mungen des AbschnitteB 7 der Reichsverfassung näher za treten , 
keine zur Conipetenz des Reichs gehörende Frage auf dem Gebiete 
des Eisenbahnwesens durch Landesgesetze zu regeln versuchen kann, 
ohne sich particularistischer Bestrebungen schuldig zu machen. 

lieber die Anlage von Eisenbahnen aber, wie ttber das bei der 
Concessionirung zu beobachtende Verfahren und damit eng zusam- 
menhängende Fragen, ein Gesetz zu erlassen, steht unbedingt jeder 
Landesregierung noch das volle Recht zu, und kann man der preus- 
sischen Regierung aus der jetzt erfolgten Vorlage eines Gesetzes 
über Eisenbahnanlagen keinen Vorwurf machen. 

Da in den Motiven, mit welchen die Gesetzesvorlage begleite! 
ist, mit keinem Worte die Frage erwähnt wird, ob die Regierung 
mit Rücksicht auf die Reichsverfassung zum Erlass des Gesetzes 
noch fUr competent zu erachten, erscheint die Annahme, dass das 
preussische Staatsministerium diese Gompetenz ttber alle Zweifel er- 
haben erachtet hat, berechtigt. 

Ob die Vorlage aber zur Zeit doch nicht hätte unterbleiben 
sollen, weil nach den neuesten Erklärungen im Reichstag (Sitzung 
vom 23. Februar) in der Herbstsession ein Reichseisenbahngesetz vor- 
gelegt werden wird, dürfte zweifelhafter sein, da die Grenze zwi- 
schen der Gompetenz des Reiches und der einzelnen Staaten immer- 
hin schwer zu bestimmen ist, und es unbedingt eine unangenehme 
Situation für die preussische Regierung wäre, wenn durch das 
Reichseisenbahngesetz die von ihr jetzt erlassenen gesetzlichen Be- 
stimmungen alterirt würden. 

Der gute Wille, nachdem die Missstände beim Eisenbahnwesen 
im vergangenen Jahre klar aufgedeckt, schleunigst gesetzliche Vor- 
kehrung gegen deren Wiederkehr zu trefifen, verdient aber unbedingt 
Anerkennung. Das Haus der Abgeordneten ist der Vorlage noch 
nicht näher getreten, ttber seine Stellung zu dem Gesetzentwurfe 
also noch nichts bekannt geworden. Aus dem Umstände jedoch, 
dass dies noch nicht geschehen, dttrfte man wohl nicht mit Unrecht 
darauf schliessen , dass dasselbe abwarten will . in welcher Weise 
das Reichseisenbahngesetz auch ttber Anlage von Eisenbahnen Vor- 
schriften geben wird, um Differenzen zwischen der Landes- und 
Reichsgesetzgebung zu vermeiden. 

Immerhin aber hat dieser Gesetzentwurf, der jedenfalls den 
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Standpunkt der preussischen Regierung zum Eisenbahnban deutlich 
docnmentirte, für uns hier ein wesentliches Interesse , da wir grade 
diesen Standpunkt darzulegen haben, sodass es gerechtfertigt er- 
scheint, hier die wichtigsten, mit dem Gesetz beabsichtigten Aen- 
derungen des Eisenbahngesetzes von 1838 kurz wiederzugeben. 

Zuerst beschränkt sich der EntwurC selbstverständlich nicht mehr 
darauf, lediglich für Eisenbahnen, von Actiengesellschaften gebaut, 
Bestimmungen zu geben, sondern trägt dem factischen Zustande, 
nach welchem der Staat und Privatunternehmer Bahnen gebaut 
haben und bauen werden, allseitig Rechnung und nimmt ftar Staats- 
bahnen keine exceptionelle Stellung mehr in Anspruch. Dann vnll er 
weiter dem grossen Uebelstande abhelfen, dass in dem alten Gesetze 
keinerlei Bestimmungen ttber die formelle Behandlung des Conces- 
sionsgesuches und das Verfahren bis zur Ertheilung der Concession 
gegeben sind, und feste Rechtsnormen sowohl im Interesse der Gon- 
cessionssucher wie der Behörden und sonst Betheiligten zur Aus- 
schliessung der arbiträren Entscheidungen schaffen. 

Weiter soll die Prüfung der allgemeinen Zulässigkeit des Pro- 
jeetes , welche seither lediglich dem HandelsministeV, der an keine 
gesetzlich bestimmten Normen gebunden war, zustand, dem Ermessen 
einer Person entzogen und einer Behörde — Eisenbahnrath — über- 
tragen werden, die zu dem Zwecke eigens componirt ist und Garantie 
bieten soll, dass sie alle Interessen unparteiisch würdigen kann. 
Für das von dem Eisenbahnrathe zu beobachtende Verfahren giebt 
der Entwurf bestimmte Regeln , und schreibt weiter die Aufstellung 
eines Eisenbahnbauplanes, welcher die für Vollendung eines voll- 
ständigen Eisenbahnnetzes für den ganzen Staat geeigneten Haupt- 
linien enthalten soll^ vor. 

Er bestimmt weiter die Art und Weise, wie ausser den allge- 
meinen Staatsinteressen, auch die besonderen Interessen der Pro- 
vinzen, Kreise, Gemeinden und sonstigen Betheiligten vertreten 
werden sollen, und sorgt dafür, dass die Prüfung der Solidität des 
Unternehmens und Unternehmers durch den Landeseisenbahnrath 
sorgfältig und unparteiisch geschieht. 

Das System der landesherrlichen Concessio^ zur Anlage von 
Privatbahnen und besonderer Gesetze zur Erbauung von Staatsbahnen 
bleibt beibehalten. Die Concession soll stets unter der Voraus- 
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Setzung ertbeilt werden, dass der Staat nach einer bestimmten Frist 
den Bahnkörper nnentgeldlich , das Betriebsinventar dagegen gegen 
Entschädigung erwerben kann, während ihm seither nur das Recht 
zustand, eine Bahn unter höchst ungünstigen Bedingungen zu 
kaufen. 

Mit diesem Gesetzentwurf acceptirt die Regierung in Betreif 
der Anlage von Bahnen, das seither von ihr befolgte Mischsystem 
rückhaltlos, hält sich aber doch in etwa freie Hand, um den Aus- 
bau von Privatbahnen, da, wo sie öffentliche Interessen schädigen, 
hindern zu können, und schlägt einen Weg vor, um, wenn auch in 
ferner Zukunft, sämmtliche Bahnen in ihre Hand zu bekommen. 
Damit stellte sie sich wiederum das Ziel, welches sie in der ersten 
Periode des Eisenbahnwesens zu erreichen und anzubahnen suchte, 
späterhin aber aus den Augen verloren hatte. 



Blicken vrir nun zum Schluss, nachdem wir die Entwickelung 
des preussischen Eisenbahnnetzes und die Stellung der Regierung 
zu dieser Entwickelung bis auf die neueste Zeit verfolgt haben, zu- 
rück auf die 30 Jahre, innerhalb welcher sich diese Entwickelung 
vollzogen hat« so müssen wir zugestehen, dass die Stellung der 
Staatsregierung dem Eisenbahnbau gegenüber keine constante, son- 
dern eine schwankende, principien- und planlose gewesen ist. 

Ein Bestreben nur hat die Regierung stets geleitet und ein Ziel 
hat sie allzeit unverwandt im Auge gehabt, nämlich das, möglichst 
viel Eisenbahnen für die Monarchie gebaut zu bekommen und so 
möglichst allen Landestheilen die Vortheile zuzuwenden, welche 
die Bahnen einem Lande bringen. 

Mag man auch über die Stellung der Regierung zum Eisenbahn- 
wesen urtheilen wie man will, das muss man mit Befriedigung an- 
erkennen, dass sie es verstanden hat, diesem Ziele unverrückt näher 

* 

zu kommen , und dass auf diese Weise ein Eisenbahnnetz vollendet 
ist, wie es auf keine andere Weise auszubauen möglich gewesen 
wäre. 

Ende 1872 waren im ganzen Staate in Betrieb 1817 Meilen, 
davon waren Staatsbahnen 518, Privatbahnen unter Staatsverwaltung 
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258, Privatbahnen von eigenen Directionen verwaltet 1041. 1700 
Meilen gehörten ganz vollendeten Unternehmungen an. 

Zu dem Bau und zu der Ausrüstung dieser 1 700 Meilen Bahnen waren 
verwendet im Ganzen 927,469,694 Thlr. und zwar 1. für die Staats- 
bahnen 277,061,0S7, 2. für die Privatbahnen unter Staatsverwaltung 
188,397,012, 3. für Privatbahnen 462,018,595 Thlr. 

Die Verwaltung der sämmtlichen Bahnen fühten 11 königliche 
Eisenbahndireetionen (8 für Staatsbahnen und 3 für Privatbahnen) 
und 43 Privatdirectionen. 

Es sind fast 300 Meilen Staatsbahnen und etwa 700 Meilen 
Privatbahnen zu bauen begonnen, resp. genehmigt, so dass voraus- 
sichtlich in einigen Jahren schon ein Eisenbahnnetz von circa 2600 
Meilen vorhanden sein wird. 

Eine Uebersicht über die Entwickelung des Eisenbahnnetzes 
giebt die nachstehende Tabelle. — 



Es waren 


im Betrieb 


a 


Anlagecapital 




im Jahre 


Meilen 


concessionirt 


verwendet 


pro Meile. 


1844 


114 


37,727,800 


33,866,067 


296,120 


1846 


119 


38,179,600 


36,866,823 


307,029 


1848 


313 


120,640,000 


120,905,986 


385,374 


1850 


377 


145,467,800 


147,567,724 


390,566 


1852 


385 


135,844,600 


153,807,226 


399,088 


1854 


490 


177,629,300 


202,414,049 


412,241 


1856 


533 


211,759,400 


235,302,171 


440,881 


1858 


630 


240,989,500 


279,646,547 


453,830 


1860 


737 


274,699,700 


351,623,329 


480,586 


1862 


799 


346,370,^00 


410,535,432 


516,607 


1864 


853 


371,733,800 


446,281,496 


525,002 


1S66 


898 


438,791,800 


481,696.731 


541,437 


1868 


1344 


554,154,591 


724,286,613 


540,795 


1870 


1465 


681,485,191 


799,154,69S 


553,087 


lb72 


1700 


767,245,877 


927,469,694 


578,417 
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